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Liebe Leserinnen und Leser von Phase 2I 


Aus aktuellem Anlass anstelle des Editorials diese Pressemitteilung! 


AUSGABE NUMMER: 


»Vollständige Auflage der sechsten Ausgabe 


2-06 


Am 6. Dezember 2002 beschlagnahmte der Zoll die gesamte 
Auflage der in der Tschechischen Republik gedruckten sechsten 
Ausgabe der Zeitschrift Phase 2. In einem Beschluss vom 11. De- 
zember 2002 entschied das Amtsgericht Wunsiedel die gesamte 
Auflage wegen des Verdachts auf »verfassungswidrige Inhalte« und 
Steuervergehen einzubehalten. Die Zeitschrift wurde zur Über- 
prüfung des Verdachts »verfassungswidriger Inhalte« an das Zoll- 
fahndungsamt Nürnberg zur Begutachtung übergeben. 

Mit diesem Beschluss ist die sechste Ausgabe der Phase 2 de 
facto konfisziert. Die Beschlagnahmung erfolgte aufgrund eines 
unspezifischen Verdachts, der unabhängig vom konkreten Inhalt 
der Zeitschrift erhoben wurde sowie aufgrund der Tatsache, dass 
die Zeitung in der Tschechischen Republik gedruckt wurde. Das 
Verfahren der Prüfung kommt dabei einer Konfiskation gleich, da 
die Dauer der Prüfung des Inhaltes das Erscheinen von Phase 2 als 
Periodikum unmöglich macht. Die Art der Beschlagnahme zeigt 
so, dass eine Einfuhr der Zeitschrift Phase 2 generell unterbunden 
werden sollte. 

Die Redaktion der Phase 2 erklärt zu der Beschlagnahmung: 
»Mit der Beschlagnahmung der Phase 2 setzt sich die Generalprä- 
vention staatlicher Stellen gegen linksradikale Publikationen und 
Aktivitäten fort. Als Publikation, die sich offensiv um eine links- 
radikale Organisierung bemüht und vom Verein zur Förderung 
antifaschistischer Kultur, e.V., für die Gruppen Bündnis gegen 
Rechts aus Leipzig, die Antifaschistische Aktion Berlin und die 
Autonome Antifa/M aus Göttingen herausgegeben wird, ist Phase 2 
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der Zeitschrift Phase 2 beschlagnahmt!« 


Teil der linksradikalen Bewegung in der Bundesrepublik. Die Dis- 
kussionen dieser Bewegung sind, wie die Beschlagnahmung erneut 
zeigt, unabhängig von ihrem Inhalt Ziel staatlicher Gegenmaß- 
nahmen. Statt konkrete Inhalte zu kriminalisieren wird jetzt im 
Rahmen der bestehenden Gesetze dazu übergegangen, das Erschei- 
nen der Zeitschrift insgesamt unmöglich zu machen. Allen Betei- 
ligten ist klar, dass die Beschlagnahmung einer gesamten Auflage 
für eine Zeitschrift wie Phase 2 ein finanziell kaum zu verkraften- 
der Schlag ist.« 

In der aktuellen Situation ist Phase 2 auf eine breite 
Unterstützung angewiesen. Neben den Kosten des juristischen 
Verfahrens sind die Ausgaben für das weitere Erscheinen aufzu- 
bringen. Daneben benötigt Phase 2 die Solidarität aller, die an ei- 
ner linksradikalen Organisierung und Diskussion Interesse haben 
oder die Kriminalisierung linksradikaler Ansätze und Diskussio- 
nen in der Bundesrepublik unerträglich finden. 


Leipzig, den 13. Dezember 2002 
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Gefangen im Kapitalismus - 
Bürgerlichkeit, Staat, Glückseeligkeit 


ZUM SCHWERPUNKT DIESER AUSGABE 


it den Selbstmordattentaten gegen die Vereinig- 
N ten Staaten und dem Krieg gegen Afghanistan 

entwickelte sich innerhalb der Linken in Deutsch- 
land eine Diskussion über den Sinn und die Folgen der 
Bezugnahme auf Konzepte von Bürgerlichkeit und Zivi- 
lisation. Dienten beide Modelle lange Zeit zumindest als 
Schlagwörter der Abgrenzung, weil man unter »bürger- 
lich« alles bestehende Schlechte subsumierte und Zivilisa- 
tion vor allem als rassistischen und wohlstandschauvinis- 
tischen Kampfbegriff ansah, sind in der Diskussion nach 
dem 11. September die Stimmen lauter geworden, die in 
der Verteidigung dieser Konzepte die gegenwärtige 
Hauptaufgabe der Linken sehen. Diese Debatte ist kei- 
neswegs brandneu. Einigen erscheint sie gar als x-te Auf- 
lage des Dauerstreits um die richtige Auslegung der Wer- 
ke von Marx bis Adorno, ohne deren Kenntnis sich nie- 
mand in den Ring wagt. Auch wenn es verlockend ein- 
fach und humorvoll erscheinen mag, sich im linken Klein- 
krieg mit einem ZuschauerInnenbillet zu begnügen - die 
aus der Diskussion abgeleiteten Konsequenzen für ange- 
strebte gesellschaftliche Interventionen erlauben diesen 
bequemen Standpunkt nicht. Es geht nicht »nur« um ei- 
ne Position für oder gegen den möglichen Irakkrieg. Bür- 
gerlichkeit und Menschenrechte gelten vielen in der Dis- 
kussion als Vorbedingung aller weitergehenden emanzi- 
patorischen Veränderungen. So steht im Streit um die Be- 
dingungen von Fortschritt die gesamte strategische Aus- 
richtung der Linken zur Diskussion. 

Für unseren Schwerpunkt fragten wir zum einen 
Tjark Kunstreich und die Freiburger »Initiative: Kritik im 
Handgemeng«« nach ihren Standpunkten zu den Mög- 
lichkeiten und Stufen gesellschaftlicher Transformation 
angesichts globaler kapitalistischer Verhältnisse. Zum an- 
deren greifen wir die linke Debatte mit einer Kritik des 
»Jungle World«-Kongress auf. Diese Beiträge stehen am 
Ende unserer Thematisierung. Am Anfang sollte ein 
etwas grundsätzlicheres Verständnis der allgemeinen 
Funktionen von Bürgerlichkeit und Menschenrechten 
für die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Selbstre- 
produktion stehen. Der Text von Leon Briem, Mitglied 
des »a:ka« aus Göttingen, zeigt die Ideologie des Rechts 
als Kitt der Gesellschaft und endet mit der Hoffnung, 
dass eine tatsächliche Kritik, die nicht die eigene Verstri- 
ckung in die Verhältnisse verschleiert, an der Fortführung 


dieses Zustandes geleistet werden könnte. 

An diesen Problembereich anschließend wagt sich 
das BgR/Leipzig etwas weiter hervor. Trotz der Befangen- 
heit der Linken, die als Teil der Gesellschaft ihre Ideen 
von Befreiung und Revolution nur aus dem Bestehenden 
schöpfen kann, bleibt sie mit ihrer Praxis nicht nur auf 
das Prinzip Hoffnung zurückgeworfen. Auch wenn man 
sich nicht im außergesellschaftlichen Raum bewegt, ist 
eine Politik, die den Staat und Bürgerlichkeit negiert, da- 
ran symbolisch Kritik übt und die Negation im eigenen 
Handeln deutlich werden lässt, möglich und ausbaufähig, 

Auch in der jüngsten (Post-)Antifa-Geschichte, sei 
es in den Überlegungen über Bündnispolitik, revolutio- 
nären Antifaschismus, radikale Demokratie oder in der 
Frage, ob Kritik oder Politik, spiegelten sich bereits die 
heute eher theoretisch daherkommenden Diskussionen 
um linke Gesellschaftskritik als Negation oder positive 
Teilbezugnahme auf bürgerliche Werte. Am Beispiel An- 
tifaschismus verweist die »Phase 2-Redaktion« aus Berlin 
auf das, was man in der Antifa schon früher wusste und 
mit welchem Bewusstsein ihnen auch heute die Vertei- 
digung der bürgerlichen Geschäftsgrundlage linker Poli- 
tik sinnvoll, ja notwendig erscheint. Am konkreten Punkt 
des Umgangs linker Gruppen mit Naziaufmärschen wird 
diese Problematik vertieft. In einem Streitgespräch stehen 
sich das BgR Leipzig, eine prononciert zivilgesellschafts- 
kritische Gruppe, die de facto keine Anti-Nazi-Mobilisie- 
rungen mehr durchführt und die Antifa »M« aus Göttin- 
gen, die unter der Bedingung linksradikaler Sichtbarkeit 
weiterhin auf eine Bündnispolitik gegen Nazis setzt, ge- 
genüber. 

Mit dieser thematischen Spannbsreite sind einige der 
Konsequenzen, die aus der linken Bezugnahme auf Bür- 
gerlichkeit erwachsen, stellvertretend umrissen. Das ist 
sehr viel weniger als eine klare politische Perspektive, bil- 
det aber den Grundstock einer Diskussion, die genau da- 
rum zu führen bleibt. Insofern sind auch wir keinesfalls 
zufrieden. 


Phase 2, Leipzig 
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ANMERKUNGEN 


' Das »Tier an sich« und 
der »Mensch an sich« 
bezeichnen die unreflek- 
tierten Kategorien des 
Tieres und des Men- 
schen, die behandelt 
werden, als gäben sie die 
unabhängige Realität ei- 
nes Gegenstandes wie- 
der. »Für sich« ist eine 
solche Kategorie dage- 
gen, wenn sie im Zu- 
sammenhang mit der 
Reflexion eines Be- 
wusstseins betrachtet 
wird. Das »Tier an sich« 
ist hier also die Vorstel- 
lung des allgemeinen 
Begriffs Tier als wirkli- 
chem Gegenstand, wäh- 
rend die Bezeichnung 
»für sich« in diesem Text 
immer den Bezug zum 
individuellen, konkreten 
Bewusstsein herstellen 
will. [Anm. d. Red.] 


unterworfene 
Mensch (Objekt), der 
seine Unterwerfung 
selbst gestaltet (Sub- 
jekt), ist das Subjekt- 
Objekt. Da aber entwed- 
er die Unterwerfung die 
Gestaltung bestimmt, 
was den Subjektcharak- 
ter aufhebt, oder die Ge- 
staltung der eigenen Un- 
terwerfung die Objekt- 
haftigkeit des Menschen 
in Frage stellt, scheint 
das Subjekt-Objekt ei- 
nen logischen Wider- 
spruch zu enthalten. 
[Anm. d. Red.] 
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Die Bürgerinitiative in Permanenz 


oder: Menschenrecht - 


inksradikale haben es heutzutage oftmals leicht mit 
nahezu jeder Form von Recht und Gesetz. Dass es 
mit Gerechtigkeit nichts zu tun hat, nur die ideolo- 
gische Untermauerung des Herrschenden ist oder verglei- 
chbare kritische Herabwürdigungen gehen schnell von 
den Lippen und sehen sich auch selten der Notwen- 
digkeit ausgesetzt, weiter zu differenzieren. Im einfachen 
Sinne falsch sind solche Aussagen nicht, aber mindestens 
wenig ausdifferenziert, und vor allem wird dem ideolo- 
gischen Charakter eben des Rechtes und des Menschen- 
rechtes durch solche bloße Abgrenzung gerade keine 
Rechnung getragen. Zum Provozieren mag so etwas tau- 
gen, im politisch marginalen oder persönlichen Rahmen 
sogar hin und wieder jemanden überzeugen. Den poli- 
tisierten Massen, die sich, etwa bei den Globalisierungs- 
kritikerInnen, immer noch mit voller Emphase auf das 
Menschenrecht stürzen, kann da nur noch hilflos ihre 
Dummheit vorgeworfen werden und jeder unfreiwillige 
Bezug, in dem selbst zum Recht gestanden wird, kann 
nur pragmatisch erklärt oder gar nicht reflektiert werden. 
Der Satz, dass Recht Ideologie ist, taugt als Erkenntnis 
nur, wenn er als drängendes Problem verstanden werden 
kann und nicht - wenigstens nicht dauerhaft - zur bloßen 
Abwehr der eigenen Verstrickung in das falsche Ganze 
einfach geglaubt wird. Gerade weil es sich hier um rein- 
ste Ideologie handelt, also um immer schon Getanes, nie 
Gewusstes, kann das Recht weder einfach widerlegt noch 
sich ihm entzogen werden. Es kann nur als praktizierter 
Wahn und logische Unmöglichkeit zu Bewusstsein 
gebracht und somit kritisiert werden. Die Notwendigkeit 
hierfür ergibt sich übrigens auch und insbesondere aus 
antifaschistischer Perspektive, wenn etwa das Menschen- 
recht in einem Satz wie »Menschenrecht bricht Staats- 
recht« (»Mein Kampf«) in sein vermeintliches Gegenteil 
verkehrt werden konnte und dies auch heute noch wer- 
den kann. Es geht also viel mehr um die Frage, wie »die 
Ordnung, die 1789 als fortschrittliche ihren Weg antrat, 
von Beginn an die Tendenz zum Nationalsozialismus in 
sich trug« (Horkheimer 1939). Dabei soll es nicht um 
eine Ableitung sondern um Ideologiekritik gehen. 


Das unmögliche Universale 


Wenn das Gesetz Rechte ausspricht, so tut es dies schein- 
bar aus sich selbst heraus, als formuliere es nur das natür- 


geglaubtes Falsches 


lich Gegebene, etwa so: »Die Würde des Menschen ist 
unantastbar.« (Art. 1 GG) Steht das da so, weil es so ist 
oder ist das so, weil es da steht? Wenn diese Frage einfach 
nur beantwortet wird, geht mit ihr eine Entscheidung 
einher, die genau die Dichotomie und Widersprüchlich- 
keit der Gesellschaft als Ganzes nachvollzieht und not- 
wendig einseitig reflektiert. 

Der Mensch, von dem hier die Rede ist, soll der all- 
gemeine, universale und Abstrakte sein, abzüglich aller 
konkreten Eigenschaften wie Rasse und Geschlecht, Hei- 
mat und Herkunft, politischer Anschauung oder Religion 
(siehe Artikel 3 GG). In dieser Bestimmung ist der 
Mensch so was wie das Tier an sich‘, das zwischen Wölfen 
und Schafen, Ameisen und Adlern für sich gleicher 
maßen herumläuft, krabbelt und fliegt, als jedes und 
doch keines von ihnen. Dass ein solcher Mensch an sich 
konkret nicht existieren kann, ist dabei jedem klar. Nur 
am Rande sei hier bemerkt, dass der Mensch des Grund- 
gesetzes hierin dem Geld ähnelt, das sich als universelle 
Ware zur Vielfalt der konkreten Waren genauso verhält, 

Die abstrakte Bestimmung des Menschen kann für 
das bürgerliche Recht als absolut notwendig gelten, in der 
die Prinzipien »Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit« 
in eben der Form als verwirklicht zu gelten haben, dass 
jeder Mensch dem Staat nicht nur als Objekt unterwor- 
fen sein soll, sondern ihn gleichzeitig als Subjekt selbst 
gestaltet. So einfach dies in der Praxis von Staatstätigkeit 
als Regierung und BürgerInnentätigkeit als Wählen sich 
darzustellen scheint, so sehr ist ein solches Subjekt- 
Objekt? logisch unmöglich. Zwiespältig erscheint es dann 
auch in den BürgerInnen als konkreten Individuen. 

Diese empfangen ihren Einfluss auf die konkrete 
Regierung ja schließlich vom Staat im allgemeinen, der 
laut Grundgesetz nicht zur Debatte zu stehen hat. Sie 
unterliegen einem »Zwang zur Freiheit« (Rousseau), der 
auch gleichzeitig der Besitz an sich selbst sein soll. Anders 
kann Freiheit im bürgerlichen Sinne nicht gedacht wer- 
den. Die Subjekthaftigkeit gegenüber der Regierung wird 
nur als Objekt des Staates, als aufgezwungenes Recht 
zuteil. Die empfundene Subjektivität der BürgerInnen, 
ihre Existenz für sich, bleibt auf Geheiß des Staates im 
Privaten, jenseits der Regierung. In diesem Privatsein 
erscheint die BürgerInnen erst als Mensch für sich und 
BourgeoisE’, verpflichtet nur den eigenen Interessen, die 
außer durch den Vertrag mit anderen nicht in Kontakt 


treten dürfen. Der Bruch der Gesetze oder die Unfähig- 
keit, sich in diesem Rahmen zu reproduzieren (»Ge- 
schäftsuntüchtigkeit« laut BGB), lässt die Betroffenen ins 
kreatürlich-vormenschliche herabsinken. 

Mindestens im Moment der Wahl, aber auch im 
Gewähltwerden oder im politischen Engagement jedoch 
haben sie sich als Mensch an sich und für den Staat, als 
Volkssouverän und CitoyenNe darzustellen, nicht dem 
privaten Interesse sondern der allgemeinen Vernunft‘ 
verpflichtet. Sie sollen hier also plötzlich nicht nur mit 
einigen, sondern mit allen Mitgliedern der Gesellschaft 
in Kontakt sein. Auch wenn und gerade weil diese allge- 
meine Vernunft bei konkreten WählerInnen doch nur 
ihre private Meinung als Widerspiegelung ihres partiku- 
laren Interesses darstellt, kann die so konstituierte Staats- 
souveränität von sich behaupten, sinnvolle Zusammen- 
fassung und Verallgemeinerung aller Einzelinteressen zu 
sein. Der Souverän erklärt so die BürgerInnen zu mündi- 
gen Individuen, die bei sich und privat bleiben sollen, 
und sich selbst zu genau jenem unter ihnen, der ihre 
Allgemeinheit und konkretisierte Einheit als Gesellschaft 
repräsentiert. Der Staat als Souverän soll also den allge- 
meinen Menschen, den unmöglichen Menschen des 
Grundgesetzes repräsentieren, den Gleicheren, der alle 
anderen zu gleich Freien erklärt, kraft ihres »brüderli- 
chen« Zusammenkommens als Gesellschaft. In dieser 
Funktion wäre etwa über den Monarchen, den der Ka- 
tholizismus als Repräsentant Gottes verstanden wissen 
wollte, Ähnliches zu sagen. 

Nur am Rande sei bemerkt, dass es dem bürgerlichen 
Subjekt in seiner Rechtsform hier geht wie der Ware in 
ihrer Wertform’. Der Mensch als BürgerIn zerfällt in sei- 
ner Vermittlung zum Staat durch den Souverän in Bour- 
geoisE und CitoyenNe, die Ware in ihrer Vermittlung 
zum Wert durch das Geld in Tauschwert und Ge- 
brauchswert. 


Der Kitt der Gesellschaft 


Die verrückte Form‘, die sich durch den Staat hindurch 
konstituiert, hat »Freiheit« und »Gleichheit« zu gewähr- 
leisten, aber nur innerhalb des Rahmens der »Brüderlich- 
keit«, im Kreis der StaatsbürgerInnen, zu dem zu gehören 
niemals Selbstverständlichkeit, sondern immer auch 
Privileg ist. Notwendig ist lediglich ein irgendwie defi- 
nierter Kreis von StaatsbürgerInnen, die ihre Souveräni- 
tät über sich selbst - laut Gesetz - immer schon repräsen- 
tativ aussondern. Dieses »irgendwie« machte unter ande- 
rem die Übersetzung und Umkehrung von »Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit« in »Einigkeit und Recht und 
Freiheit« möglich, und die Reihenfolge folgt hier durch- 
aus der Priorität. Was das Bindende, die Einheit der 
Gesellschaft sein soll, kann der bürgerliche Staat auf 
unterschiedlichste Art und Weise definieren, solange es 
nicht die Wahrheit ist: der freie Warentausch gleicher 
Werte. (Auch wenn die Vereinigten Staaten manchmal an 
dieser Selbstdefinition recht nahe zu sein scheinen, was 
ein Grund für die Stabilität ihrer Verfassung sein kön- 
nte.) Innerhalb dieser Definition aber bleibt nur jeweils 
die Entscheidung zwischen nominalistischer und sub- 
stantialistischer’, französisch/amerikanischer und deut- 
scher Variante. Und ob das Volk durch die partikulare 
Entscheidung aller ein solches wird, wie dies im 


Gedanken des Staatsvertrages und des Ius Solis® zum 
Ausdruck kommt, oder ob es als Schicksalsgemeinschaft 
immer schon gewesen sein soll, wie es der deutsche 
Volksgedanke und das Ius Sanguis postulieren, ist ein 
Unterschied, der gleichsam einer ums Ganze als auch ein 
notwendig bedingter ist. Ums Ganze geht es, weil die 
nominalistische Variante die Bedingung der Möglichkeit 
enthält, die individuelle Freiheit der nur formal Gleichen 
vom Souverän zu emanzipieren, ohne dabei den Zusam- 
menhang der Menschen untereinander, die »Brüderlich- 
keit« oder Solidarität dem »Alle gegen Alle« des freien 
Wettbewerbs opfern zu müssen. In der substantialistisch- 
ontologischen Variante, in der »Brüderlichkeit« nur als 
selbstverständlich unter den zur »Einigkeit« gehörigen, 
den gleich-deutschen gilt, steckt dagegen die Drohung 
der Vernichtung gegenüber denjenigen, die die Einigkeit 
und Einheit der Gleichen vermeintlich zu zerreißen dro- 
hen. 

Aber so entgegengesetzt diese Erscheinungen bürger- 
licher Staatlichkeit daherkommen, so sehr verweisen sie 
in dialektischer Bedingtheit aufeinander. Verdeutlichen 
lässt sich dies wohl am ehesten in einer Darstellung der 
Politik als Spiegelspiel zwischen Links und Rechts. Der 
linke Nominalismus erklärt, etwa als Antirassismus: 
»Nation ist, was draus gemacht wird, die Summe seiner 
Teile«, und fordert etwa die Staatsbürgerschaft für subal- 
terne AusländerInnen, die doch »eigentlich schon längst 
Deutsche sind«. Die rechte Ontologie setzt konservativ 
dagegen: »Wir Deutschen haben schon genug Probleme, 
die unser Staat/unsere Elite schultern muss«, erklären die 
Subalternen zu Gästen und/oder Parasiten und wollen 
sich »unser Deutschland« nicht von äußeren Zwängen 
verbiegen lassen. Dem Nominalismus ist das Ganze und 
Allgemeine die Summe seiner Teile, die angemessen inte- 
griert zu sein haben; der Ontologie ist Jede und Jeder, 
jedes Einzelne nur Ausdruck des Einen Ganzen, das 
selbst von diesen unabhängig Geltung hat und dem sich 
einzufügen ist. So stehen sich die Lager in tatsächlich 
jedem bürgerlich-demokratischen Staat, jeder Institution 
und auch den Inter- und Supranationalen Organisatio- 
nen gegenüber, meist, soweit die Politiker selbst vernünf- 
tig zu argumentieren haben, in säuberlicher Durch- 
mischung eines wohlabgewogenen Sowohl-als-auch, aber 
logisch umso unversöhnlicher. Doch woher sollte die 
Ontologie der Universalie kommen, wenn sie sich nicht 
selbst als geschichtlich wahr gewordene verstehen kann? 
Und was anderes soll die partikularen Einzelnen zusam- 
menbringen, wenn nicht ihre universelle Eigenschaft, 
ihre Gleichheit? Menschenrecht als gleichermaßen imagi- 
niertes Naturrecht wie logisch realer Kern des Rechtes als 
Gesetz kann nicht anders erscheinen als in diesem kate- 
gorischen Widerspruch, den die jeweilige Regierung zur 
Einheitlichkeit des Rechts zu vermitteln hat. 

Nur am Rande bemerkt geht es dem Menschenrecht 
hier wie dem Wert, die beide nur durch ihre Erscheinung 
(die staatliche Souveränität und das Geld) hindurch 
gleichsam sich vermitteln und konstituieren können, und 
dabei in einen kategorischen Widerspruch zerfallen. 


Die Melodie des eigenen Elends 


So betrachtet gibt es nichts, was der bürgerlichen 
Ideologie und Gesellschaft als eine des prozessierenden 
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° BourgeoisE und Cito- 
yenNe sind beides franzö- 
sische Ausdrücke für das 
deutsche Wort Bürgern. 
Ihr Unterschied besteht 
darin, dass BourgeoisE ein 
Individuum bezeichnet, 
das seinen privaten Ge- 
schäften nachgeht, in de- 
nen es als möglichst unab- 
hängig vom Staat vorge- 
stellt wird, während Ci- 
toyenNe die staatsbürger- 
liche Seite der bürger- 
lichen Existenz betont, 
also die auf den Staat 
bezogenen Rechte und 
Pflichten (Wahlrecht, Wehr- 
und Steuerpflicht etc.). 
[Anm. d. Red.] 


* Die allgemeine Vernunft 
ist die Vernunft, die sich 
den Vorgaben des staat- 
lichen Gemeinwesens un- 
terwirft und aus diesem 
Grund auch Verpflich- 
tungen und Entscheidung- 
en anerkennt, die für das 
einzelne Individuum schäd- 
lich sind. [Anm. d. Red.] 


° Wie die Rechtsform 
drückt auch die Wertform 
der Ware ein soziales 
Verhältnis aus. Nur da- 
durch, dass die Menschen 
in Beziehung zu einander 
treten, kommt zu einem 
Gegenstand noch so 
etwas wie ein Wert hinzu, 
der ausdrückt, unter wel- 
chen Bedingungen die 
Menschen im Kapitalismus 
Leistungen austauschen, 
und der den Gegenstand 
in eine Ware verwandelt. 
[Anm. d. Red.] 


®°  »Verrückt«, da wider- 
sprüchlich und somit im- 
mer etwas neben der er- 
fahrbaren menschlichen 
Existenz stehend. [Anm. d. 
Red.] 


’ Der Nominalismus erklärt 
die Allgemeinbegriffe (der 
Mensch, deutsch usw.) zu 
reinen Bezeichnungen, de- 
nen nichts Wirkliches jen- 
seits der zusammenge- 
fassten Individuen ent- 
spricht. Der Substantia- 
lismus hingegen sucht 
nach einem notwendigen, 
wirklichen Kern, der in den 
Individuen der so gebilde- 
ten Gruppen liegt. Die bei- 
den Erklärungsansätze 
werden hier politischen 
Richtungen zugeordnet, da 
der Nominalismus die 
Möglichkeit eröffnet, die 
Zuordnung frei zu vari- 
ieren, also neue Individuen 
mit unter einen Allge- 
meinbegriff zu fassen, 
während der Substantia- 
lismus immer von einem 
feststehenden (menschli- 
chen, deutschen usw.) We- 
sen ausgeht. Die Lehre von 
den Substanzen und We- 
sen heißt Ontologie. [Anm. 
d. Red.] 


* Bodenrecht, im Gegen- 
satz zum Blutrecht (ius 
sanguis) stehende Staats- 
bürgerschaftsform, die den 
Ort der Geburt statt der 
Abstammung zum Kriteri- 
um der Zugehörigkeit ei- 
nes Menschen zum na- 
tionalen Kollektiv macht. 
[Anm. d. Red.] 
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° Allgemeinbegriff 
[Anm. d. Red.] 
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Widerspruchs widersprechen könnte. Und es darf sich 
mit Marx im Einklang gefühlt werden, wenn es zum 
Willen erklärt wird, den Verhältnissen diese ihre ureigene 
Melodie vorzuspielen, um sie zum Bewusstsein zu brin- 
gen. Allein, wenn das so einfach wäre, wie es doch eigent- 
lich ist. So kann der oben beschriebene Linke seiner radi- 
kalen Schwester stets pragmatisch glaubwürdig vorhalten, 
dass es schon Problem genug ist, überhaupt noch einen 
Widerspruch zum Getöse des monolithisch scheinenden 
falschen Ganzen zu formulieren. Und die Kommunist- 
Innen haben selbst selten genug die Wahl, ob ihr in unge- 
heurer Anmaßung eingenommener Standpunkt der 
bloßen Kritik der Verhältnisse ihnen auch zugebilligt 
bleibt und nicht doch wieder als bloßes Drohpotential 
der linken Nominal-NationalistInnen vereinnahmt wird. 
Mit einem tatsächlichen Standpunkt außerhalb der Ge- 
sellschaft wäre es sicher ein leichtes, sie aus den Angeln zu 
heben, aber dieser existiert nicht als einnehmbare Positi- 
on, sondern nur als existenzielle und maßlose Entschei- 
dung, realiter als Versuch, der noch immer gescheitert ist. 

Aber das Scheitern der kommunistischen Revolution 
ist eh ein ganz ein anderes Thema. 

Intention dieses Artikels ist es nicht, die oben erwähn- 
te Möglichkeit der Emanzipation der bürgerlichen Ge- 
sellschaft als Möglichkeit von Kommunismus zu artiku- 
lieren, sondern vielmehr, die Bedingung eben dieser 
Möglichkeit gegenüber der ebenfalls oben beschriebenen 
gesellschaftlichen Regression als bedroht ins Gedächtnis 
zu rufen. Dass der ontologisch-substantialistische Natio- 
nalismus im letzten Jahrhundert nicht nur die Oberhand 
als staatliches wie bürgerliches Selbstdeutungsmuster ge- 
wonnen hat, sondern, mit dem Nationalsozialismus auch 
revolutionäre (bzw. konterrevolutionäre) Qualitäten 
gewinnen konnte, stellt die Möglichkeit von Emanzipa- 
tion grundsätzlich in Frage. 

Die Regression eben nicht nur des Staates, sondern 


auch der Individuen als BürgerInnen (und zwar »klassen- 


übergreifend«) hier auch nur annährend adäquat zu be- 
schreiben übersteigt, sowohl den Rahmen des Artikels als 
auch die Möglichkeiten des Autors. 

Es bleibt aber dennoch zu sagen, dass nicht wenig 
davon abhängen wird, inwieweit eine Linke es schafft, 
sich dem gesellschaftlichen Sog, der ideologischen Fort- 
führung der kapitalistischen Selbstreproduktion des 
Wertes überhaupt und irgendwie entgegenzustellen, ohne 
dass dabei die Rede von gesellschaftlicher Einflussname 
wäre. Es geht nur um die Frage einer schlichten Anwes- 
enheit von tatsächlicher Kritik, also ihren Gegenstand 
oder wenigstens ihr Gegenüber treffender, negativer Kri- 
tik. Auf mehr zu hoffen erscheint unter den derzeitigen 
Bedingungen als illusorisch, und auch dieses Bisschen 
dürfte angesichts der derzeit dominierenden Formen au- 
ßerparlamentarischer Opposition fraglich sein. Attac oder 
auch gleich die dänische Kampagne »Intifada weltweit« 
lassen Globalisierungskritik jedenfalls als das Gegenteil 
von progressiv erscheinen, und die weniger internatio- 
nale, dafür aber treffsicher antiemanzipatorische Fric- 
densbewegung muss auch erst noch überstanden werden, 

Wenn es je eine Notwendigkeit für eine nicht nur den 
Nazis, sondern vor allem den BürgerInnen, auch den lin- 
ken, gegenüber pragmatisch auftretende Antifa gab, dann 
ist es jetzt. Sie wird sich dabei ihrer Erfolglosigkeit im 
besten Sinne sicher sein können, aber dafür eine Aussicht 
darauf bewahren, womit sie Anfang der neunziger Jahre 
unter anderem angetreten ist: Den Gedanken an Kritik 
und Emanzipation, an soziale Revolution über die Post‘ 
Wiedervereinigungszeit zu retten. 


Leon Briem 
Der Autor ist Mitglied des [a:ka] in Göttingen. 


Die Möglichkeit der Revolution 


ÜBER DIE BEFANGENHEIT DER LINKEN IN DEN VERHÄLTNISSEN UND 


DEN ULTIMATIVEN WEG AUS DIESEN HERAUS. 


geschah dies unter einem doppelten Versprechen. 

Zum einen war es das Verlangen nach der 
Aufhebung der realen Not der täglichen Zwangsarbeit, 
die die 600.000 Männer, Frauen und Kinder antrieb, die 
Mühen des langen Weges durch die Wüste auf sich zu 
nehmen. Es war die Flucht vor den unmenschlichen 
Bedingungen eines Lebens, die ihnen von der dämonis- 


N ls Moses die Israeliten aus Ägypten führte, so 


chen Gestalt des Pharao auferlegt wurden und die ein 
Ende haben sollten. Der Auszug aus Ägypten war aber 
mehr als die Vorstellung einer Aufhebung des Mangels. 
Er stand ebenso unter dem Vorzeichen eines materiellen 
Glücksversprechens, einer Hoffnung auf ein Land in dem 
»Milch und Honig fließen« und in dem auf ideeller 
Ebene Freiheit und Gleichheit herrschen. 

Die Exodus-Erzählung der Bibel kann mit einigem 
Recht als die erste Revolutionsvorstellung der abendlän- 
dischen Tradition bezeichnet werden. 2500 Jahre später 
hat sich bei Lichte betrachtet am grundsätzlichen Pro- 
blem nicht so viel geändert, als dass man heute nicht ver- 
stehen würde, worum es damals ging. Auch die Debatte 
um das »wie« findet im wesentlichen bereits in der Bibel 
statt. Dass Veränderung sich nicht von heute auf morgen 
vollzieht und dass Menschen, die bis dato nicht in Frei- 
heit gelebt haben, zum revolutionären Subjekt nicht tau- 
gen, ist angedeutet in den 40 Jahren des Zuges durch die 
Wüste. Es braucht eine lange Zeit aktiven Handelns, um 
ein solches Projekt zu verwirklichen. Der biblische Text 
ist beinahe eine realistische Darstellung, es bedarf im 
Kern der Geschichte keiner göttlichen Wunder, um sie 
wirklich werden zu lassen. 

Der Exodusgeschichte als der Beschreibung eines 
Revolutionsprozesses steht in der Bibel als Kontrapunkt 
die Vorstellung eines absoluten Bruchs mit dem Beste- 
henden gegenüber. Dieser Bruch mit der Zeit, der sich in 
der Vorstellung der Ankunft des Messias verdichtet, ist 
bedingungslos und absolut. Mit dem Kommen des Mes- 
sias ist die Idee eines erlösten Zustandes verbunden, der 
sich beispielsweise in der Metapher vom Wolf, der mit 
dem Schaf weidet, artikuliert. Mit der diesseitigen Heils- 
vorstellung der versöhnten Welt im Zusammenhang steht 
oftmals die Idee einer Apokalypse - der Zerstörung aller 
bisherigen Verhältnisse. Nur aus dieser absoluten Katas- 
trophe kann sich das Paradies auf Erden errichten. Die 
messianische Hoffnung ist weit stärker einem transzen- 
dierenden Prinzip verpflichtet als die Erzählung vom 


Exodus aus Ägypten. In ihrer Konsequenz jedoch suchen 
beide nach einer Überwindung des Bestehenden unter 
dem Vorzeichen der Befreiung. Nicht anders die Linke. 

So gehört die Idee der Erlösung, der Emanzipation, 
der Befreiung, der Revolution oder wie auch immer man 
sie bezeichnen will, zum ältesten Gedankengut der christ- 
lich-jüdischen Tradition, die auch von der europäischen 
Aufklärung - und in deren Folge von der Linken - nur in 
säkulare Begriffe gefasst und keineswegs überwunden 
wurde. 

Wie die Revolution nun herbeizuführen sei, ob sie 
überhaupt durch Handeln herbeizuführen ist, über 
diesen biblischen Streit ist man auch heutzutage noch 
nicht hinweg. Im Zuge der europäischen Aufklärung 
wurde das göttliche Prinzip als das transzendierende Mo- 
ment durch ein anderes scheinbar fundiert wissenschaft- 
liches abgelöst: das der Geschichte. Der Fortschritt der 
Produktivkräfte war es nun, der ein Land in dem Milch 
und Honig auf Knopfdruck produziert wurden, möglich 
oder sogar unumgänglich machen sollte. Anstelle eines 
mehr oder weniger gütigen alten Herrn, trat für die pro- 
letarische Linke die strahlende Sonne der Arbeit als Idee 
der Überwindung allen Übels. Es dauerte einige Zeit, bis 
auch dieser Grund als ein Abgrund, d.h. als nicht fundiert 
erkannt wurde.' Und doch ist der Schock darüber, dass 
keine Rede davon sein kann, dass »unsere Sache aller Tage 
klarer und das Volk aller Tage klüger« wird, längst nicht 
verdaut. Das einzige, was nach dieser Krise der Linken zu 
bleiben scheint, ist die Gewissheit, dass es selbige nicht 
gibt. Insofern lassen sich Thesen wie der im Feuilleton 
beliebte Slogan Fukuyamas vom »Ende der Geschichte« 
ebenso zurückweisen wie das Gerede von der dem 
Menschen angemessenen Form der kapitalistischen 
Vergesellschaftung. Schließlich beruhen beide auf An- 
nahmen, die von einem immanenten Standpunkt aus 
keine Wahrheit beanspruchen können. Während erstere 
ungerechtfertigt die Zukunft aus der Gegenwart ableitet, 
basiert letztere auf anthropologischen Annahmen, die 
von einem feststehenden Wesen des Menschen ausgehen 
und seine gesellschaftliche Überformung ignorieren. 
Jenseits einer solchen Kritik unbegründeter Annahmen 
kann die Linke jedoch kaum etwas Positives dagegenset- 
zen, außer der Hoffnung, dass es auch anders sein könnte. 

Auf diesen nicht sonderlich überzeugenden Ausgangs- 
punkt einer bloßen Möglichkeit sieht sich die Linke, die 
radikale zumal, heutzutage zurückgeworfen. Des Weite- 
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' Auch wenn es immer 
noch genug Linke gibt, 
die der Idee von eher- 
nen Bewegungsgeset- 
zen wahlweise der Welt- 
geschichte oder des Ka- 
pitalismus anhängen. 
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ren sieht sie sich mit der Einsicht konfrontiert, dass buch- 
stäblich alles, was sie in die Waagschale werfen kann, den 
Verhältnissen selbst entspringt, selbst Teil dieser Verhält- 
nisse ist. 

Dass allerdings Veränderung sich vollzieht, davon ist 
auszugehen. Keine Linke ohne diese Grundannahme. 
Und dass sich Veränderung nur durch das Handeln der 
Menschen vollzieht. Auch wenn dieses bewusstlos, d.h. 
ohne Blick auf die Gesellschaft vonstatten geht, so steckt 
in ihm doch bereits das Versprechen, dass es auch anders 
sein könnte, d.h. dass die Menschen ihr Geschick ganz in 
ihre Hände nehmen können. Dieser Gedanke transzen- 
diert das Bestehende und doch ist diese Transzendenz im 
Bestehenden bereits angelegt. Es gibt, wenn man so will, 
die Momente der Befreiung bereits im Hier und Jetzt 
oder wie Walter Benjamin einmal sinngemäß formulier- 
te: In der Jetztzeit sind die Splitter der messianischen Zeit 
eingesprenkt. Jedoch ist der Weg dahin nicht positiv zu 
dechiffrieren. Revolution ist nicht planbar, weil Ge- 
schichte nicht planbar ist. Allenfalls im Bewusstsein des 
Fehlens von etwas ist emanzipatorisches Handeln mög- 
lich. Fehlt einem nichts, so fehlt doch eines: der Wille zur 
Veränderung. Und doch folgt aus einem Mangel noch 
nicht die Notwendigkeit, dass emanzipatorisch gehandelt 
wird. Eher droht am Mangel die Reflexionskraft verloren 
zu gehen. 

Ausgerichtet ist und bleibt die Linke jedoch an den 
aus dieser Gesellschaft hervorgehenden Idealen, und das 
sind die der bürgerlichen Revolution. Nur durch sie lässt 
sich ein Mangel konstatieren, der über die Befriedigung 
der Grundbedürfnisse des Menschen, welche auch immer 
das seien, hinausgeht. Die Linke kommt über die bürger- 
lichen Ideale nicht hinweg und doch sollte sie darüber das 
Bewusstsein nicht verlieren, dass diese Ideale im Hier und 
Jetzt nicht zu verwirklichen sind. Insofern ist ein um- 
standsloser Bezug auf die bürgerlichen Werte in linker 
Perspektive auch nicht möglich. Sie transportieren immer 
sowohl ein Versprechen als auch die Realität. Einzufor- 
dern sind sie bloß als etwas zu Überwindendes. Geht 
man von einer Gesellschaftskritik aus, so kann das bür- 
gerliche Glücksversprechen ernstgenommen nur bedeu- 
ten, dass sich das Bestehende nicht mehr affırmieren lässt. 
Freiheit ist mehr als die seine Arbeitskraft zu verkaufen, 
Gleichheit mehr als die vor dem Gesetz, und Solidarität 
hat nicht viel mit Volksgemeinschaft zu tun. Und den- 
noch sind sie eben auch all dieses. 


Kritik und Politik 


Ausgangspunkt jeder Gesellschaftskritik kann nur sein, 
sich als Teil dieser Gesellschaft zu begreifen. Dazu bedarf 
es einer Analyse der Gesellschaft. Wie diese auszusehen 
hat, darüber lässt sich trefflich streiten. Jedoch kann 
Gesellschaft nicht begriffen werden, wähnt man sich 
außerhalb ihrer. Genau diesem Fehler waren große Teile 
der Antifa verfallen. Allzusehr dachte sie sich als das Ganz 
Andere, als das versprengte Fähnlein der Aufrechten, wel- 
ches allein den Anspruch auf Emanzipation noch hoch- 
hielt: als die letzten Linken. Dadurch wurde ihr politi- 
sches Handeln zum Selbstzweck, die Bewegung bestätigte 
sich in einer stetigen Abgrenzungsbewegung immer wie- 
der selbst. Ihre Befriedigung erfuhr sie über das Bewusst- 
sein auf der richtigen Seite zu stehen. Diese Kritik schmä- 


lert nicht die Notwendigkeit des Antifaschismus, doch 
vergaß die Antifa-Bewegung sich über sich selbst Rechen- 
schaft abzulegen, weswegen sie auch ein bloßes Strohfeu- 
er blieb und jämmerlich in sich zusammenfiel als Andere 
begannen, ihre Arbeit zu machen. 

Eine alleinige Kritik an den immer mal wieder auf- 
flackernden Verfallsformen linker Bewegung reicht aber 
auch nicht aus. So richtig es ist der Antifa vorzuhalten, 
dass sie ihre Lebenskraft aus identitätsstiftenden Mecha- 
nismen zog und dass sie darüber oftmals vergaß, die Ver- 
hältnis zu analysieren um die es ihr ging, so richtig ist es 
auch, dass es zur Lebensaufgabe werden kann, sich immer 
wieder mit den neuesten Ausformungen verirrten linken 
Bewusstseins zu beschäftigen und darüber das Grundpro- 
blem - die bürgerliche Gesellschaft - zu vergessen. 

Die Debatte um Kritik und Politik, die seit dem 
Ende der Antifa-Bewegung einiger Orten geführt wurde, 
unterliegt einem doppelten Missverständnis. Es betrifft 
zum einen die Verwechslung der Begriffe von Theorie 
und Praxis mit denen von Kritik und Politik, zum 
anderen den Vorwurf, dass Politik von jeher gebunden sei 
an eine Affirmation des Staates, als der Form in der sich 
politisches Handeln nur abspielen könne. 

Zu ersterem: Niemand bestreitet, dass es Formen 
bedarf das Erdachte unter die Leute zu bringen. Seien es 
Papiere, Veranstaltungen oder Demonstrationen, ohne 
einen Weg der Vermittlung eigener Gedanken gibt es kei- 
ne Linke. In diesem Punkt der praktischen wie theoretis- 
chen Betätigung unterscheiden sich politische Gruppen 
nicht von denen, die sich als antipolitisch bezeichnen. 
Eher schon ist ein Unterschied zu bemerken, dass erstere 
eher auf Formen abzielen, die im öffentlichen Raum stär- 
ker wahrnehmbar sind. Also beispielsweise die der De- 
monstration. Demonstrationen bringen es aber mit sich, 
dass der Inhalt, der mit ihnen vermittelt werden soll, sich 
oftmals auf Parolen reduziert. Auf der anderen Seite wer- 
den schriftliche Beiträge in einer Öffentlichkeit nicht 
wahrgenommen werden und auch innerhalb der Linken 
meist nur dann rezipiert, wenn sie polemisch daherkom- 
men. Diese Form ist wiederum vor allem bei den anti- 
politischen Gruppen zu finden. Vermittlungsformen 
unterliegen generell dem Zwang sich Wahrnehmbarkeit 
zu verschaffen und wahrnehmbar ist das am besten, was 
am grellsten erscheint. Wer am lautesten schreit, be- 
kommt meistens zuerst das Futter. Von dieser Seite unter- 
scheidet sich in der Praxis Politik kaum von Kritik, die 
Unterschiede sind höchstens gradueller Art: in der unter- 
schiedlichen Gewichtung von Theorie und Praxis. 

Der Vorwurf politischen Gruppen gegenüber, den 
Staat a priori als Form der Vergesellschaftung vorauszu- 
setzen und diesen durch ihr Handeln immer nur legiti- 
mieren zu können, hat zwar seine - in diesem Fall aber 
doch banale - Wahrheit darin, dass sich schlichtweg alles 
in vergesellschafteten Formen abspielt und der Königs- 
weg aus diesen heraus nicht gefunden ist. Jedoch betrifft 
er dann eben auch die Kritik. Sobald sich die Linke an 
eine Öffentlichkeit wendet, bedient sie sich staatlicher 
Formen, indem sie mit Gesetzen konfrontiert ist und mit 
diesen umzugehen hat. Darin besteht kein Unterschied 
zwischen einem Referat in der Uni und einer 
Scherbendemo. Eine Politik, die dem Anspruch nach den 
Staat negiert, die ihn symbolisch kritisiert und die ihn als 
außerparlamentarische Gruppe nicht mehr nutzt als es 
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notwendig ist, affırmiert den Staat nicht. Der Makel, den 
Politik von Geburt an trägt, liegt an anderer Stelle. Sie ist 
immer gerichtet an die Öffentlichkeit, zielt auf das 
Allgemeinwohl und lässt das Private außen vor. Daran 
hat auch der Leitspruch der Frauenbewegung »Das 
Private ist politisch« nicht viel geändert. Die Sphäre des 
Privaten spielt in der linken Politik nach wie vor keine 
Rolle, zumindest dann nicht, wenn sie nach außen tritt. 
Auch die Kritik unterliegt dem Dualismus von privat und 
öffentlich. Tritt sie doch zuerst in Erscheinung als »Kritik 
der politischen Ökonomie«, spielt also im Feld des 
Öffentlichen. Was bleibt ist der Anspruch, die Trennung 
von privat und öffentlich aufzuheben. 

Kommt Kritik als abstrakte Gesellschaftstheorie daher, 
scheitert sie. Kann doch die Gesellschaft in ihrem Wesen 
als kapitalistische durch einen abstrakten Satz nicht be- 
griffen werden. Spricht man davon, dass es das Wesen der 
Gesellschaft sei, dass sie sowohl Subjekte wie Objekte nur 
als Waren gelten lasse, so erlangt dieser Satz erst dann 
seine Wahrheit, wenn er durch die Erscheinungen hin- 
durch verstanden und nicht über sie hinweg postuliert 
wird. Dann ist aber das Wesen einer Gesellschaft immer 
nur Wesen durch seine Erscheinungen und somit nicht 
ewig Feststehendes, vielmehr etwas Veränderliches. Das 
heißt, dass es gar wohl Ansatzpunkte gibt, Kritik konkret 
zu formulieren und dass es nicht dabei bleiben muss, stets 
und ständig den Satz »Kapitalismus abschaffen!« in die 
Welt hinauszuschreien. Die Frage bleibt allerdings unbe- 
antwortet, und ist aus heutiger menschlicher Perspektive 
nicht zu beantworten, welcher dieser Ansatzpunkte denn 
nun Hebel sein kann - bzw. ob es überhaupt einen sol- 
chen Hebel gibt - um in das »Reich der Freiheit« einzu- 
treten. 

Das Kriterium, dem politisches Handeln unterliegen 
muss, um emanzipatorischen Ansprüchen genüge zu tun, 
kann nur ein negatives sein. D.h., Politik muss unter dem 
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Vorzeichen stehen, dem Anspruch nach jegliche 
Affırmation der Verhältnisse zu vermeiden. Dass dies nur 
graduell gelingt, ist einsichtig, hat man doch zum einen 
keine Interpretationshoheit über die Auswirkungen der 
eigenen Handlungen, kann also als kritisches Feigenblatt 
oder abschreckendes Beispiel dienen. Zum anderen be- 
wegt man sich selber nicht in einem außergesellschaft- 
lichen Raum. Dennoch muss im eigenen Handeln deut- 
lich werden, dass man sich den gesellschaftlichen Verhält- 
nissen im Grundsätzlichen verweigert, dass man zu einer 
konstruktiven Mitarbeit am Projekt der Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen nicht bereit ist. Damit 
ist man auf sich selbst zurückgeworfen und kann nicht 
darauf rechnen hofiert zu werden. Mit einem solchen 
»Nein« steht man beispielsweise der Antiglobalisierungs- 
bewegung, die gerade mit großem Tamtam den Marsch 
durch die Institutionen beginnt, strikt entgegen. 

Das gerade formulierte Ideal der Negation muss sich 
im Konkreten immer wieder ausweisen. Es bedarf zu sei- 
ner Rechtfertigung der Analyse der Gesellschaft. Nicht 
gesagt ist damit, dass es nichts gibt, was einzufordern 
oder was zu verteidigen wäre. Die furchtbare Wahrheit, 
dass es schlimmer sein kann als es jetzt ist, darf zwar nicht 
dazu führen zum Apologeten der bürgerlichen Gesell- 
schaft zu werden, doch aber zum Bewusstsein, genau 
diese in bestimmten Situationen schützen zu müssen. 

Die Frage, ob aus einer aktiven Verweigerungshaltung 
heraus sich jemals so etwas wie eine Aufhebungsbewe- 
gung gegen den Kapitalismus entwickeln kann, ist eine 
offene. Zu bedenken ist, dass kein strategisch noch so 
kluges Handeln allein alle Schwierigkeiten überwinden 
wird. Keinen Grund aber gibt es, dass die Ohnmacht für 


immer sein muss. 


BgR Leipzig, November 2002 


Alles was Rechts ist 


Bündnisse, Perspektiven - 
should we stay or should we 90? 


»NOW THIS LOOKS LIKE A JOB FOR US SO EVERYBODY FOLLOW US, CUZ WE NEED A LITTLE 
CONTROVERSY, CUZ IT LOOKS SO EMPTY WITHOUT US.« (EMINEM) 


arum schon wieder ein Artikel über dieses The- 

ma? Das wurde doch schon tausendmal bespro- 

chen - auf dem Verstärker Kongress 1999, dem 
Antifa Kongress 2000 ... 

Diese Frage stellt sich wegen des nicht vorhandenen 
inhaltlichen Grundkonsens zu linksradikaler Politik, der 
nicht einmal innerhalb der wenigen verbliebenen Grup- 
pen existiert. Diskussionskultur ist mittlerweile Mangel- 
ware. Und weil ein Hypen bzw. Dissen angesagter Theo- 
riefragmente »In« ist, dass sehr häufig mangelndes Wissen 
verdecken soll. Das ist der »I tell you something, you 
already know« Effekt, der einen Grundkonsens über Sinn 
und Unsinn der (jeweiligen) Politik erschwert und einer 
platten Identifikation über Distinktion dient. 

So lange nicht klar ist, was die jeweilige (Rest- 
)Struktur der linksradikalen Szene überhaupt will, ist die 
Frage der potenziellen BündnispartnerInnen substanzlos. 

Eine Auswirkung einer mangelnden Positionierung ist 
z.B. die strategische Ausrichtung auf die »Masse«, selbst 
um den Preis der Beliebigkeit, bei der auf Essentials ver- 
zichtet wird. Zu diesen Essentials sollte für Linksradikale 
der Kampf gegen Antisemitismus (auch in seiner »Ver- 
kleidung« des Antizionismus), gegen Rassismus sowie der 
Kampf gegen eine weitere Verkürzung der bürgerlich 
demokratischen Hundeleine - genannt »Freiheit« und 
»Menschenrechte« gehören'. Natürlich sind das bei weit- 
em keine »revolutionären Ziele« und ohne eine Beseiti- 
gung des Kapitalismus werden Rassismus etc. weiterhin 
existieren, aber die Ausrichtung der eigenen Politik sollte 
doch wenigstens reformistisch (kleineres Übel) zur Erhal- 
tung der Geschäftsgrundlage - und nicht regressiv sein. 
Diese Regression verkörpern viele »linke« FreundInnen 
aller Unterdrückten (»Völker«) und vor allem Antisemi- 
tInnen in der »Friedensbewegung« sowie der »Anti-Glo- 
balisierungsbewegung«. In diesem Zusammenhang 
erweisen sich mitunter bürgerliche BündnispartnerInnen 
als erträglicher, vor allem wenn es um Israel und Antise- 
mitismus geht. 

Insbesondere dieser Aspekt verdeutlicht die begrenzte 
Wirkung von »Aufklärung« gerade bei vielen »Linken«. 
Das äußert sich etwa in zu vielen konsequenzlosen wie- 
derkehrenden Diskussionen der linksradikalen Szene, die 
die eigene Praxis und existierendes Wissen sowie Erfah- 
rungen nicht reflektieren bzw. verdrängen - das typische 
»Hamsterrad der Linken«. 


Zu den wesentlichen Zielen von Linksradikalen sollte es 
gehören, wie die KollegInnen der AG Hooligans und 
Zyklopen (Phase 2.05) ganz richtig betonen, das zu 
Thematisieren, was los ist, inklusive einer richtigen Kri- 
tik des falschen Ganzen. Dabei darf nicht vergessen wer- 
den, die schärfste Kritik an sich selbst zu richten. 

Damit es aber nicht beim Selbstzweck zur verbalen 
Versicherung der eigenen Radikalität bleibt, sind natür- 
lich Aktionen mit ansprechender Außenwirkung nötig, 
die motivieren und auch Spaß machen dürfen! Denn 
schließlich gibt es keinen reinen homo oeconomicus, 
dessen Verhalten nur auf der Ratio basiert. Dies gilt nicht 
zuletzt für »unsere Szene«, die größtenteils eine Jugend- 
bewegung ist’. 

Für die Durchführung von ansprechenden Aktionen 
ergibt sich jedoch das angerissene Dilemma mit wem 
»wir« was und warum (nicht) machen sollten, bzw. wa- 
rum sollte irgend jemand etwas mit »uns« machen 
wollen? 

Gerade der letztere Teil der Frage ist in der heutigen 
Situation wesentlich, in der kaum von einer Überschnei- 
dung zwischen kultureller Rebellion, Konfrontation und 
linker antikapitalistischer Kritik gesprochen werden kann. 
Auch von der Existenz einer Zivilgesellschaft kann nur 
vereinzelt gesprochen werden. Innerhalb der Gewerk- 
schaften müssen die wenigen aktiven Antirassist- 
Innen/AntifaschistInnen um ihre weitere Relevanz kämp- 
fen. Die wenigen NGOs sind, mit Ausnahme von attae, 
nicht gerade im Wachsen begriffen. Ganz zu schweigen 
von einer verstärkten Annäherung an die Realpolitik und 
des »Mitgestalten wollens« bis zur Selbstverleugnung der 
ursprünglichen Kritik/Ideale. In der Parteienlandschaft 
befindet sich die PDS nun auch auf Bundesebene auf 
dem Weg, eine Partei regressiver Ossis zu werden und 
Rot/Grün führen Kriege für ein stärkeres Deutschland. 
An diesem Prozess sind, gerade in den Parteien, etliche 
gewandelte ehemalige Linke/Linksradikale, wie z.B. 
»Joschka«, beteiligt, die für »uns« grundsätzlich Teil des 
Problems und nicht der Lösung sein sollten. Daran dür- 
fen auch einige linke Feigenblätter nichts ändern, die 
auch mal die eigene Parteipolitik kritisieren, z.B. bei 
Krieg und Castortransporten. 

Die lokale Situation ist dennoch eher heterogen, so 
gibt es in weiten Teilen des Ostens, aber auch in der west- 
deutschen Provinz noch nicht einmal ansatzweise eine 
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ANMERKUNGEN 


' »Wir« sind auch Teil 
des Systems und dürfen 
als ModernisiererInnen 
auch verbal ein wenig 
kritisch sein, kriegen 
aber bei dem Wunsch, 
der formulierten Kritik 
entsprechende Hand- 
lungen folgen zu lassen, 
schnell unsere Grenzen 
aufgezeigt. Abgesehen 
davon, dass eine grund- 
legende Kritik an »Frei- 
heit« und »Menschen- 
rechtsbegriff« bei Links- 
radikalen vorhanden 
sein sollte. 


? Die Gründe hierfür 
liegen unter anderem in 
den mit wachsendem 
Alter steigenden indi- 
viduellen ökonomischen 
Zwängen und der sich 
entwickelnden 
Frustration. Diese stellt 
sich vor allem über den 
eklatanten Widerspruch 
zwischen Theorie und 
Praxis innerhalb der 
»Szene« und der Reali- 
sierung der eigenen Ver- 
gesellschaftung ein. 
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TOP STORY 


ANMERKUNGEN 


° Auf der anderen Seite 
sollten sich auch Links- 
radikale fragen, die die- 
se Aktivitäten als refor- 
mistisch und schädlich 
betrachten, welchen An- 
teil sie an der Moderni- 
sierung und Aufrecht- 
erhaltung des Systems 
haben - wir unterliegen 
alle dem Prozess der 
Vergesellschaftung! 


* Dass dieser Trug- 
schluss verbreitet ist, 
zeigen die hoffnungs- 
vollen Wünsche an Rot/ 
Grün, die z.B. einen akti- 
ven Wahlkampf »Links- 
radikaler« für Ströbele 
ermöglichten. 


14 - PHASE2 


»liberale« Zivilgesellschaft. Dieses Problem wurde u.a. 
bereits im »Konzept Antifa« oder der »Wurzen - Kampag- 
ne« des BgR thematisiert. Dort ist es die Zivilgesellschaft, 
die z.B. Unterschriften gegen (geplante) lokale 
Flüchtlingsheime sammeln. In Gegenden wie z.B. Meck- 
lenburg-Vorpommern oder auch Brandenburg sind es 
dann, mit marginalen Ausnahmen, höchstens (ehemali- 
ge) Linksradikale, die der Demokratie die ihr innewoh- 
nenden »Fehler« (u.a. Gewalt, Rassismus und Antisemi- 
tismus) vorwerfen. Dies ist positiv, sollte von den Akteu- 
ren aber auch als das benannt werden, was es ist - ein 
notwendiger Job zur Erhaltung der Geschäftsgrundlage 
und keine linksradikale Politik?. 

Dieses Dilemma hat sich langfristig auch nicht nach 
dem staatlichen »Antifa-Sommer« 2000 geändert. Wäh- 


Protagonisten wie Ströbele sollte nur aus pragmatischen 
Gesichtspunkten appelliert werden, ihren Job zu machen 
- als Wahrung unserer Geschäftsgrundlage und nicht als 
Hoffnung auf eine bessere Demokratie‘. Einige Reste der 
Zivilgesellschaft sind u.a. aus taktischen Gesichtspunkten 
wie z.B. der Repression (Göteborg, Genua, $ 129a, etc.) 
oder bei Demonstrationen unverzichtbar. Hierfür ist (bei 
Berücksichtigung des Grundkonsens) keine weitere poli- 
tische Übereinstimmung notwendig, da die Systemkritik 
praktisch existent ist und ein vorgeschobener Verbalradi- 
kalismus mitunter kontraproduktiv sein kann. 

Und nun? Wesentlich ist es erst einmal, die Geschäfts- 
grundlage für das Streben nach einer herrschaftsfreien 
(kommunistischen) Gesellschaft zu erhalten bzw. zu 
verbessern, d.h. ein konsequentes Vorgehen gegen Antise- 


»FOX, IS THE TRUTH OUT THERE% - »I DON’T KNOW SCULLY, 
BUT IKEEP ON SEARCHING.« 


rend dieser Zeit engagierten sich einige, wenn auch nicht 
alle lokalen Angehörigen der Zivilgesellschaft mittels 
Demonstrationen oder Konzerte gegen die Gewalt und 
eine Infragestellung des staatlichen Machtmonopols 
durch Rechtsradikale. 

Die Motivationen für ein Engagement der Zivilgesell- 
schaft lassen sich in die folgenden Kategorien einordnen: 
Die »Werber«, die Wahl- und Nachwuchswerbung für 
die eigene Partei/Organisation, z.B. PDS, Grüne, Ge- 
werkschaften etc. betreiben. 

Die »moralisch Betroffenen«, die tatsächlich über die, 
nicht gesetzlich legitimierte, Verletzung der Grundsäulen 
der bürgerlich kapitalistischen Gesellschaft (Freiheit, 
Gleichheit, Gerechtigkeit) bestürzt sind. 

Die »Widerwilligen«, die auf Grund des Drucks von 
durchsetzungsstarken Strukturen (Parteien, Vereine, Inte- 
ressensvertretungen) aus der Angst vor den angedrohten 
Konsequenzen kurzfristig und eher halbherzig agieren. 

Die »vor allem deutschen Staatsbürger«, die eine in- 
ternalisierte Verantwortlichkeit für ein positives Image 
von Deutschland in der Welt übernehmen. Dieses Image 
wird für eine stärkere Machtposition eines »modernen 
und normalen« Landes benötigt, wenngleich die diplo- 
matischen Rücksichten auf dem »deutschen Weg« (G. 
Schröder, 2002) immer weiter abnehmen, wenn es keine 
deutlichen Dämpfer gibt. 

Überschneidungen sind bei diesen Kategorien natür- 
lich vorhanden, da bis auf wenige beschränkte Hinter- 
wäldler alle »verantwortliche gute Deutsche« sein wollen. 
Die Konsequenzen dessen zeigten sich historisch beim 
Nationalsozialismus wo der überwiegende Teil der bür- 
gerlichen Zivilgesellschaft in »härteren Zeiten« nicht 
mehr zur Verfügung stand, zum Gleichschritt des Volks- 
willens zurück kehrte bzw. dessen Takt mit vorgab. Dieser 
Aspekt sollte bewusst sein und eine notwendige Kritik an 
der bürgerlichen Demokratie verdeutlichen, die unappe- 
titliche Auswirkungen wie Nazis reproduziert. Daher ist 
es auch falsch und blauäugig an die Zivilgesellschaft 
linksradikale Maßstäbe anzusetzen. 

An die Zivilgesellschaft samt ihren gern genutzten 


mitInnen, RassistInnen und Rechtsradikale, sowie eine 
aktive Solidarität - ohne Paternalisierung gegenüber (po- 
tenziellen) Opfern. Hierfür kommen als pragmatische 
BündnispartnerInnen die Linksradikalen nach den bere- 
its genannten Kriterien, Interessenvertretungen tatsäch- 
lich Betroffener und Angehörige der Zivilgesellschaft in 
Frage (z.B. NGOs). Dabei kommt mitunter hinzu, dass 
Linksradikale in ihrem Job Angehörige bzw. Advocaten 
der Zivilgesellschaft sind und dadurch eine Dop- 
pelfunktion haben, die ihnen bewusst sein sollte. Dazu 
gehört auch die permanente Reflexion des eigenen Han- 
deln in der politischen Gruppe und dem Job. Es gibt kein 
richtiges Leben im Falschen, dennoch ist es möglich, so 
wenig wie möglich »Falsches« zu tun! 

Eine Möglichkeit, etwas weniger Falsches zu tun, ist 
durch Aktionen in den benannten realpolitischen Ar- 
beitsfeldern Menschen emotional anzusprechen und zu 
weiteren Reflektionen hinsichtlich der eigenen Vergesell- 
schaftung und der Wirkungsmechanismen von Kapitalis- 
mus anzuregen. Obwohl diese Möglichkeit begrenzt ist 
und eine volitionale Reflexion bei dem Rezipienten Be- 
dingung ist. 

Weiterhin ist es möglich, mit linksradikalen Aktionen 
die Verhandlungsposition »progressiv reformistischer« 
Kräfte in diesen Arbeitsfeldern zu stärken. Dabei darf 
jedoch die eigene theoretische und praktische Weiterent- 
wicklung, unabhängig von den realen Verhältnissen, 
nicht vergessen werden, weil »wir« eine andere und nicht 
nur verbesserte Welt wollen. 


Phase 2, Berlin 


Naziaufmärsche - Ein pragmatischer 
Umgang oder strategische Überlegungen 


STREITGESPRÄCH ZWISCHEN DEM BÜNDNIS GEGEN RECHTS LEIPZIG (BGR) UND 
DER AUTONOMEN ANTIFA [M] GÖTTINGEN (AAM) 


Sommer 2000 gab und gibt es innerhalb der lin- 

ken Gruppen unter anderem eine Diskussion 
über den Umgang mit Naziaufmärschen. Dabei könnte 
die Spannbreite der Positionen kaum größer sein. Ei- 
nerseits ist von einer allgemeinen Sinnkrise und einem 
Ende der Antifabewegung die Rede, andererseits wird 
sich wieder auf das Konzept Antifa und seinen Ansatz 
des revolutionären Antifaschismus bezogen. 

In dem Streitgespräch sollten die jeweiligen Positio- 
nen gegeneinander diskutiert werden. Dabei steht das 
BGR für eine Politik, die sich insbesondere kritisch mit 
der Zivilgesellschaft auseinandersetzt und nicht an de- 
ren Seite gegen Nazis vorgehen möchte und de facto 
keine Anti-Nazi-Mobilisierung mehr durchführt. Die 
AAM hingegen setzt weiterhin auf Bündnisse und eine 
Sichtbarmachung linksradikaler Positionen innerhalb 
dieser. 

Das Streitgespräch wurde von Phase 2-Leipzig in 
einem Chat-Room geführt. 


S eit der staatlichen antifaschistischen Offensive im 


PHASE2: Unsere erste Frage geht an beide Gruppen: 
Welchen Stellenwert hat »Anti-Nazi-Politik« innerhalb 
Eurer Politik? 

BGR: Der Stellenwert von Anti-Nazi-Politik hat sich 
auf jeden Fall gewandelt. Innerhalb der letzen drei Jahre 
haben wir uns noch deutlicher von der einseitigen Fokus- 
sierung gelöst. Unser Zugang hieß, aus einer direkten 
Bedrohung heraus Politik gegen Nazis zu machen und 
darüber hinaus gesellschaftliche Zustände zu kritisieren. 

AAM: Anti-Nazi-Politik ist ein unverzichtbarer Be- 
standteil unseres politischen Selbstverständnisses. Zum 
einen, um Handlungsspielräume für uns selbst und ande- 
re Linke zu erhalten, andererseits bietet sich gerade dieses 
Themenfeld an, Menschen, Gruppen und Organisatio- 
nen zu eindeutiger Positionierung zu zwingen. Und über 
dieses Vehikel hinaus gesellschaftliche Konflikte zuzuspit- 
zen. Dabei ist es notwendig zwischen den Situationen vor 
Ort zu unterscheiden. Im Gegensatz zu Regionen, wo 
Nazis Dominanzcharakter haben, blieb uns meistens die 
Möglichkeit, Ort und Zeitpunkt von Auseinanderset- 
zungen mit Nazis sowohl gesellschaftlich als auch unmit- 
telbar selbst zu bestimmen. 

PHASE2: An das BGR schließt sich hier die Frage 
an, was das konkret heißt? Mobilisiert Ihr gegen Nazi- 
Aufmärsche oder setzt Ihr andere Prioritäten für prak- 
tische Politik? 

BGR: Natürlich bleiben Anti-Nazi-Aktivitäten Be- 
standteil unserer Politik. Jedoch bemessen wir unser 


konkretes praktisches Vorgehen an der Relevanz der Wir- 
kung auf gesellschaftliche Prozesse. Wir denken, dass es 
nicht möglich ist über Anti-Nazi-Politik gesellschaftliche 
Zustände zu kritisieren, sondern suchen nach relevante- 
ren Ansatzpunkten. 

PHASE2: Was sind für Euch »relevantere Ansatz- 
punkte«? 

BGR: Relevantere Ansatzpunkte heißt, dass wir den- 
ken, dass die Wirkung von Nazis innerhalb der Gesell- 
schaft isoliert und marginalisiert ist. Dass bedeutet aber 
trotz allem, auf konkrete Bedrohungen zu reagieren. 
Relevantere Themenfelder sind für uns Themen, die sich 
in einer öffentlichen Auseinandersetzung befinden. Diese 
wollen wir aufgreifen, um daran eine Kritik an den gesell- 
schaftlichen Zuständen zu formulieren und eine deut- 
liche linke Position sichtbar zu machen. Dies haben wir 
mit verschiedenen Themenfeldern versucht, wie z.B. 
Überwachungsgesellschaft, Zivilgesellschaftskritik oder 
Arbeitskritik. . 

PHASE2: Eine Frage an Göttingen: Setzt Ihr also 
weiterhin auf das Konzept Antifa? 

AAM: Wir setzen weiter auf unser Antifa-Konzept. 
D.h., wir mussten Anti-Nazi-Politik nie zum beherr- 
schenden Aktionsfeld unserer Politik machen. Wir fän- 
den es falsch einen Großteil des dadurch mobilisierbaren 
linken Spektrums dem liberalen Bürgertum zu über- 
lassen. Und darüber hinaus finden wir es wichtig, dem 
Einzelnen die Möglichkeit der Positionierung zu geben 
und den radikalen Bruch mit den Verhältnissen zu 
provozieren. 

PHASE2: Unserer Einschätzung nach stehen Eure 
beiden Gruppen für unterschiedliche Konzepte. Das 
BGR hat sich von der Bündnispolitik verabschiedet 
und mobilisiert nicht gegen Naziaufmärsche in der ei- 
genen Stadt. Die M dagegen engagiert sich in Bünd- 
nissen gegen Nazis. Was kritisiert Ihr an dem jeweili- 
gen Ansatz der anderen Gruppe? 

AAM: Noch einmal zu unserem Bündnisansatz, wir 
unterscheiden von Fall zu Fall, welche Bündnisse wir 
eingehen und welche nicht. Daher haben wir in der Ver- 
gangenheit verschiedenste öffentliche Aktionsstrategien 
umgesetzt. Jedes Mal stellt sich die Frage neu, ob ein 
Bündnis zur Erweiterung des eigenen Handlungsspiel- 
raumes dient oder ob die Linke nur zum Schmiermittel 
für einen reibungslos verlaufenden Standort D ver- 
kommt. Entscheidender Punkt ist immer, ob der radika- 
len Linken ein eigenständiger Ausdruck verschafft wer- 
den kann, der nicht von der Mobilmachung der Zivilge- 
sellschaft zu vereinnahmen ist. 
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BGR: Die [M] schielt auf ein liberales Bürgertum, um 
ihre Wirkungsmöglichkeiten zu vergrößern. Mal abgese- 
hen davon, dass im Osten das liberale Bürgertum maxi- 
mal »Die Grünen«- WählerInnen sind, stellt sich die Fra- 
ge einer Kooperation nur an ausgewählten Punkten. Eine 
Zivilgesellschaft, wie sie sich formiert, artikuliert sich 
zunächst als selbstbewusstes Deutschland, dass aus der 
Geschichte gelernt hat. Im Brei der Zivilgesellschaft 
kannst du keine kapitalismuskritische Position artikulie- 
ren, du wirst als engagierter Demokrat oder als Demo- 
kratin wahrgenommen. 

Innerhalb eines bürgerlichen Anti-Nazi-Bündnisses 
wird die antifaschistische Linke immer Schmiermittel 
bleiben. 

PHASE2: Eine Frage dazu an die AAM: Habt Ihr ei- 
nen (konkreten) Minimalkonsens für die Mitarbeit in 
Bündnissen? Wie grenzt Ihr Euch inhaltlich ab (Anti- 
semitismus, Anti-Amerikanismus)? 

AAM: In Göttingen hat die Bündnispolitik ja eine 
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lange Geschichte. In der Regel sind wir hier mit linkslib- 
eralen Einzelpersonen konfrontiert, die genau wissen wie 
wir drauf sind und was mit uns zu machen ist und was 
nicht. Daher haben wir hier in Bündnissen eine Position 
der relativen Stärke. Z.B. konnten wir bei den letzten 
Anti-Nazi-Bündnissen Aufrufe verändern, sagen, welche 
Gruppen wir dulden oder welche nicht, etc. Nichtsdesto- 
trotz haben wir auch Bündnisse verlassen, wenn wir etwas 
untragbar fanden. 

BGR: Für weite Landstriche gilt jedoch, dass OBM, 
Kirchen, linke Parteien und Gewerkschaften ihre ehrlich 
gemeinte antifaschistische Grundhaltung am lautesten 
artikulieren und das im Sinne von Standortpolitik. Viel- 
leicht mag das in Göttingen funktionieren, ein Export- 
schlager wird das nicht! 

AAM: Genau das ist die Kernfrage in jedem Bündnis 
für uns. Es gibt dafür kein überregionales Patentrezept, 
der jeweilige Kontext entscheidet. Ein Kriterium ist für 
uns zum Beispiel, dass Themen wie Rassismus oder völki- 


sche Verwertungsideologie, die ja aus der Mitte der Ge- 
sellschaft kommen, von uns innerhalb des Bündnisses in 
den Mittelpunkt gestellt werden und auch in den Bünd- 
nismobilisierungen vorzukommen haben. Zweiter Grund- 
pfeiler ist, einen radikalen Ausdruck in der Aktionsform 
zu finden, der sich außerhalb der so genannten demokra- 
tischen Spielregeln bewegt. 

BGR: Daran zeigt sich, dass antifaschistisches Engage- 
ment nicht gleich Gesellschaftskritik bedeuten muss. 
Den Zusammenhang von rassistischen, faschistischen 
Äußerungen mit Rückendeckung der »Mitte der Gesell- 
schaft« thematisiert auch die Heinrich Böll Stiftung ohne 
gesellschaftskritische Ambitionen. 

AAM: Im Gegensatz zur Heinrich-Böll-Stiftung ist 
diese Analyse ein Ausgangspunkt und nicht der End- 
punkt unserer Gesellschaftskritik. Und gerade die Mög- 
lichkeit der Radikalisierung ist letztlich das Ziel unseres 
Agierens in diesem Kontext. 

BGR: Das hieße ja über die Form der Auseinander- 
setzung den Inhalt bestimmen zu wollen. Das BGR setzt 
dabei jedoch auf eine inhaltlich Abgrenzung. Die öffent- 
liche Wahrnehmung liegt nur bedingt in unserer Hand, 
auch bei noch so spektakulären Auftritten. 

AAM: Zu der Frage nach Form und Inhalt. Über die 
Form der Auseinandersetzung wird gerade für die Linke 
die Außenwahrnehmung in den Medien und damit in 
der gesellschaftlichen Auseinandersetzung bestimmt. 
Eine direkte militante Aktion lässt sich eben viel weniger 
in einen demokratischen Konsens integrieren. Hingegen 
ein noch so kapitalismuskritischer Redebeitrag doch nur 
als Beweis des herrschenden demokratischen Pluralismus 
herhalten muss. 

PHASE2: In Leipzig wurde auf zivilgesellschaftliches 
Engagement bei Naziaufmärschen ja auch schon mit 
symbolischen Aktivitäten geantwortet. Also auf Ak- 
tionsformen gesetzt, die sich vom zivilgesellschaft- 
lichen Engagement nicht vereinnahmen lassen. Also 
Abgrenzung durch Form auch um den Nazis und den 
guten Menschen die Bilder zu stehlen? 

BGR: Bedingt schon, jedoch benötigen wir diese 
nicht, um dem »Zu-Vermittelnden« Gehalt einzuflößen. 

PHASE2: Frage an Göttingen: Wie setzt ihr die Priori- 
täten eurer Aktivitäten? Am 1. Mai erschien euch der 
eigene Naziaufmarsch wichtiger als der 1. Mai in 
Berlin. 

AAM: Zitat aus unserem Aufruf: »Und weiter ist es 
nicht nur für Göttingerlnnen sinnvoll und praktisch 
möglich, am 1. Mai zunächst den Nazis den Vormittag zu 
versauen und dann abends in Berlin mit der revolu- 
tionären Demonstration um 18 Uhr einen lautstarken 
eigenständigen Akzent zu setzen.« Und so war es auch. 

BGR: Nazis den Vormittag zu versauen gut und schön, 
aber wo bleibt an dem Punkt das instrumentelle Verhält- 
nis, weitergehende Kritik zu formulieren? 

AAM: Um weitergehende Kritik überhaupt an poten- 
tielle AdressatInnen zu bringen, muss man sich erst ein- 
mal Gehör verschaffen. Unter der Parole »Keine Nazis 
sind auch noch keine Lösung« standen am 1. Mai die 
Bullen und die Stadt im Mittelpunkt unserer Kritik, 
sozusagen als für uns unmittelbare Vertreter des Staates 
und das haben nicht nur sie auch so verstanden. 

PHASEZ: Wir würden noch gern vom BGR konkret 
wissen: Warum übernehmt Ihr bei Naziaufmärschen 


keine Verantwortung für anreisende Antifas (z.B. Infra- 
struktur)? Und: unterstützt Ihr noch das »Umland«, 
das wahrscheinlich eine andere Realität bezüglich der 
Bedrohung hat? 


BGR: Die Bedrohung, gerade im ländlichen Bereich . 


hat sich nur punktuell gebessert. Aber es war schon im- 
mer unser Ansatz bestehende Strukturen zu unterstützen, 
dieser Anspruch ist zumindest unwiderrufen. 

Nazis ist durch die gegenwärtige gesellschaftliche Situ- 
ation, sprich ihrer gesellschaftlichen Isolierung die Mög- 
lichkeit genommen Stichwortgeber zu sein oder inhalt- 
lich gesellschaftliche Auseinandersetzungen zu beein- 
flussen. 

PHASE2: Mobilisiert die AAM auch gegen zivilgesell- 
schaftliche Aktivitäten? 

AAM: Praktisch haben wir z.B. die diversen Politiker- 
auftritte in Göttingen gestört oder wie bei Fischer sogar 
zusätzlich noch zu einer Gegen-Demonstration aufgeru- 
fen. Insofern versuchen wir eigentlich ständig regional in 
tagespolitische Ereignisse einzugreifen, überregional lei- 
der symbolischer und zumeist auf publizistischen Aus- 
druck beschränkt. 

BGR: Gerade die Erfahrungen in Leipzig verdeut- 
lichen, dass hier nicht die Nazis das größte Problem sind, 
sondern die 10.000 Bürgerinnen und Bürger, die auf Ge- 
heiß ihres OBM ihren Standort schützen und gleichzeitig 
mit dem Verweis darauf, aus der deutschen Geschichte 
geläutert hervorgegangen zu sein, Deutschlands gewan- 
delte Rolle in der Welt wahrnehmen. 

PHASE2: Abschließend an beide Gruppen die Frage: 
Ist der Umgang mit Naziaufmärschen in eine strategi- 
sche Diskussion eingebettet oder läuft das nebenher, 
weil man als Antifa eben den Nazis nicht die Strasse 
überlässt? 

AAM: Von beidem ein bisschen. Zum einen sehen 
wir uns als organisierte Kraft in der Verantwortung, 
Beteiligungsmöglichkeiten jenseits des Zivilprotestes zu 
schaffen, auf unmittelbare Bedrohung zu reagieren und 
die jeweilige entstandene Aufmerksamkeit zu nutzen. 
Strategisch geht es um die Stärke und Schwäche links- 
radikaler Positionen im jeweiligen regionalen Kräftever- 
hältnis. Und das ist auch essentiell für alle weiterführen- 
den politischen Aktionen außerhalb der Nazis. Und 
dabei gilt es ständig deutlich zu machen, dass die gesell- 
schaftlichen Randakteure der NPD nicht das eigentliche 
Problem sind. 

BGR: Unser Umgang bemisst sich immer an der 
Frage, inwieweit eine linksradikale Position an dieser 
Stelle transportiert werden kann. Unsere Priorität ist es, 
eigene Inhalte zu setzen und außerdem innerhalb von 
Leipzig nicht der alleinige Dienstleister für Antifa-Infra- 
struktur zu sein. Aus Göttingen fehlt uns eine über ein 
instrumentelles Umgehen mit Nazis hinausreichende in- 
haltliche Begründung für Anti-Nazi-Politik. 

AAM: Kein Wunder, denn unser Verhältnis zu Nazis 
in dieser Gesellschaft ist in erster Linie instrumentell. 

PHASE2: Wir danken Euch für das Gespräch. 

AAM: Unser Schlusswort lautet: ZURÜCK AUF DIE 

STRASSE! 


u 
TOP STORY 


PHASEZ - 17 


va 
TOP STORY 


18 - PHASE2 


Gegengeschichte und Weltmarkt. 


Tjark Kunstreich und die »Initiative: Kritik im Hand- 
gemenge« nehmen in den folgenden Beiträgen auf An- 
frage von Phase 2-Leipzig zum Streit über die Bedin- 
gungen von Fortschritt und Emanzipation Stellung, der 
insbesondere nach den Anschlägen vom 11. September 
die linke Debatte prägt. Dabei wurde von einem Teil 
des antideutschen Spektrums immer wieder auf den re- 
lativen Fortschritt bürgerlicher Verhältnisse verwiesen. 
Zwar hätte die Moderne die Versprechen der Aufklä- 
rung nicht wahr gemacht, allerdings seien die existie- 
renden Zustände in der westlichen Welt doch eindeutig 
einem vorzivilisatorischen Grauen vorzuziehen. Die real 
existierende Zivilisation sei aber nicht nur aufgrund der 
besseren Lebensbedingungen verteidigenswert. Darüber 
hinaus müsse sie als Vorbedingung aller weitergehenden 
emanzipatorischen Veränderung begriffen werden. Die 
Hoffnung auf eine rudimentäre gesellschaftliche 
Transformation in Gegenden, in denen Ideologien der 
Elendsverwaltung herrschen, bestimmt entscheidend 
die positive Haltung gegenüber der US-amerikanischen 
Militärintervention in Afghanistan und gegenüber dem 
wahrscheinlichen Angriff auf den Irak. Dieser Auffas- 
sung wird entgegengehalten, dass die dauerhafte und 
über den Bereich militärischer Protektorate hinausge- 
hende Etablierung grundlegender bürgerlicher Verhält- 
nisse nur über eine Einbindung der betreffenden Regio- 
nen in den Weltmarkt, die ihnen überhaupt die Mög- 
lichkeit zu einer nachholenden ökonomischen und poli- 
tischen Entwicklung geben würde, zu gewährleisten ist. 
Die krisenhaften Prozesse des Weltmarktes - so die Ar- 
gumentation - sorgten allerdings fortwährend für Ver- 
lierer der Staatenkonkurrenz, für ökonomische und po- 
litische Abhängigkeitsverhältnisse und das Herausfallen 


Gegen Geschichte 


s ist beinahe amüsant, wie jene, die bis zuletzt am 
F marxistisch-leninistischen Begriff des Fortschritts 

festhielten, diesen nun denen vor die Füße werfen, 
die ihn schon lange verworfen und ihn auf das zurückge- 
führt haben, was sein Zweck schon immer war: dürftige 
Legitimation des Opportunismus zu sein. Auf »histori- 
scher Mission« befindlich, eherne »Gesetze der Geschich- 
te« befördernd, war man selbst, aller empfundenen und 
erfahrenen Ohnmacht zum Trotz, auf der Seite des 
Fortschritts. Jedes noch so blutige Zurückschlagen der 
Konterrevolution, jede weitere bittere Niederlage, aber 
auch jeder Sieg, der sich in furchtbarer Regelmäßigkeit 
als noch größere Niederlage herausstellte, verlangte nach 
einer Rechtfertigung. Entweder waren die Verhältnisse 
noch nicht so weit oder die Menschen, die Geschichte 


ganzer Regionen aus dem Weltmarkt. Statt nachholen- 
der Entwicklung kollabieren immer mehr Staaten in der 
Weltkrise. Die dauerhafte Verwirklichung bürgerlicher 
Verhältnisse scheint somit nicht möglich. 

Phase 2-Leipzig fragte Tjark Kunstreich, wie sich 
seiner Meinung nach der Zusammenhang zwischen den 
Zentren relativen Wohlstandes sowie industrieller Ent- 
wicklung und den Armutsregionen der Welt derzeit dar- 
stellt. Müsse daraus geschlossen werden, dass die west- 
liche Zivilisation, vorausgesetzt, sie würde durch Inter- 
ventionspolitik verwirklicht, nur Pyrrhussiege erringen 
kann, weil die Alimentierung der einen Armutszone 
eine andere zum nächsten Krisenherd inklusive ag- 
gressiver Ideologien der Elendsverwaltung erhebt? Und 
müsste man angesichts der sich reproduzierenden und 
ökonomisch bedingten Asymmetrien im Weltsystem 
nicht sowohl an der Verwirklichung menschlicherer 
Lebensverhältnisse in Afghanistan als auch an der poli- 
tischen Vision einer stufenförmigen Emanzipation, die 
zunächst zu annähernder globaler Gleichheit mit dem 
Nenner »bürgerliche Verhältnisse« führt und von dort 
in Richtung Kommunismus fortgesetzt werden könnte, 
stark zweifeln? 

Die Freiburger »Initiative: Kritik im Handgemenge« 
wurde aufgrund ihrer (vermuteten) anderen Positionie- 
rung in der linken Diskussion mit Bezug auf den sel- 
ben Problembereich gefragt, ob eine ökonomische De- 
termination wirklich die Möglichkeit emanzipatori- 
scher Fortschritte in den derzeitigen Konfliktgebieten 
verhindert bzw. wenn, wie dann überhaupt eine Verwir- 
klichung menschlicherer Lebensverhältnisse im globa- 
len Maßstab denkbar wäre. 


von Tjark Kunstreich (Berlin) 


ging ihren gesetzmäßigen Gang, nichts konnte diese 
Gewissheit sprengen, nicht einmal das deutsche Mensch- 
heitsverbrechen. Im Gegenteil wurde es subsumiert unter 
die Verbrechen des Imperialismus und derart rationali- 
siert und zugleich verleugnet. Je unabweisbarer die ge- 
schichtlichen Tatsachen nur noch ein entschiedenes 
»Schluss damit!« nahe legten, desto unbeirrbarer wurden 
die Verbrechen zu Umwegen, die Niederlagen zu Not- 
wendigkeiten stilisiert und die Hegelsche »List der Ge- 
schichte«, selbst schon Rationalisierung der für ihn nicht- 
identischen historischen Momente, wurde herabgewür- 
digt zum Taschenspielertrick. Und das nannten die Lin- 
ken dann Fortschritt. 

Insofern ist die Unterstellung, antideutsche Kommu- 
nisten hielten an diesem Begriff fest, eher projektiver 


Identifikation zu verdanken, der Verlagerung uner- 
wünschter Anteile des eigenen Ich auf andere, als einer 
begründbaren Beobachtung. Aber das nimmt auch nicht 
wunder bei Leuten, denen sich beim Wort »Zivilisation« 
die Nackenhaare sträuben, während sie schon das nächste 
revolutionäre Subjekt aufs Korn genommen haben: »die 
Völker«. Sie, die in zwanghafter Verstrickung selbst nach 
dem Ende der so genannten »bipolaren Welt« weiter in 
den Kategorien des Kalten Krieges agieren und daher 
meinen zu wissen, dass alles, was sich gegen Amerika 
richtet, gut sei, müssen ihren Fortschrittsglauben verleug- 
nen, weil ansonsten ihr, vorsichtig ausgedrückt, brüchiges 
Verhältnis zur Wirklichkeit offenbar würde. Wer wollte 
allen Ernstes behaupten, die Antiglobalisierungsbewe- 
gung sei fortschrittlich? Daher die scheinbare Distanz, 
die sich schonungslos und radikal gebende Kritik dessen, 
was offensichtlich ist, z.B. des Antisemitismus unter den 
Globalisierungsgegnern, aber dies auch nur, um wie der 
Bundeskanzler zu Bush zu sagen: »Unter Freunden ge- 
hört Kritik dazu.« Mit dem Unterschied, dass die Linke 
das auch so meint, Schröder jedoch nicht; so viel zur 
Identität von Wahrheit und Lüge in der deutschen Ideo- 
logie. 

Wer im Dienste der guten Sache meint, mit der orga- 
nisierten Gegenaufklärung, deren neuester Firmenname 
»attac« lautet, anbändeln zu müssen, der kann der Welt 
nur die Bestätigung abgewinnen, dass alles das Immer- 
gleiche sei, und muss sich folglich gegen eine US-Inter- 
vention in Afghanistan oder im Irak aussprechen. In sein- 
er Affinität zu Gemeinschaft und Verzicht, die er Moral 
zu nennen gelernt hat, gehen ihm die Unterschiede flö- 
ten, der gegenwärtige Zustand kann schlimmer nicht 
mehr werden, jede Veränderung ist höchstens ein Mehr 
desselben Alten und Schlechten. Und es gibt ja nicht 
wenige Gründe und Befunde, die eine solche Haltung zur 
Welt rechtfertigen, sie geradezu zwingend machen. Die 
permanente Krise macht sogar jenen zu schaffen, die bis- 
lang an die Reformfähigkeit des Kapitalismus glaubten. 
Jede Illusion über eine tatsächliche emanzipatorische 
Dynamik, sei es der ökonomischen Entwicklung, sei es 
irgendwelcher gesellschaftlicher Verwerfungen, ist verlo- 
ren, und so auch die Vorstellung davon, welche grundle- 
genden Voraussetzungen erfüllt sein müssten, eine solche 
Dynamik in Gang zu setzen. Flüchten sich die einen ins 
Kollektiv der Betrogenen und hängen dem Wahn an, es 
müsse doch irgendeine Instanz geben, bei der man sich 
beschweren könne, schirmen die Abgeklärten sich ab und 
behelligen die interessierte Öffentlichkeit mit ermüden- 
den Erkenntnissen & la »Nachts sind alle Katzen grau«. 
Illusionslos zu sein ist jedoch etwas anderes als sich aller 
Illusionen beraubt zu wähnen: Was Abgeklärte wie Betro- 
gene verbindet, ist der Wunsch, wieder Illusionen haben 
zu dürfen. Die Denunziation des Fortschritts, wie sie 
hier betrieben wird, ist eben keine Kritik der falschen Ge- 
wissheiten, es ist Gejammer darüber, dass sie nicht exis- 
tieren; anstatt die Verhältnisse wenn schon nicht zu kri- 
tisieren, so doch wenigstens zur Kenntnis zu nehmen, 
wird sich über sie beklagt wie übers Wetter. 

Diese Linken nehmen also nicht Abschied von der 
Geschichtsphilosophie, sondern wollen lediglich eine 
neue anstelle der alten. Eine, die wirklich wahr sei, die ih- 
re Prognosen Wirklichkeit werden lasse. Eine solche ist 
einfacher zu finden, als man gemeinhin annimmt, denn 


es bedarf weder der Anstrengung des Begriffs, der kriti- 
schen Durchdringung oder gar erfahrungsgesättigter 
Analyse, vielmehr ist es besser auf all diese komplizierten 
Arbeitsgänge zu verzichten. Ihr Name ist »gesunder Men- 
schenverstand« und meint nichts anderes als die Fähig- 
keit der Individuen zur Anpassung an gesellschaftliche 
Begebenheiten. Wer das begriffen hat, steht immer auf 
der Seite der Sieger, und wer kann es den Linken verü- 
beln, dass sie einmal auf dieser Seite stehen wollen? Und 
ist es in diesem Zusammenhang nicht bemerkenswert, 
wie traumtänzerisch Betrogene wie Abgeklärte zuletzt 
doch wieder alle gemeinsam beim guten, alten Antiimpe- 
rialismus landen? Gibt das nicht doch dem so gescholte- 
nen Fortschrittsbegriff recht, wenn heutzutage nicht nur 
die Linken, sondern alle gegen Israel und Amerika sind 
(außer Israel und Amerika selbst, versteht sich)? 
Bewahrheitet sich zu guter Letzt die Prognose der KP 
China in der »Polemik über die Generallinie« von Anfang 
der sechziger Jahre, in der die Parole »Proletarier aller 
Länder, vereinigt euch« erweitert wurde und nun »Pro- 
letarier aller Länder und unterdrückte Völker, vereinigt 
euch« lautete? Is a dream coming true? 

Ebenso wenig wie Zivilisation und Fortschritt eins 
sind, ist der Traum von einer Sache, von dem Marx 
sprach, und der Glaube an den Fortschritt dasselbe. Der 
totalisierten Verwertung ein entschlossenes »Ich mache 
mitl!« zuzurufen, vermeidet die Erkenntnis, dass man 
nicht einmal zum Mitmachen mehr gebraucht wird. Hier 
beginnt der Wahnsinn. Im Hohldrehen ihrer Omnipo- 
tenzfantasien und ihren Rationalisierungen der eigenen 
Überflüssigkeit beginnen die Subjekte tatsächlich Ge- 
schichte zu machen, d.h. sie begehen Verbrechen, die sich 
durch ihre vollendete Sinnlosigkeit auszeichnen. Deutsch- 
land ist nicht umsonst das Paradebeispiel einer »nach- 
holenden Entwicklung«. An ihrem Ende hätte aller- 
spätestens der 8. Mai 1945 stehen müssen, der kurze 
Moment aber ward verpasst, die negative Dialektik der 
Geschichte nimmt unverändert ihren Lauf, und ihre 
Apologeten sind drauf und dran, ihr einen weiteren bar- 
barischen Bewältigungsversuch entgegenzusetzen und 
sich damit als die Vollstrecker ihres Vollzugs zu beweisen. 
Übrig bleibt der durch nichts begründbare, von nichts 
ableitbare und mit nichts beweisbare Traum, der einem 
absoluten Bilderverbot unterliegt, denn einstweilen ist er 
nicht mehr als die Ahnung davon, dass es anders sein 
könnte. Dass die Möglichkeit bestünde, davon zeugt die 
Notwendigkeit der Ideologie, die das Versprechen verriet. 
Und doch bleibt einzig dem Individuum, das nur als 
Behältnis für das Tauschsubjekt in der wertverwerteten 
Welt eine Existenzberechtigung hat, die Ahnung von der 
Möglichkeit; seine Abschaffung im kollektiven globalen 
Albtraum würde den Traum ebenfalls beseitigen. Seine 
revolutionäre Verwirklichung jedenfalls läge nur jenseits 
von Geschichte und Fortschritt, die Bedingung ihrer 
Möglichkeit jedoch ist untrennbar verbunden mit dem 
bürgerlichen Subjekt und seiner Fähigkeit, unglücklich 
zu sein. Es geht nicht um Vollendung von Geschichte, 
sondern darum, ihre Vollendung zu verhindern, um eine 
Atempause, die zur Weiterentwicklung radikaler Kritik 
an jenen Bedingungen zu nutzen wäre, die den Antisemi- 
tismus als Reaktion auf die Dauerkrise des Kapitalismus 
stets aufs Neue hervorbringen. 
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20 - PHASE2 


Basisbanalitäten über bürgerliche Gesellschaft und 


ihren Export 


1. Die jüngsten Loblieder linker Bellizisten auf die bür- 
gerliche Gesellschaft unterbieten alle Erkenntnisse der 
kritischen Theorie. Bürgerliche Gesellschaft gründet in 
der Trennung von Staat und Ökonomie und verschwin- 
det daher mit deren Fusion. Kritische Theorie begriff den 
Übergang vom Liberalismus in den Etatismus als not- 
wendigen und, in Gestalt von Nazi-Faschismus, Stalinis- 
mus und New Deal, universellen. Horkheimer zeichnete 
die Linie vom Staatsfetisch der Arbeiterbewegung zum 
autoritären Staat nach, aber er wusste, dass sich die 
»Marktwirtschaft als immer reaktionärer erwiesen« hatte. 
Im Weltbild der linken Bellizisten dagegen sind die ple- 
bejischen Kämpfe 1789 ff. für Getreidehöchstpreise oder 
die englischen Klassenkämpfe für den 8-Stunden-Tag nur 
als etatistische Verhunzung einer zuvor aus glückssuchen- 
den Individuen bestehenden Gesellschaft zu denken. Un- 
ter Ausblendung des Klassenverhältnisses wird Markt mit 
Individualismus & Glücksversprechen identifiziert, Staat 
mit Zwangsgemeinschaft & Lustverzicht. Der linke Belli- 
zismus feiert den Kapitalismus als vüberlegen ... weil er 
den Menschen zwingt, sich als einzelner zu vergleichen«, 
nämlich in der »Marktkonkurrenz« (J. Wertmüller). 


2. Nie war daher die »amerikanische Form [des Kapital- 
verhältnisses], die alles dem Markt überlässt« (ISF) so 
wertvoll wie heute, wo nicht nur Islam und Deutschland, 
sondern auch Zapatisten und argentinische Sozialrevolte 
zur weltweiten Intifada verschmelzen. Amerika, home of 
the Glücksversprechen, steht in diesem Weltbild - nicht 
anders als im globalisierungskritischen - für ungezügelten 
Kapitalismus. Warenkonsum ist nun der halbe Kommu- 
nismus, Bedürfniskritik unweigerlich faschistisch, Pro- 
duktion um der Produktion willen nicht mehr »blinde 
Wut des Machens« (Adorno), sondern Garant des Fort- 
schritts. Mit Slogans wie »Fanta statt Fatwa« wird das he- 
donistische Subjekt zur Bastion gegen den Faschismus 
aufgebaut, während Marcuse 1942 notierte, dass »die 
Kluft zwischen der deutschen und der amerikanischen 
Kultur: im letzten Jahrzehnt zunehmend geringer gewor- 
den ist.« Das Engagement der kritischen Theoretiker an 
der Seite Amerikas im Zweiten Weltkrieg war keines für 
die bürgerliche Gesellschaft - deren Ableben sie in Ame- 
rika studiert hatten - sondern gegen die deutsche Bar- 
barei. Eine vergleichbare Situation besteht heute nicht. 


3. Im Widerspruch zu ihrer eigenen Darstellung des Isla- 
mismus als Wiedergänger des Nazi-Faschismus zeichnen 
die linken Bellizisten die Verhältnisse in Afghanistan als 
vormoderne. Diese Vorstellung ist dermaßen idiotisch, 
dass ihre Verfechter Hintertürchen als Fluchtweg vor dem 
eigenen Irrsinn offenlassen: Man erwähnt die Kumpanei 
Amerikas mit islamistischen Rackets, bezeichnet den Isla- 
mismus als Kehrseite der »westlichen Zivilisation« und 
erwartet vom Krieg keine Linderung des Elends - einer- 


von »Initiative: Kritik im Handgemenge« (Freiburg) 


seits. Andererseits nämlich soll der Krieg die »Bevölke- 
rungen dieser Länder dem moslemischen Götzendienst 
entreißen, um sie, mit allen brutalen Konsequenzen, dem 
kapitalistischen Warenfetisch direkt zu unterwerfen« 
(Bahamas 36). Geschichtsphilosophie ereignet sich zwei- 
mal, einmal als große Tragödie, das andre Mal als lumpi- 
ge Farce: Die Vorstellung, alle Regionen der Welt hätten 
als Vorbedingung der sozialen Revolution ein bürgerlich- 
kapitalistisches Stadium zu durchlaufen, war die linke 
Legitimation von Entwicklungsdiktaturen und hat sich 
heute erübrigt, da repressive Zwangsgemeinschaften etwa 
islamischer Art Archaismus aus zweiter Hand, regressive 
Antworten auf das Kapitalverhältnis sind. 


4. Geschichts- und Begriffslosigkeit spricht auch aus den 
Propagandisten eines 1789 im Nahen Osten. So verord- 
net etwa Thomas Uwer der arabischen Welt »eine bürg- 
erliche Revolution«, weil es dort Analphabetismus, 
schlechte Gesundheitsversorgung und ein mickriges 
Bruttosozialprodukt gibt. Das Ba'ath-Regime habe den 
Irak »kolonisiert« und einer »rücksichtslosen Wertab- 
schöpfung« unterworfen, lediglich ein Bruchteil der Öl- 
rente sei in »die wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
reinvestiert« worden. Das »militärische Engagement« 
Amerikas könne nun Abhilfe schaffen, und dann heißt's: 
»Ca ira, ca ira, Je Saddam ä la laterne!« (Uwer). Auch wir 
sähen Saddam Hussein lieber heute als morgen an der La- 
terne. Der Robespierre aber, den Uwer nun herbeisehnt, 
hatte längst seinen Auftritt in Gestalt von Saddam 
Hussein höchstpersönlich. Wo weder das Proletariat den 
Sozialismus noch das Bürgertum eine eigenständige 
Akkumulation initiieren konnten, ergriffen Fraktionen 
des Kleinbürgertums auf dem Wege des Militärputsches 
den Staat als Hebel der Modernisierung. Die im 20. Jahr- 
hundert nicht nur im Nahen Osten entstehenden Regime 
brachen kolonial-feudale Verhältnisse auf und trieben 
»ursprüngliche Akkumulation«, Proletarisierung und 
Verstädterung voran. Das ist die bürgerliche Revolution, 
wenn auch ohne Bürgertum, denn als glanzlose, jeder 
überschwänglichen Vernunftidee beraubte Ersatz-Bour- 
geoisie verschmelzen Militär und Bürokratie unmittelbar 
mit dem Staat, der durch die Aneignung vor allem der 
Ölrente zentrales Produktionsinstrument wird. Die Mo- 
dernisierungstheorie erfasste mit ihrer Affırmation der 
postkolonialen Militärregime als Wiege bürgerlicher 
Gesellschaft einen Zipfel der Wahrheit - um sie in Gänze 
zu verfehlen. Denn unter Ausblendung des Wesens der 
kapitalistischen Produktionsweise als Weltsystem fasste 
sie Gesellschaften als Individuen, deren Entwicklung 
schlussendlich glücklich im Hafen von Massenwohl- 
stand, Parlamentarismus, Rechtsstaat etc. mündet - auf- 
fällig ähnlich dem stalinistischen Stufenmodell, das die 
Militärregimes als »national-demokratische« Vorstufe des 
Sozialismus verbuchte. Diese erzbürgerliche Geschichts- 
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Infoladen Augsburg, Altes Kautzengäßchen 6 

Infoladen Bad Blankenburg 

Buchladen Schwarze Risse, Gneisenaustraße 2a, Berlin 
Infoladen M99, Manteufelstraße 96, 10997 Berlin 
Infoladen Daneben, Liebigstr. 34, 10247 Berlin 
Buchladen Schwarze Risse Prenzlberg, Kastanienallee 85, Berlin 
Buchladen Eulenspiegel, Hagenbruchstr. 7, Bielefeld 
Infoladen Anschlag, Heeper Str. 127, Bielefeld 
Notstand, Universitätsstraße 150, Bochum 

Buchladen Le Sabot, Breite Str. 76, Bonn 
Antifaschistisches Cafe, Cyriaksring 55, Braunschweig 
Infoladen Bremen, St.-Pauli-Str. 10-12, Bremen 
Infoladen Dessau, Schlachthofstraße, Dessau 
Autonomes Antifacafe Dresden im AZ Conni, 
Rudolf-Leonhard-Str. 39, Dresden 

Buchladen Bibabuze, Aachener Str. 1, Düsseldorf 
Infoladen Sabotnik, Erfurt 

Ossietzky-Buchhandlung, Flensburg 

Infoladen und Archiv, Leipzigerstr. 91, Frankfurt/M 

jos fritz bücher, Wilhelmstr. 15, Freiburg 

Infoladen, Alter Wetzlarer Weg 44, Giessen 

Buchladen Rote Straße, Nikolaikirchhof 7, Göttingen 
Schwarzmarkt, Kleiner Schäferkamp 46, Hamburg 
Buchladen im Schanzenviertel, Schulterblatt 55, Hamburg 
Buchladen in der Osterstraße, Osterstr. 156, Hamburg 
Antifacafe B5, Brigittenstraße 5, Hamburg 

Infoladen Kornstraße, Kornstraße 28-30, Hannover 
Annabee Buchladen, Gerberstr. 6, Hannover 

Infoladen, Steingrube 19a, Hildesheim 

Infoladen Köln, Ludolf-Camphausen-Str. 36, Köln 
Conne Island, Koburger Str. 3, Leipzig 

Infoladen Leipzig, Koburger Str. 3, Leipzig 

B12, Braustraße 20, Leipzig 

Buchladen el libro, Bornaische Str 3d, Leipzig 
Infoladen Lübeck, Willy-Brandt-Allee 9, Lübeck 
Infoladen Ludwigsburg, Wilhelmstr. 45/1, Ludwigsburg 
Infoladen Mannheim, Jakob-Binder-Str. 10, Ludwigshafen 
Burgladen, Auf der Burg, Lutter 

Buchhandlung Roter Stern, Am Grün 28, Marburg 
Basis-Buchhandlung, Adalbertstr. 41b-43, München 
Infoladen München, Breisacherstr. 12, München 
Umweltzentrum, Scharnhorststr. 57, Münster 

Infoladen Stunk, Speicherstr. 1, Neubrandenburg 
Projekt Archiv, Am Förderturm 27, Oberhausen 
Infoladen, Ludwigstr. 110a, Stuttgart 

Infoladen Zehn im Ernst Kirchweger-Haus, Wielandgasse 2-4, 
Wien 

Cafe Klatsch, Marcobrunnerstr. 9, Wiesbaden 
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» Fortsetzung »Basisbanalitäten über bürgerliche Gesell- 
schaft und ihren Export« 


losigkeit, die in der homogenen und leeren Zeit Gesell- 
schaftsmodelle beliebig sich wiederholen lässt, ignoriert 
die Bedeutung der bereits kapitalisierten Zentren für die 
Peripherie, in der sich die frühkapitalistische Gewaltge- 
schichte Europas wiederholt, nur in Ausnahmefällen aber 
flächendeckende Industrialisierung nachholen lässt. 
Wenn daher, wie heute offenbar wird, Zivilgesellschaft & 
Wohlstand ausbleiben, setzt man wie Uwer einfach auf 
good governance. 


5. Brachialmarxistische Ableitungen des Ba’ath-Regimes 
aus Weltmarkt & Ölrente liegen uns fern und erst recht 
seine Apologie als historische Notwendigkeit - die stalin- 
istische Geschichtsphilosophie, die so etwas erlauben 
würde, überlassen wir den bahamas. Doch nur wer die 
Welt mit dem Blick des Bürgers mustert, kann das Fehlen 
eigenständiger Industrie und die Abhängigkeit des Irak 
vom Öl als Werk einer usurpatorischen Feudalelite deu- 
ten. Von der Ölrente werden die irakischen Massen auch 
dann nichts haben, wenn die derzeit in den USA disku- 
tierten Szenarien einer amerikanischen Militärverwaltung 
oder eines »Saddam light« Wirklichkeit werden. Der 
»Krieg gegen den Terror« hat nicht die bürgerliche Gesell- 
schaft, sondern die deutsche Bundeswehr nach Kabul ge- 
bracht - und die antideutsche Linke so sehr um den Ver- 
stand, dass sie nun zufrieden berichtet, »dass die Bedin- 
gungen der Möglichkeit für emanzipatorisches Denken ... 
im Verhältnis zur Taliban-Herrschaft qualitativ bessere 
geworden sind« (Antideutsche Kommunisten Leipzig) 
und mehr nie erwartet haben will. Derweil hat unter der 
von Uwer & Co. angepriesenen irakischen Opposition 
bereits das Hauen und Stechen um den ethnischen Pro- 
porz für die Zeit nach Saddam begonnen. Aber zur Not 
bleibt immer noch Amerika, das nach jüngsten Erkennt- 
nissen »den Völkern das Recht auf autochthone Barbarei 
beschneidet« (Bahamas). Wenn die Luftschlösser des lin- 
ken Bellizismus auch im Irak platzen werden, wird sich 
sicherlich bereits eine andere Region gefunden haben, in 
die im Namen des Kommunismus »kapitalistischer 
Warenfetisch« und »bürgerliche Revolution« gebombt ge- 
hören; der »Krieg gegen den Terror« jedenfalls hat eine 
längere Halbwertzeit als die Illusionen der B 52-Linken. 


Zitierte Literatur: T. W. Adorno, Minima Moralia, Frankfurt/M. 1994; 
Bahamas Nr. 36; Max Horkheimer, Autoritärer Staat, in: Dubiel/Söllner 
(Hg.), Wirtschaft, Recht und Staat im Nationalsozialismus, Frank- 
furt/M. 1981; ISE Die Geschichte wiederholt sich doch. Flugblatt, 
Freiburg 2002; Herbert Marcuse, Feindanalysen. Über die Deutschen, 
Lüneburg 1998 ; Thomas Uwer, Ca ira, ca ira, le Saddam & la laterne!, 
in: Redaktion Jungle World (Hg.), Elfter September Nulleins, Berlin 
2002; ders., Im Sozialismus der edlen Seelen, in: Osten-Sacken/Fatah 
(Hg.), Saddams letztes Gefecht? Hamburg 2002; Justus Wertmüller, 
Unter Bauern, Konkret 1/2002. 
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BEKENNTNISSE AUF DEM JUNGLE-WORLD-KONGRESS 


ihren Selbstgesprächen mit völlig Fremden zu tun 

hat? Gemeinsam mit iz3W, dem AStA der TU und 
memri (middle east media research institute) richtete die 
Jungle World vom 7.-9. September einen Kongress zu den 
Folgen des 11. September aus, der dieser Frage mehr oder 
weniger unfreiwillig auf den Grund ging: Die einzelnen 
Panels (Panel = Feld, Tafel, Gremium) sollten sich mit 
Antisemitismus ebenso befassen wie mit dem konkreten 


N teht die Linke so sehr neben sich, dass sie es bei 


Nahostkonflikts, mit antiarabischem Rassismus ebenso 
wie mit Islamismus und Orientalismus. Die Jungle World 
folgte damit ihrer Nicht-Linie des integrationistischen 
Antinationalismus - und dass sie dieser treu geblieben ist, 
kann man ihr nur zugute halten. 

In den Hauptrollen der Inner-Left-Soap: Peter No- 
wak, seines Zeichens Junge-Welt-Schreiberling, der 
meint, dass man die Unterdrückten lieben und die Un- 
terdrücker hassen muss. (Was kann er schon dafür, wenn 
ihm dabei ein paar Zionisten vor die Flinte laufen?) Jus- 
tus Wertmüller von der Bahamas war zwar unter den Be- 
suchern, überließ das Feld jedoch dem Nachwuchs. Podi- 
umsstar Günter Jacob schließlich spielte das restliche En- 
semble wie gehabt souverän an die Wand. Dazwischen 
tummelten sich ein paar Nebencharaktere, die tapfer ihre 
Rollen spielten und dabei zuweilen weit mehr zu bieten 
hatten als die Stars. 

Der folgende Artikel versteht sich weniger als ein Kon- 
gressbericht - er versucht vielmehr anhand der Positionen 
und Bekenntnisse der TeilnehmerInnen Diskussionen in 
und um die antinationale Linke (und teilweise weitab 
von ihr) nachzuzeichnen. Damit das ganze nicht eska- 
liert, hier ein paar provisorische Regeln, auf die später 
noch zurückgegriffen werden wird: 

1. Es geht um Israel - Jede Diskussion um den 11. Sep- 
tember 2001 und um den Krieg, den die USA bereits 
jetzt gegen den Irak führen, muss einbeziehen, dass der 
konkrete Staat Israel durch die Ereignisse betroffen wird. 
Kompetente Äußerungen zur tatsächlichen Bedrohungs- 
lage sind in der deutschen Linken dünn gesät. Sie zieht es 
im Allgemeinen vor, große Heils- und Vernichtungspro- 
phezeiungen auszusprechen, anstatt sich mit den wenigen 
verfügbaren Informationen über die politische Lage aus- 
einander zu setzen und auf dieser Grundlage Aussagen zu 
treffen, deren Richtigkeit halbwegs zu beurteilen wäre. 

2. Es geht um Antisemitismus - Insbesondere in 
Deutschland ist jede Diskussion über Israel sowohl an 
den strukturellen Antisemitismus bürgerlicher und anti- 
imperialistischer Denkform gekoppelt als auch an das 
konkrete Ressentiment gegen Juden, dass sich oftmals in 
der Kritik an Israel ausdrückt (aber nicht in jedem Fall 


mit ihr identisch sein muss). 


3. Es geht um Deutschland - In der Diskussion über 
den 11. September 2001 werden in Deutschland vor al- 
len Dingen deutsche Verhältnisse (re)produziert, der An- 
tisemitismus schlägt sich im Antiisraelismus und Anti- 
amerikanismus nieder. Wie auch immer man moralisch 
zur Antikriegsposition stehen mag, sie ist in jedem Fall 
mit der Idee eines »deutschen Weges« gekoppelt, der sich 
vom »hyperkapitalistischen« amerikanischen Weg ab- 
hebt. Antikriegsmoral in Deutschland ist deutsche Anti- 
kriegsmoral. Zwar müssen Antikriegspositionen nicht be- 
wusst dem »deutschen Weg« in die Hände spielen, sie 
stehen aber immer vor dem Problem, sich zum Teil aus 
diesem herzuleiten und sich in jedem Fall in dem von 
ihm vorgegebenen Feld positionieren zu müssen. 

4. Es geht um die Linke - Selbst, wenn man nichts 
mehr mit ihr zu tun haben will, kann man ihr scheinbar 
doch nicht Adieu sagen (siehe Bahamas). Mag es der Welt 
auch vergleichsweise egal sein, wie die deutsche Linke 
sich zu einem Krieg gegen den Irak stellt, so werden doch 
zumindest für die linke Diskussion intern entscheidende 
Weichen gestellt. Die Frage ist also nicht: Wie muss die 
Linke intervenieren?, denn jede Intervention seitens der 
Linken ist zur Zeit ohnehin eine symbolische. Wichtiger 
ist: Wie kann die Linke eine Symbolsprache entwickeln, 
die nicht antisemitisch ist, die Verhältnisse kritisiert und 
sinnvoll interveniert? 

5. Es geht um Rassismus - Ohne die Bedeutung eines 
der vorgenannten Punkte dadurch zu schmälern geht es 
auch darum, wie antiarabischer Rassismus durch den 11. 
September 2001 beeinflusst worden ist. Mögliche Kopp- 
lungen zum Antiislamismus müssen untersucht werden. 
Rassismus ist eine signifikant andere Denkform als Anti- 
semitismus, was es umso wichtiger macht, die Kritik an 
ihm mitzudenken. Kritik am Islamismus darf dadurch 
nicht abgeschwächt werden, sie muss sich vielmehr genau 
äußern. Antiislamismus darf sich nicht aus rassistischen 
Denkfiguren ableiten oder diese bedienen. 

6. Es geht um die USA - Über Punkt 1-5 sollte nicht 
vergessen werden, dass die USA ein maßgeblicher Prota- 
gonist in Sachen Weltordnung sind (wenn auch nicht de- 
ren alleinige Architekten). Eine Auseinandersetzung mit 
den Folgen des 11. September muss deshalb die Zwänge, 
denen die USA unterliegen, ebenso wie ihre Interessen 
ins Auge fassen. Ein klassischer »linker« Fehler wäre es 
dabei, als prinzipielles Argument gegen das Vorgehen der 
USA ins Feld zu führen, dass sie »nur Interessenpolitik« 
betreibe. Das versteht sich eigentlich für jeden Staat von 
selbst und ist an sich auch nicht der negative Gegenpol zu 
»moralischem Agieren«. 

Diese sechs provisorischen Eckpunkte linker Kritik 
sollen hier im Kontext der Debatten um den Kongress 
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? Der Antizionismus und 
Herr Vogt - Warum Israel 
kein ganz normaler bür- 
gerlicher Staat ist. Fol- 
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näher betrachtet werden. Sie sollten auf keinen Fall als 
Bekenntnisse missverstanden werden - diese Rolle kann 
ihnen allein schon deshalb nicht zukommen, weil sie je 
nach Konjunktur der Debatte durchaus im Widerspruch 
zueinander stehen können. Das im Hinterkopf und mit 
Chips und Bier versorgt, kann die Vorstellung beginnen 


Trailer: Wertmüller vs. Vogt 


Warnsinn und Gesellschaft 

Mit der Flugblattüberschrift »Bloß nicht einseitig Partei 
ergreifen! ... schon gar nicht für Israel« meinte die Redak- 
tion der Zeitschrift Bahamas, den Geist der Konferenz 
schon im Vorfeld treffend zu beschreiben. »Auf dem 
Jungle-World-Kongress glaubt man, durch betont zur 
Schau getragene Gleichgültigkeit der zwingenden Ent- 
scheidung aus dem Weg gehen zu können, sich entweder 
kompromisslos für die Verteidigung Israels auszuspre- 
chen oder gemeinsame Sache mit den Mordbuben zu 
machen.«' Es geht also um Israel (Eckpunkt 1). Das soll 
nicht abgestritten werden. Wie viel Kompromisslosigkeit 
daraus folgen muss, sei fürs erste dahingestellt. Inwiefern 
macht die Jungle World nun gemeinsame Sache mit den 
Mordbuben? Die Antwort harrt ein paar Sätze später des 
Lesers: Insofern nämlich, dass sie nicht »in den Verdacht 
geraten will, Verteidigerin der Zivilisation (die bekannt- 
lich westlich ist) zu sein und schon deshalb entschieden 
vor Islam-Kritik warnt.« Wer warnt, wahnt. Die Bahamas 
lässt ihrerseits keinen Zweifel daran, dass sie sich für die 
Zivilisation entschieden hat (die bekanntlich westlich 
ist). Nicht ganz ohne Vorwahnung erklärt sie, dass sich 
»jede Diskussion mit Leuten verbieten [muss], die sich 
einer ‚emanzipatorische(n) Bewegung’ zurechnen, also 
längst Teil des Problems sind.« Dieses Problem personifi- 
ziert sich für die Autoren dieses Satzes zum Beispiel in 
Stefan Vogt, der das Panel zum Nahost-Konflikt mode- 


rierte, 


Es geht um Israel 
Warum Vogt? Wer sich rückwärts durch die Debatte ar- 
beitet, stößt zunächst auf einen Artikel von Justus Wert- 
müller in der Bahamas Nr. 39°, der erklärt, was denn nun 
eigentlich das Problem mit diesem »ganz perfiden Anti- 
zionisten« Vogt und seinen Spießgesellen sei. Wertmüller 
kritisiert Vogts »paternalistisches Gerede vom Opferstaat« 
und unterstellt, dass für ihn der einzige Grund, sich nicht 
im hemmungslosen Antisemitismus zu ergehen, eben der 
Opferstatus der Juden seit Auschwitz sei. Diese Aussage 
macht er an Vogts Artikel »Ein symbolischer Garant« 
fest’. Folgendes Zitat von Vogt wendet Wertmüller als 
ersten Streich gegen den Urheber: »Israel ist zunächst ein 
bürgerlicher Nationalstaat wie andere Staaten auch und 
damit ein Kollektiv.« Dass nationale Kollektive kritisiert 
gehören, möchte Wertmüller nicht abstreiten, schon 
aber, dass Israel eines sei. In einer Wendung, die einer nä- 
heren Betrachtung wert ist, beschuldigt er Vogt: »Es wird 
also schlicht das, was die bürgerliche Nation - mit einigen 
oft entscheidenden Unterschieden - ausmacht, auf dieje- 
nigen übertragen, die traditionell ins Visier solcher Staats- 
bürgerkollektive geraten: die Juden.« 

Mit diesem Vorwurf zeichnet Wertmüller zweifellos 
bewusst ein antisemitisches Weltbild nach, um es Vogt 


unterzujubeln: Israel ist also »die Juden«, zumindest in 
Vogts Kopf. Nun soll hier nicht die alte Antiimp-Leier 
davon gespielt werden, dass man ja Israel kritisieren kön- 
ne, ohne antisemitisch zu sein - die Kritik an Israel steht 
insbesondere in der brd immer im Zusammenhang mit 
antisemitischen Diskursen. Wer als Linker solche Kritik 
übt, muss sich bewusst sein, dass sie auf den gutgedüng- 
ten Acker des Antisemitismus fällt - dieser Umstand muss 
mitthematisiert werden. Deshalb macht es aber noch kei- 
nen Sinn, den strukturellen Antisemitismus in den kon- 
kreten Juden stürzen zu lassen. Genauer: Der gedachte 
»Jude«, den Wertmüller Vogt unterstellt, ist als Projek- 
tionsfläche für das un-fassbare im strukturellen Antisemi- 
tismus gleichsam eine Denkfigur. Diese Denkfigur ist 
zwar an den »Judenstaat« Israel gekoppelt, darf aber nicht 
mit ihm gleichgesetzt werden. Entscheidend ist es, dass 
wir es mit einer Kopplung zu tun haben, dass strukturel- 
ler Antisemitismus also nicht unbedingt die Konkretion 
seines Ressentiments im Antiisraelismus braucht. Proisra- 
elische Antisemiten gibt es auch in Deutschland wie Sand 
am Meer. 

Vogt bezeichnet nun in einer Gedankenbewegung vom 
anderen Ende aus den konkreten Staat Israel eben als 
einen konkreten Staat, und nicht etwa als die Konkretion 
der Denkfigur, die Wertmüller in ihm sieht. Dabei muss 
er zwar um die Nähe zum konkretisierten Antisemitis- 
mus wissen (der ja von der physischen Präsenz des »Ju- 
den« als Zielscheibe des Ressentiments lebt), in die er sich 
begibt, jedoch geht er korrekt vor. Wertmüllers Argu- 
mentation vergisst dagegen das, was am anderen Ende 
ihrer Logik liegt: Denn es ist wohl richtig, dass auch struk- 
tureller Antisemitismus als ganzes letztlich nicht ohne 
Juden auskommt, aber er kann sehr wohl darauf verzich- 
ten, von Juden zu reden. Der Antisemit muss auch nicht 
von Israel reden oder es hassen, wenn er das Unfassbare 
meint. Und aus diesem Unfassbaren kann ganz ohne die 
Rede von Israel ein konkreter Jude werden. 

Weiter unten scheint dieses Problem mit Wertmüllers 
Argumentation erneut auf: »Es fragt sich schließlich«, so 
Wertmüller, »was an einem Staat [Israel] normal sein soll, 
in dem anders als in jedem anderen bürgerlichen Staat die 
praktizierte Denkform der bürgerlichen Herrschaft, der 
Antisemitismus, schon aus rein logischer Unmöglichkeit 
nicht auftreten kann.« Es trifft natürlich zu, dass die 
praktizierte Denkform des bürgerlichen Staates in Israel 
nicht in dieser Form zum Ausdruck kommen kann. Über 
die strukturelle Denkform des bürgerlichen Staates ist da- 
mit jedoch nur gesagt, dass sie sich einer bestimmten, 
freilich allerabscheulichsten praktischen Konsequenz nie- 
mals hingeben kann. Wertmüller erklärt weiter: »In dem 
sich erweist, so abstrakt allgemein das antisemitische Be- 
dürfnis genuiner Ausdruck des Bewusstseins der waren- 
produzierenden Welt ist, dass der Antisemitismus ohne 
die höchst konkreten Juden nicht auskommt und anders 
herum die höchst konkreten Juden keine Entsprechung für 
das abstrakt allgemeine Wirken des finalen Vernichtungs- 
wunsches des Staatsbürgers kennen.« (Hervorhebung: 
Phase 2-Berlin) Doch all das bleibt Behauptung. Wert- 
müller unterstellt, dass wir selbigen Sachverhalt in Israel 
beobachten könnten und nimmt diese imaginierte Beo- 
bachtung als Begründung dafür heran, alles in eins fallen 
zu lassen - strukturellen Antisemitismus, das Ressenti- 
ment gegen konkrete Juden, den finalen Vernichtungs- 
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wunsch - so dass dieses Konglomerat des Verabscheu- 
ungswürdigen in Israel mangels Möglichkeit seiner Ver- 
vollständigung vollständig verschwinden muss. Dass das 
nicht funktioniert, wird spätestens deutlich, wenn Wert- 
müller sich in die absurde Behauptung versteigt, in Israel 
gäbe es keinen Rassismus. Die Aussage bleibt unerklärt - 
will Wertmüller etwa unterstellen, es gäbe eine strukturel- 
le Gleichheit zwischen Rassismus und Antisemitismus, 
die auch die Praxis des ersteren in Israel unterbindet? 
Wohl kaum, doch eine andere Herleitung für diese Be- 
hauptung lässt sich kaum finden. 

Nachdem Wertmüller zu Beginn seines Artikels noch 
treffend beklagt hat, dass Israel für manch antideutsche 
»Seminarlinke« zur reinen Projektionsfläche für Eman- 
zipationsversprechen wird, ist bei der weiteren Lektüre 
seine Position von dieser Haltung nicht mehr zu unter- 
scheiden: Den Zionismus sieht er als kulturelle Rebellion 
gegen die versteinerten Verhältnisse im Schtetl und als 
das Heilsversprechen, »an einem anderen Ort die ganze 
Chose aus eigener Kraft neu zu beginnen. Ohne faulige 
Traditionen, ohne galizische Zurückgebliebenheit, aber 
eben auch ohne eine bürgerliche Moderne, deren fanati- 
sche Ausprägung von ihnen nicht nur als Juden, sondern 
eben als Menschen für bedrohlich gehalten wurde.« 
Wertmüller mag damit ein mögliches Versprechen des 
Zionismus beschreiben. Es ist auch richtig, sich auf 
solche Versprechen zu beziehen - schließlich muss die 
Linke auch auf die dem bürgerlichen Staat inhärenten 
Emanzipationsbegriffe zurückgreifen, es gibt gar keinen 
anderen »Ort«, von dem aus sie ihre Versprechen bezie- 
hen könnte. Ein Fehler ist es jedoch, das Versprechen mit 
der Erscheinungsform in eins fallen zu lassen - und genau 
das tut Wertmüller hier mit dem Zionismus. So über- 
springt er die (selbst)kritische Spannung, die die Ausein- 
andersetzung der deutschen Linken mit dem Staat Israel 
eigentlich produzieren sollte. Diese Spannung entsteht 
dadurch, dass das linke Begriffssystem durch den Holo- 
caust fundamental verunsichert und gebrochen ist und 
nicht einfach allgemein revidiert werden kann. Der klas- 
sische linke Bezug auf Emanzipation, die Angewohnheit, 
auf Seiten der »Unterdrückten« zu stehen, produziert in 
Bezug auf Israel (und nicht nur in Bezug darauf) uner- 
trägliche, antisemitische Positionen. Linke Selbstkritik 
kann nur geübt werden, indem der Bruch um die Kom- 
plexe Antisemitismus und Israel thematisiert wird. Wert- 
miüller entscheidet sich für eine Revision und erkennt da- 
mit diesen Bruch eben nicht an, sondern schiebt ihn der 
»emanzipatorischen Linken« unter. So sieht Politik als 
Bekenntnis aus. 


Es geht um Antisemitismus 

Vogt mag in seiner Positionierung schwammiger sein als 
Wertmüller, er trägt der genannten Spannung aber 
Rechnung. »Die Existenz des israelischen Staates ist eine 
Tragödie« - diese Worte Vogts gelten Wertmüiller als zen- 
traler Angriffspunkt. Leider verschweigt er, wie dieser 
Satz endet: »dieser Staat verlangt aber gerade deshalb die 
Solidarität einer aufgeklärten Linken.« Vogt leitet die 
Notwendigkeit des Fortbestehens Israels aus dem Wirk- 
lichkeit gewordenen Scheitern der Aufklärung her, aus 
dem Holocaust. Diese Argumentation ist zwar nicht neu, 
fasst aber die Frage, um die es der deutschen Linken ge- 
hen sollte: Welche Gestalt nimmt der spezifisch deutsche 


Antisemitismus (insbesondere der der Linken) in der 
Auseinandersetzung mit dem Staat Israel an? Diese Frage 
lässt sich nicht ohne den Bezug auf den Holocaust den- 
ken, und sie sollte für eine Linke im Vordergrund stehen, 
die sich mit dem Antisemitismus in den eigenen Reihen 
auseinandersetzen muss. Die Existenz Israels zeichnet 
letztlich auch die Tragödie nach, dass die Weltsicht der 
Linken dem Antisemitismus in weiten Teilen innig ver- 
bunden ist. Wer deshalb linke Bezugs- und Begriffs- 
systeme zu den Akten legt, vermeidet nur die notwendi- 
ge Auseinandersetzung über deren Kopplungen mit dem 
Antisemitismus. Der Bruch, der bei einer Auseinander- 
setzung mit linken Begriffssystemen entsteht, muss wahr- 
genommen werden, den von ihm ausgehenden Rissen 
nachgegangen, um dem strukturellen Antisemitismus auf 
die Spur zu kommen. Man kann diesen Bruch nicht 
überspringen, wie die Bahamas-Redaktion das gerne tun 
würde. Gerade die konkrete Historizität des linken Anti- 
semitismus (und das Versäumnis der Linken, konsequent 
gegen den Antisemitismus und für Israel einzutreten) 
hinterlässt Spuren, die sich mit keiner noch so nach- 
drücklichen Solidarität mit Israel kitten lassen. Vielmehr 
droht eine solcherart zum Universalismus erhobene 
Solidarität, das Gespenst des Juden, dass im strukturellen 
Antisemitismus umgeht, mit jüdischen Personen in eins 
fallen zu lassen. In ihr wird Israel gleichsam zur Idee des 
Judenstaats gemacht, und aus dem emanzipatorischen 
Versprechen des Zionismus wird ohne Übergang seine 
emanzipatorische Wirklichkeit - eine Sichtweise, die das 
emanzipatorische Potential des Zionismus »gleichzeitig 
annulliert. 

Vogts Artikel weist in die Richtung einer produktiven 
Auseinandersetzung mit dem linken Antisemitismus, die 
den Bruch im linken Bewusstsein als Ansatzpunkt der 
Diskussion wählt. Er ist damit weit bescheidener als 
Wertmüller und verzichtet auf ausholende Erklärungen 
zu den Versprechen des Zionismus. Es geht um Antisemi- 
tismus (Eckpunkt 2). 


Hauptfilm: Die Bekenntnisverweigerung 


Peter gegen den Rest der Welt 

Schließlich muss alles Vorgeplänkel ein Ende haben, also 
auf zum Kongress. Die meisten Veranstaltungen waren 
spärlich besucht. Die wenigen Panels, die Publikum an- 
zogen, wurden zur Bühne für den oben geschilderten 
Konflikt, der, wie schon angedeutet, einer um Meinungs- 
vielfalt war. Nicht nur die Bahamas störte sich an selbiger, 
auf dem Kongress fand sie noch einen weit erbitterteren 
Gegner: Den schon erwähnten Zwischenrufer Peter No- 
wak, Journalist bei der jungen Welt‘. Freilich ist diese 
Gegnerschaft wohl das einzige, was diesen fanatischen 
Antizionisten mit Justus Wertmüller verbindet. 

Zum Ausbruch kam Nowaks revolutionärer Volkszorn 
gegenüber dem israelischen Schriftsteller Yoram Kaniuk, 
der sich für eine Beseitigung von Saddams Husseins Re- 
gime aussprach und von seinen durchaus noch aktuellen 
Erfahrungen mit dem deutschen Antisemitismus berich- 
tete. Kaniuk stellte folgendes fest: »If freedom needed to 
be fought for, the USA fought for it.« Diese Behauptung 
ließ bei Nowak die Alarmglocken schrillen. Mühsam be- 
herrscht führte er die Interessengeleitetheit der USA ins 
Feld (die von Kaniuk gar nicht bestritten worden war), 


um dann zu seinen Lieblingsverbrechen des Imperialis- 
tenstaates zu kommen - Mumia Abu Jamal in der Todes- 
zelle und all die unterdrückten brothers and sisters waren 
da ebenso schnell bei der Hand wie die ermordeten Indi- 
aner, für die Nowak sein Herz ausschüttete. Nowaks Bot- 
schaft war klar verständlich: Ihm ging es um die USA 
(und um das nur ganz knapp unter der Hörschwelle mit- 
gedachte Israel), die, weil sie imperialistische Interessen 
verfolgten, in all ihren Handlungen entschieden zu be- 
kämpfen wären. Um ja keine differenzierte Betrachtungs- 
weise aufkommen zu lassen, forderte er die absolute, 
übergeordnete Gültigkeit des antiimperialistischen Be- 
griffssystems gegen Kaniuk ein. In seinem Kongressbe- 
richt in der Jungen Welt stellte Nowak dann implizit die 
Frage, was solche Aussagen wie die Kaniuks, was Kaniuk 
selbst eigentlich auf einem »linken« Kongress zu suchen 
hätten (»Dieser Satz ist am Wochenende in Berlin nicht 
etwa auf einem Symposium der Bildzeitung oder der 
Konrad-Adenauer-Stiftung gefallen.«.). 

Sicher, mit Kaniuk saß kein »Linker« auf dem Podium, 
schon gar nicht ein Linker, wie Nowak ihn sich wohl 
vorstellen würde. Es wäre durchaus wünschenswert gewe- 
sen, berechtigte Kritik an den Positionen Kaniuks zu 
üben. Seine Anwesenheit auf dem Podium war jedoch 
angemessen: Denn wie bereits oben angeführt, ermög- 
lichen klassische linke Bezugssysteme allein nicht den 
angemessenen Zugriff auf das Thema Israel. 

Eben deshalb sollte man Nowaks Position auch nicht 
als den Hassausbruch von einem, der schon immer Anti- 
semit war, abtun. Sie repräsentiert eine machtvolle linke 
Weltanschauung, die sich scheinbar historisch materialis- 


ANZEIGE 


tisch motiviert. Eine Weltanschauung, in der Ausgebeu- 
tete und Unterdrückte immer Identifikationsobjekt sind, 
weil sie angeblich schon aus ihrem Sein heraus revolutio- 
näres Bewusstsein hervorbringen. Leute wie Nowak se- 
hen sich in diesem Sinne im Einklang mit der »Geschich- 
te«, als dass sie die eigentliche, in ihrem Blickwinkel 
streng ökonomisch erfassbare Wahrheit der wertförmigen 
Vergesellschaftung als Universalismus setzen, aus dem 
sich jegliche politische Aktivität, jegliche Solidaritäts- 
bekundung herleitet - getreu dem Credo: die Verdamm- 
ten dieser Erde werden siegen, und das ist auch gut so. 
Dass sie diese Herleitung noch nicht mal besonders sorg- 
fältig betreiben, sei ihnen belassen. Aber dass sie zugleich 
jegliches andere Analyseregister ignorieren, dass dazu 
geeignet sein könnte, Wirklichkeiten wie den Antisemi- 
tismus zu beschreiben und zu bekämpfen, ist unverzeih- 
lich. Es handelt sich hierbei um vorsätzliche Blindheit ge- 
genüber jedem ideologiekritischen oder diskursanalyti- 
schen Ansatz. Für den Linken nach Nowaks Zuschnitt 
sind diese Ansätze selbst nur Ideologie, die ihn davon 
abhalten will, konsequent für die Unterdrückten zu 
sprechen - und für die Horst Mahlers unter diesen Lin- 
ken wird diese Konsequenz dann zur Endlösung. 

In einem offenen Brief auf Indymedia wettert Nowak 
noch weit nachdrücklicher gegen die »Jungantideut- 
schen« und ihre »Gurus«. Er flucht über die Atmosphäre 
der »political correctness« und erklärt, antideutsche Grup- 
pen hätten den Kongress »gekapert«. Schließlich doku- 
mentiert er seine vorsätzliche Blödheit selbst: Auf den 
Vorwurf, er sei Antizionist, erwidert er: »Über die Kate- 
gorie Zionismus-Antizionismus habe ich mich übrigens 
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nie geäußert.« Natürlich nicht, solche Kategorien sind für 
Nowak reine Ideologie. Dem kann man tatsächlich nur 
entgegenhalten: Es geht um Israel. 


Alle Register ziehen 

Günther Jacob lieferte auf dem Abschlusspanel des Kon- 
gresses die Vorlage für die zu Beginn dieses Artikels fest- 
gelegten Eckpunkte, indem er thematisierte, dass linke 
Kritik in Registern operiert, die Begriffs- und Bezugssys- 
temen entsprechen. Je nachdem, in welchem Register 
Kritik operiert, haben die Begriffe andere Bedeutungen, 
lösen andere Reaktionen aus. Deshalb darf, wer von his- 
torischem Materialismus redet von Auschwitz nicht 
schweigen. Und wer vom Islamismus redet, darf vom 
Rassismus nicht schweigen. Solche Kritik bewegt sich 
hart an der Grenze zur Beliebigkeit - Wertmüller themati- 
sierte dieses Problem, indem er erklärte, Jacob würde sich 
nur darum drücken, sich eindeutig für Israel und die 
Zivilisation zu positionieren, weil er den Bruch mit der 
Linken scheue. Die Kritik mag treffen, ändert aber nichts 
daran, dass die Analyse von Gesellschaft, wenn sie in nur 
einem Register operiert, zwangsläufig Positionen wie die 
Nowaks oder Wertmüllers hervorbringt - Positionen, die 
sich mit der Wirklichkeit nicht mehr ansatzweise zur De- 
ckung bringen lassen. Der Unterschied ist der zwischen 
Bekenntnis und dem Versuch der Erkenntnis. Letzterer 
ist mit dem Problem konfrontiert, immer Provisorium zu 
bleiben, eben weil er in mehreren Registern operiert. 

Bahamas-Style bzw. antiimperialistische Bekenntnisse 
waren unter anderem für den peinlichen Verlauf der 
Nicht-Diskussion mit Yoram Kaniuk verantwortlich. Für 
diese Positionen konnten Kaniuks Aussagen entweder 
nur Punkt prinzipieller Zustimmung sein (da Kaniuk mit 
Israel das letzte verbliebene Emanzipationsversprechen 
repräsentiert) oder aber prinzipieller Ablehnung (da 
Kaniuk stellvertretend für die Interessen der USA und 
Israels als »imperialistische Mächte« steht). Eine Diskus- 
sion mit Kaniuk wäre möglich gewesen, wenn man seine 
Aussagen als Beitrag aufgefasst hätte, der sich mit den 
Bedingungen für das Fortbestehen Israels und dem 
deutschen Antisemitismus befasst. Die Spannungen zwis- 
chen den Aussagen, die diese Blickrichtung hervorbringt, 
und den Ergebnissen anderer Zugänge müssen als gegen- 
seitiges Korrektiv verstanden werden. 

Um der Gefahr der Beliebigkeit einen positiven Aus- 
blick entgegenzusetzen, sei ein weniger beachteter Refe- 
rent auf dem Kongress hervorgehoben. In seinem Beitrag 
zum Thema »Feindbild Islam?« thematisierte Udo Wolter 
die Diskussion über antiarabischen Rassismus im Kon- 
text des 11. September 2001. Zentral war für ihn die Ab- 
grenzung rassistischer Weltbilder von Antisemitischen. 
Während ihm zufolge der Antisemitismus als geschlos- 
senes Weltbild funktioniert, in dem die Juden nur einen 
Platz als noch zu eliminierende haben, gehorcht der 
Rassismus (auch der positiv-kulturalistisch gewendete) 
weit eher dem Prinzip der sowohl bewundernden als auch 
abfälligen Konstruktion eines »Anderen«. Wolter sprach 
sich gegen eine falsche Parallelisierung von Antisemitis- 
mus und antiarabischem Rassismus aus, die besonders bei 
den Palästina-Freunden zunehmende Konjunktur hat 
und Israel mit dem Nazifaschismus vergleichen will. 
Gleichzeitig nimmt sein Beitrag antiarabischen Rassis- 
mus ernst und versucht sich an einer Kritik des selbigen, 


die nicht in der kulturalistischen Gegenbewegung der 
Solidarität mit dem Islam endet. Eine solche Strategie 
setzt voraus, dass ein Begriff je nach Analyseregister un- 
terschiedlich gedacht wird. Wenn der Islam einfach als 
eliminatorisch-antisemitischer Islamismus und Gegenbe- 
wegung zur Aufklärung gedacht wird, erscheint natürlich 
jeder Antirassismus, der antiislamische Denkformen kri- 
tisiert, als aufklärungsfeindlich und antisemitisch. Linker 
Antirassismus kommt jedoch nicht umhin, den Anteil 
des westlichen Orientalismus an der Konstitution des 
Islamismus zu untersuchen. Dass muss nicht (kann aber) 
bedeuten, den Islamismus zu entschuldigen oder gar 
gutzuheißen, indem man ihn lediglich zum Reflex auf die 
Erfahrung des Kolonialismus macht - wer das glaubt, sitzt 
letztlich auch der antiimperialistischen Mär auf, dass die 
Ausgebeuteten und Unterdrückten automatisch das Sub- 
jekt des gesellschaftlichen Fortschritts in Richtung Kom- 
munismus sind. Diesen Irrtum teilen bestimmte Frak- 
tionen der antideutschen Linken leider mit den Apolo- 
geten, die im Anschlag auf das WTC immer noch gerne 
einen »objektiv antiimperialistischen Akt« sehen möcht- 
en 

Letztlich geht es darum, die Ideologie mitzudenken, 
die aus der konsequenten Fortführung eines einzelnen 
Analyseregisters folgt. Solidarität mit Israel ist damit - wie 
jede Solidarität - eine strategische, provisorische Haltung 
und niemals absolut. Sie ist immer den Umständen ge- 
schuldet, die auch die Wirklichkeit des Holocaust ent- 
halten, und nicht etwa eine praktische Ableitung aus dem 
theoretischen zionistischen Heilsversprechen. Wenn Soli- 
darität sich bewusst ist, ein ideologischer Einsatz zu sein, 
macht die Parole »Solidarität mit Israel« Sinn. Es geht um 
das Bewusstsein darum, dass die eigenen Begriffssysteme 
ideologisch sind und selbst Ideologie (re)produzieren. 
Ideologie muss jedoch durch andere Ideologie gebrochen 
werden, Islamismuskritik muss mit Antirassismus in 
Spannung versetzt werden - Warnsinn ist nicht gleich 


Wahnsinn. 
Abspann 


Was blieb ... 

war das Abschlusspanel. Reichlich verloren wirkte 
Marco Bascetta von der italienischen Gruppe Il Manifes- 
to, der ein paar Empire-Weisheiten zum besten gab, aber 
ansonsten recht ratlos und fehl am Platze wirkte. Folglich 
interessierte man sich kaum für ihn. Günter Jacob rief zu 
einem Netzwerk anti-antisemitischer Gruppen auf, was 
allerdings auch eher hilflos wirkte; irgendwie erinnerte 
das von ihm angedachte Konzept an die AA/BO. Was 
nach dem Verlassen des Kongresses am intensivsten hän- 
gen blieb, waren die Ohrenschmerzen, die eine Besuche- 
rin mit ihren regelmäßigen plärrenden Aufrufen, man 
solle endlich aufhören herumzusitzen und zu reden und 
lieber etwas konkretes gegen den Antisemitismus unter- 
nehmen. Es hatte wohl niemand das Herz, sie auf die 
Ressentimentbeladenheit des Antiintellektualismus hin- 
zuweisen. 


Phase 2, Berlin 


Mein Feind ist Ausländer 


VON GERRIT BRÜNING 


ozu eigentlich mit auswärtigen Angelegenhei- 
\N ten befassen? Im Vergleich zu »Kohle, Frauen, 

Autos«' oder ähnlichen Freuden des Lebens 
finde ich sie nicht sehr wichtig. Internationale Berichte 
und Analysen lenken die Aufmerksamkeit auf ferne 
Kriege, Unglücke, Krisenherde; als einzig mögliche 
Schlussfolgerung bietet sich Einmischung an. Wenn 
Deutsche in aller Welt zwischen reaktionären 
Unterdrückern, Terroristen und Kriegstreibern bzw. fort- 
schrittlichen Kräften, Freiheitskämpfern und Friedens- 
stiftern zu unterscheiden wissen, müssten sie nur den ent- 
sprechenden Einfluss ausüben - etwa durch verbale Äu- 
ßerungen, humanitäre Hilfe oder Militäreinsätze - und 
die Welt sähe besser aus. Der Chauvinismus, den Kritik 
an Bürgern? anderer Länder bedeutet, bestärkt das deut- 
sche Wir-Gefühl, mit Hilfe dessen mich Regierung und 
Privatlobby zum Konsumverzicht aufrufen. 

Verzicht ist Verrat an den eigenen Interessen und um 
Nationalismus entgegenzuwirken kann es nicht unter- 
bleiben, Feindbilder gegenüber Ausländern zu widerle- 
gen. Linke Gruppen beklagen z.B. seit langem einen »ele- 
mentare Menschen- und Volksrechte mißachtenden Um- 
gang Israels mit den Palästinensern und insbesondere die 
einer Mittäterschaft recht nahe kommende amerikani- 
sche Duldsamkeit gegenüber dieser Politik und ihrer ge- 
wohnheitsmäßigen Mißachtung von UN-Resolutionen«. 
Heute (am 19. September 2002) beklagt dies auch die 
FAZ. Arafat bekommt ebenfalls schlechte Noten, weil er 
palästinensischen Kämpfern nicht Einhalt gebiete, die 
USA fallen wegen ihrer »Abenteuer« in Ungnade. Der 
frühere Verteidigungsminister Scharping wähnt die 
Deutschen von einem Zusammenschluss verschiedener 
Gegner umzingelt, »die jüdische Lobby« übe in den USA 
zu großen Einfluss aus. Schon andere haben behauptet, 
Juden und Amerikaner seien ineinander verwachsen und 
erstere dominierten auf geheimnisvolle Weise über letzte- 
re. Demnach wedelt der Schwanz mit dem Hund. In 
Wahrheit mehrten sich in den neunziger Jahren Anzei- 


chen dafür, dass die USA von Israel abrücken. 
Israel in der neuen Weltordnung 


1969 gab Jean Amery zu bedenken, »dass es mehr Araber 
gibt als Juden, mehr arabisches Öl als jüdisches, dass mili- 
tärische Stützpunkte in den arabischen Staaten einen 
höheren strategischen Wert haben als in Israel.« Noch 
sicherte Israels Rolle als unverzichtbares westliches Boll- 
werk seine Existenz, insbesondere nach dem Juni 1967. 
Damals hatte Israel in einem Überraschungsangriff einen 
Großteil der arabischen Luftstreitkräfte zerstört, die Si- 
nai-Halbinsel, den Ostteil Jerusalems sowie das Westjor- 
danland eingenommen und die arabischen Staaten durch 


diese vernichtende Niederlage in die Arme der Sowjetun- 
ion getrieben. Die USA sahen im jüdischen Staat von 
nun an den einzigen Verbündeten und lokalen Stellver- 
treter im nahöstlichen Frontabschnitt des Kalten Krieges 
und gingen zu einer strategischen Zusammenarbeit mit 
Israel über. Die Beziehungen zu den arabischen Staaten 
kühlten sich in der Folge ab: Ihr Anteil am US-Export fiel 
von 9 auf 6,6 %. Über zwanzig Jahre erhielten die USA 
gegen die UdSSR ein Patt aufrecht, dann kam die Wende: 
Russland verlor die Fähigkeit, nennenswerten Einfluss in 
Nahost auszuüben. Die Veränderung der Kräfteverhält- 
nisse in Nahost offenbarte sich jäh im Golfkrieg 1991. 
Die USA schnitten Saddam von internationaler Unter- 
stützung ab, beendeten die irakischen Besatzung Kuwaits 
und sicherten damit vorläufig die Stabilität der Ölpreise. 
Moskau blieb nichts übrig, als einer Entwicklung zuzu- 
stimmen, die nicht verhindert werden konnte. Um Wa- 
shingtons Einfluss im Nahen Osten zu wahren, reichten 
von nun an militärische Präsenz sowie die Kooperation 
mit Saudi-Arabien und Ägypten aus. Der Persische Golf, 
schreibt Samuel P. Huntington, verwandelte sich in einen 
»amerikanischen Teich«. 

Diese Wende hinterließ auch in den amerikanisch- 
israelischen Beziehungen ihre Spuren: Der jüdische Staat 
verlor an Bedeutung. Das amerikanisch-palästinensische 
Verhältnis wärmte sich über die neunziger Jahre soweit 
auf, dass Clinton im Zusammenhang mit dem Vorhaben 
der PLO-Führung, im Mai 1999 einen eigenen Staat 
auszurufen, das Recht der Palästinenser anerkannte, ihre 
»Zukunft als ein freies Volk auf ihrem Land« zu bestim- 
men. Sharon reiste im selben Jahr dreimal innerhalb eines 
Monats nach Moskau, israelische Politiker wollen sich 
offenbar nicht mehr allein auf die USA verlassen. In der 
Anti-Terror-Koalition nach dem 11. September wiesen 
die USA Israel keine prominente Rolle zu, um die 
Loyalität der arabischen Staaten nicht aufs Spiel zu set- 
zen. Der israelische Premierminister Sharon befürchtete 
im Oktober 2001, Israel würde auf dem Altar der Anti- 
Terror-Koalition geopfert und verglich die amerikanische 
Annäherung an die arabischen Staaten mit der Politik des 
»Appeasement« gegenüber Hitler. Am 13. März 2002 
verabschiedete der UN-Sicherheitsrat auf Vorschlag der 
USA eine Resolution, die erstmals einen Palästinenser- 
staat zum Ziel erklärte. Dieser symbolische Schritt wurde 
allgemein mit dem Ziel der Vereinigten Staaten erklärt, 
arabische Unterstützung für einen Krieg gegen den Irak 
zu gewinnen. Mit der Theorie vom maßgeblichen Ein- 
fluss einer »jüdischen Lobby« auf den außenpolitischen 
Kurs der USA kann die reale Entwicklung schwer in 
Einklang gebracht werden. Dass die Entwicklung den- 
noch keine Einbahnstraße war, hat andere Gründe: Im 
Laufe der neunziger Jahre gerieten die USA über die 
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' Bohlen, Dieter: Nichts 
als die Wahrheit, Mün- 
chen 2002 (Hörbuch- 
fassung). Menschen an- 
deren Geschlechts oder 
anderer sexueller Orien- 
tierung werden andere 
Prioritäten setzen. 


? Hier und im Folgenden 
sind alle Geschlechter 
gemeint. Dem Wunsch 
des Autors entspre- 
chend jedoch gramma- 
tisch nicht berücksich- 
tigt. 
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Sanktionen und Bombardements gegen 
den Irak in Konflikt mit den arabischen 
Staaten. Selbst Kuwait befürwortet die 
Zurückführung der Sanktionen. Die Aus- 
weitung des Anti-Terror-Krieges auf den 
Irak und den Iran stößt in der arabischen 
Welt allgemein auf Ablehnung, eine Neu- 
auflage der Golfkriegskoalition von 1991 
scheint ausgeschlossen. Zudem haben sich 
zwischen Saudi-Arabien und den USA 
empfindliche Spannungen wegen mög- 
licher saudischer Geldquellen für Al 
Quaida und der Herkunft vieler Atten- 
täter des 11. September gebildet. Der jü- 
dische Staat bleibt der einzig verlässliche 
Partner der USA im Nahen Osten. Die 
wirtschaftlichen Beziehungen der USA 
konzentrieren sich neben Ägypten vor al- 
lem auf ihn, in dessen relativer politischen 
und diplomatischen Nähe sie sich nach 
wie vor befinden. 


Deutschland: Einschleichen statt 
Einmarschieren 


Die deutsche Kritik an dieser Allianz wird 
lauter: moderat von Seiten der Regierung, 
polemisch aus den Reihen linker und rech- 
ter Extremisten. Auch das ist ein Ergebnis 
vom Ende des Kalten Krieges. Die ent- 
scheidende Klammer zwischen Deutsch- 
land und seinen antisowjetischen Bünd- 
nispartnern USA und Israel, die Verteidi- 
gung Berlins, riss mit dem Fall der Mauer. 
In der neuen Weltordnung versucht 
Deutschland, seinen ökonomischen und 
politischen Einfluss auf den Raum südlich 
und östlich des Mittelmeeres zu vergrö- 
ßern. Alleine zu schwach, spannt es seine 
europäischen Nachbarn ein: »Nur mit ih- 
nen zusammen haben wir auch die Mö- 
glichkeit, Einfluss im Nahen Osten auszu- 
üben«, sagt Christof Moosbauer, Nahost- 
Experte der SPD-Fraktion. Darüber, wie 
deutsche Einflusssphären im Nahen Osten 
zu sichern seien, sind deutsche Außen- 
politiker einer Meinung. Volker Perthes 
von der Stiftung Wissenschaft und Politik 
hat sie 2001 in dem Band »Deutsche Nah- 
ostpolitik. Interessen und Optionen« do- 
kumentiert. Deutschland sei als geogra- 
phischer Nachbar der Region sicherheits- 
politisch zumindest mittelbar betroffen 
und besitze mehr ökonomische als militä- 
rische Einflussmöglichkeiten; es sei wirt- 
schaftlich und politisch an einer weitge- 
henden Integration des Nahen Ostens in 
das Einflussgebiet der EU interessiert, an 
Wachstum, Entwicklung, wirtschaftlicher 
Liberalisierung und Kooperation in der 
Region. Deutschland beteiligt sich daher 
an der »Euromediterranen Partnerschaft«, 
die 1995 auf der Konferenz von Barcelona 


vereinbart wurde. Ihr traten neben der EU 
die südlichen Mittelmeeranrainer außer 
Libyen, daneben Jordanien, Ägypten, Sy- 
rien, Israel sowie die palästinensische Au- 
tonomiebehörde bei. Zu ihren Zielen ge- 
hören eine Sicherheitspartnerschaft und 
eine Freihandelszone. Die EU-Länder sind 
zusammengenommen der wichtigste Han- 
delspartner aller Staaten in Nahost und 
Nordafrika. Der Anteil der EU am Außen- 
handel Israels und seiner Nachbarn betrug 
1999 52 % (USA: 27 %), der Anteil am 
Außenhandel der Golfstaaten betrug 23 % 
(USA: 11 %). Der weitere Abbau von Han- 
delsbarrieren würde diesen Vorsprung in 
ökonomische Dominanz verwandeln und 
käme dem Exportriesen Bundesrepublik 
gelegen. Die Außenpolitiker raten, die ge- 
plante euro-mediterrane Partnerschaft auf 
die Golfstaaten, Jemen, Iran und später 
auch auf den Irak auszuweiten. 

Dieses Projekt hemmt allerdings der 
israelisch-arabische Konflikt. Regionale 
Kooperation, ökonomische Liberalisie- 
rung und Integration vertragen sich nicht 
mit latentem Kriegszustand. Daher lautet 
das Urteil deutscher Außenpolitiker: 
»Deutschland hat ein klares eigenes Inte- 
resse am Frieden im Nahen Östen.« Mit 
dem Vorbehalt, »dass Europa ein politi- 
sches und wirtschaftliches Eigeninteresse 
an regionaler Kooperation hat - nament- 
lich um regionale Stabilität zu fördern und 
größere Märkte entstehen zu lassen -, und 
nicht das israelische Interesse an einer 
Normalisierung arabisch-israelischer Be- 
ziehungen fördern will.« Da ein Friede im 
deutschem Interesse darauf hinausläuft, 
Israel zum Verzicht auf Westbank, Gaza- 
streifen und Ostjerusalem zu bewegen, 
konzentriert sich die öffentliche Kritik vor 
allem auf Sharon, der sich diesem Plan wi- 
dersetzt. Auch die USA behindern, indem 
sie Israel nicht zum Rückzug zwingen. Die 
arabischen Staaten können sich den deut- 
schen Ambitionen gegenüber eher aufge- 
schlossen zeigen, da sie wie Volker Perthes 
darauf hoffen, dass so der Einfluss der 
USA »ausbalanciert« würde. Doch auch 
ein Kontrahent Israels wie Arafat verstößt 
gegen deutsche Interessen und erntet ent- 
sprechend Kritik, wenn er Kräften inner- 
halb seines Lagers nicht Einhalt gebietet, 
die Israel abschaffen wollen. Die deut- 
schen Außenpolitiker erkennen den »über- 
wiegend arabischen Charakter des Nahen 
und Mittleren Ostens« zwar an, Israel 
bleibt jedoch wichtigster einzelner Han- 
delspartner Deutschlands in der Region. 
Eine akute Existenzgefährdung des jüdi- 
schen Staates brächte Deutschland und 
seine Beziehungen mit den arabischen 
Staaten aufgrund seiner historischen Ver- 


brechen auch in ideologische Bedrängnis. 
Internationale Solidarität für Deutschland 


Deutschland verbündet sich mit allen gegen alle Staaten, 
kaum ein Staat gerät auf die Abschussliste, aber keiner 
verhält sich so, wie die Deutschen wollen. Kritik an Bush, 
Arafat, Sharon oder wem sonst, mag sie sich auch oppo- 
sitionell gegenüber Schröder verhalten, funktioniert im 
Rahmen einer Arbeitsteilung zwischen moralisch unver- 
dächtiger Agitation und realpolitischer Einmischung. 
Was ist Kritik an amerikanischer Unterstützung für Israel 
anderes als ein Lob darauf, dass Deutschland anders han- 
delt? Der Vorwurf, Deutschland verhalte sich unterwür- 
fig den USA oder freundschaftlich dem arabischen Isla- 
mismus gegenüber, schürt Aggression gegen die beiden. 
Treibt nicht die tiefe Besorgnis der Regierung angesichts 
israelischer Militärschläge auf die Spitze, wer Sharon als 
Kriegsverbrecher verunglimpft? Wer nach demselben Mus- 
ter Arafat des antisemitischen Terrors bezichtigt, bemüht 
sich, Fischer verbal zu übertreffen. Allgemein: Wer an 
einem Ausländer Kritik übt (nicht einem als »Ausländer« 
diskriminierten Deutschen) wird diese in einer patrio- 
tischen Zeitung, FAZ, Taz, Junger Welt oder Junger Frei- 
heit, abgedruckt finden. Nicht, weil diese Blätter auch 
einmal einen richtigen Gedanken veröffentlichen, son- 


dern weil sie damit gegen andere Staaten trommeln. Die 
Kritik wird dadurch nicht weniger ausländerfeindlich, 
dass sie sich hinter Bürgern derjenigen Staaten ver- 
schanzt, deren Repräsentanten sie angreift. Linke nennen 
dieses Manöver »internationale Solidarität«. Bizarre Het- 
ze zugunsten höflicher Kritik gegenüber Ausländern ab- 
lehnen heißt, denselben Chauvinismus salonfähig auszu- 
drücken. Darf ich einen Verdacht äußern, der mir gerade 
kommt? Feindlichkeit gegenüber Ausländern ist Auslän- 
derfeindlichkeit, Kritik an nichtdeutschem Patriotismus 
ist deutscher Patriotismus. Kritik an ausländischem Im- 
perialismus desgleichen, und Internationalismus Natio- 
nalismus. Man wird mir entgegenhalten: Man werde 
doch wohl noch sagen dürfen, dass... Oder: Als Linker 
müsse man doch Position beziehen, wenn... Leider darf 
man als Deutscher und als linker muss man vielleicht so- 
gar. Aber muss man links und damit Nationalist sein? 
Notwendig ist, hierzulande für eine Spaß- und Konsum- 
gesellschaft einzutreten; auch wenn das, im Vergleich zu 
globalen Aktivitäten deutscher Linker, eine begrenzte 
Aufgabe ist. 


Der Autor studiert in Berlin und schrieb unter anderem 
in Konkret. 
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Zwischen Wahrnehmung und Wirklichkeit 


DER DEUTSCH-ISRAELISCHE HISTORIKER DAN DINER GIBT MITTELS SEINER 
UNTERSUCHUNG ÜBER TRADITION UND WIRKUNG DES DEUTSCHEN ANTI- 
AMERIKANISMUS IMPULSE FÜR EINE ÜBERFÄLLIGE DEBATTE. 


weiten Teilen der deutschen Öffentlichkeit zu ver- 

nehmende Schadenfreude und Bestrafungsphan- 
tasie, wie auch die gegenwärtige Hysterie um ein mögli- 
ches militärisches Eingreifen der Vereinigten Staaten im 
Irak offenbaren die Konjunktur amerikafeindlicher Ein- 
stellungen. Die Beispiele sind Legion: Sie reichen von 
höchster Ebene - Bundeskanzler Schröders im Wahl- 
kampf proklamiertem »Deutschen Weg« und seinen Im- 
plikationen oder dem von Bundesjustizministerin Däub- 
ler-Gmelin angestrengten »Bush-Hitler-Vergleich« - bis 
zur friedensbewegten deutschen Basis. Zu deren Reper- 
toire gehören die unsäglichen, auf diversen Antikriegs- 
Demonstrationen geäußerten Assoziationen der in Aus- 
sicht stehenden amerikanischen Intervention mit Ereig- 


D ie nach den Anschlägen vom 11. September in 


nissen des Zweiten Weltkriegs wie etwa der Bombardie- 
rung Dresdens im Februar 1945. Auf die Verwendung 
derart problematischer Bilder angesprochen, wird das 
Ressentiment in der Regel abgestritten und als legitime 
Kritik an den Vereinigten Staaten darzustellen versucht. 


Antiamerikanismus und die deutsche Linke 


Teile der historisch sich vergewissernden deutschen Lin- 
ken sind seit langem darum bemüht, solcherart Missver- 
hältnis von berechtigter Kritik und blindem Antiameri- 
kanismus vornehmlich in den eigenen Reihen zu proble- 
matisieren. Sie verweisen auf die Nähe des Antiamerika- 
nismus zum Antisemitismus. Die gegenwärtige Konjunk- 
tur jedoch belegt, dass derartige Bemühungen nicht so 
recht fruchten wollen - im Gegenteil: Allen Problema- 
tisierungen zum Trotz entpuppt sich Antiamerikanismus 
als historisch langlebiges Ressentiment, dem durch den 
Appell an die Vernunft nicht beizukommen ist. Dafür 
mag der Irak-Konflikt exemplarisch dienen: Letztendlich 
ist egal, ob ein Krieg gegen den Irak überhaupt kommt 
oder nicht - der Virulenz des Ressentiments jedenfalls 
kann er nichts anhaben. Das aber liegt nicht etwa an 
einer wie auch immer sich in Etappen artikulierenden 
Boshaftigkeit Amerikas - wie sie als Einwand gern geltend 
gemacht wird. Stattdessen liegt die Ursache im Wesen des 
Antiamerikanismus selbst, der vorrangig auf der Projek- 
tion eigener Befindlichkeiten beruht. Es ist nämlich rela- 
tiv egal, was Amerika wirklich tut oder nicht - entschei- 
dend für die Einordnung ist das über Amerika vorherr- 
schende, sich aus Tiefenschichten nährende und dabei 
meist feindselige Bild. 


Da kommt ein Buch gerade recht, dass der deutsch- 
israelische Historiker Dan Diner unter dem Eindruck der 
aktuellen Konjunktur über das »Feindbild Amerika« und 
seine Beständigkeit überarbeitet hat. Bereits 1993 
erschien es unter dem Titel »Verkehrte Welten«. Hinter- 
grund war der sich im wiedervereinigten Deutschland 
artikulierende Antigolfkriegsprotest und die ihm eigene 
Verwendung historisch lang zurückliegender Bilder, vor- 
nehmlich des Zweiten Weltkriegs, durch eine junge und 
an der Weltkriegsgeschichte nicht unmittelbar beteiligte 
Generation. Nach dem 11. September wurde das Buch 
um ein aktuelles Kapitel erweitert, das die Ausweitung 
des Antiamerikanismus auf außereuropäische Gesell- 
schaften thematisiert. Gleichzeitig dient es als Anleitung 
zum Verständnis zu der nach dem Epochenbruch von 
1989 neuen Rolle der Vereinigten Staaten in der so ge- 
nannten Neuen Weltordnung. 

Diners Biographie vermag zugleich die Motivation 
des Buches zu erklären und als Spiegelbild der Entwick- 
lung der deutschen Linken dienen. Schließlich erfolgte 
sein sukzessiver Rückzug von der bundesdeutschen Lin- 
ken Ende der siebziger/Anfang der achtziger Jahre nicht 
zuletzt aus der Frustration vor der quasi konjunkturell 
wiederkehrenden Verweigerung der Problematisierung 
ebensolcher im Kern antizivilisatorischer Denkmuster, 
seien sie nun antiamerikanischer oder antisemitischer Art 
gewesen. Im Gegenzug wandte sich Diner der historio- 
graphischen Reflexion solcher Denkmuster zu. Er be- 
schäftigte sich fortan unter anderem mit der Konstruk- 
tion sogenannter Gedächtniskulturen, die unterschied- 
liche historische Erfahrungen verschiedener Generatio- 
nen historisch langlebig transportieren. Vor diesem Hin- 
tergrund also ist auch seine Abhandlung zum Antiameri- 
kanismus nicht nur der deutschen Linken, sondern des 
deutschen kollektiven Gedächtnisses überhaupt zu ver- 
stehen. 


Zwischen Wahrnehmung und Wirklichkeit oder 
die Angst vor der Moderne 


Diners Buch zeichnet sich besonders aus wegen seiner 
einschränkenden, um Unterscheidung bemühten Tren- 
nung zwischen Berechtigung einer Kritik einerseits und 
blindem Antiamerikanismus andererseits. Die Debatte, 
die gegenwärtig um die Frage »Ja« oder »Nein« zum Irak- 
Krieg kreist, wurde ja in der Linken bisher nur in Polari- 
sierungen geführt. »Iradition und Wirkung amerika- 


feindlicher Ressentiments und Befindlichkeiten aufzuzei- 
gen«, so Diner, »ist ein undankbares Unterfangen. 
Schließlich sind nicht alle kruden Äußerungen über die 
USA Ausdruck blinder Phantasie.« Um so mehr ist des- 
halb auf der Unterscheidung zwischen amerikafeindlich- 
er Metaphorik als Ausdruck von Weltanschauung, sowie 
der Kritik an tatsächlich kritikwürdigen Missständen der 
politischen Kultur Amerikas zu bestehen. Solche Unter- 
scheidung ist nicht immer einfach, reibt sie sich doch an 
einer die Darstellung beider Aspekte beanspruchenden 
Weltanschauung, die eine Art »versteckte Wahrheit« zu 
transportieren weiß. Die Betrachtung antiamerikanischer 
Topoi jedoch entlarvt, dass ihr Ziel in der Regel weniger 
der berechtigten Kritik als vielmehr der aus eigener 
Befindlichkeit sich speisenden Anklage Amerikas gilt. Sie 
verdichtet sich zur Mentalität, die bekanntlich keinen 
vernunftbegründeten Widerspruch duldet. 

Mit der angemahnten Unterscheidung zwischen Wir- 
klichkeit und Phantasie als Anleitung für eine berechtig- 
te Kritik korrespondiert auch die Essenz der Hauptthese 
Diners. Diese deutet den Antiamerikanismus als 
angstvolle Reaktion von Traditionsgesellschaften vor der 
in Amerika personifizierten Moderne. Demnach lege sich 
Antiamerikanismus »als Schleier unterschiedlicher Kon- 
sistenz auf in den Vereinigten Staaten tatsächlich anzu- 
treffende oder ihnen auch nur zugeschriebene Phäno- 
mene von Politik, Kultur und Alltagsleben. [...] Bei aller 
Unterschiedlichkeit der Embleme und Metaphern des 
antiamerikanischen Ressentiments ist ein Element jeden- 
falls von durchgängiger Beständigkeit - das Element einer 
ambivalenten, vornehmlich aber feindseligen, durch 
Angst bestimmten Reaktion auf die Moderne.« Da Ame- 
rika als modernste aller möglichen Varianten der Moder- 
ne gelte, neigten vor allem Traditionsgesellschaften wie 
die Europas, neuerdings auch die des arabisch-muslimis- 
chen Raums dazu, auf die allgegenwärtigen Phänomene 
der Moderne mit dem antiamerikanischen Ressentiment 
zu antworten: »Ein offensichtliches Paradoxon stellt sich 
her: widerständige Reaktionen auf Zeichen einer inkrim- 
inierten Zeit - der Moderne - konvertieren in die Male ei- 
nes denunzierten Ortes - Amerika.« 

Diners These des Antiamerikanismus als Angst von 
Traditionsgesellschaften vor der Moderne ist demnach 
historisch auf eine weitverbreitete Denkform zurück- 
zuführen, die Amerika in Verbindung mit den negativen 
Folgen der Moderne zu bringen weiß. Diners Darstellung 
des deutschen amerikafeindlichen Ressentiments reicht 
dabei von den Autoren der Romantik über die durch 
Kriegserfahrungen verstärkte negative Wahrnehmung 
Amerikas in der Weimarer Republik und der Nazizeit bis 
hin zur Ausprägung eines vorrangig der Rechtfertigung 
der NS-Verbrechen dienenden Ressentiments in der 
Bundesrepublik bis in die heutige Zeit und ihre durch die 
veränderte weltpolitische Lage nach dem Ende der 
Bipolarität veränderte Stellung der USA. Ohne diese Ent- 
wicklung an dieser Stelle in Gänze auszubreiten, soll kurz 
den frühen Entstehungsbedingungen Aufmerksamkeit 
geschenkt werden. 

In Deutschland nahm diese Entwicklung ihren Aus- 
gang in den falsch interpretierten und auf Amerika pro- 
jizierten Entfremdungserfahrungen der Moderne des 19. 
Jahrhunderts: »Während in den klassischen West- 


Ländern die Entwicklung von Lebensform und Bewusst- 


sein mit der materiellen Lebenswelt einigermaßen Schritt 
hielt, war sie in Deutschland von erheblichen Ungleich- 
zeitigkeiten gekennzeichnet. Gewaltige Fortschritte im 
Bereich von Wirtschaft, Wissenschaft und Technik gin- 
gen mit der Ausbildung von Mentalitäten einher, die 
kompensatorisch Vergangenen verhaftet blieben. Eine 
ideologieträchtige Einstellung gegen Zivilisation und 
Aufklärung, gegen Rationalismus und Materialismus, 
gegen Technik und Fortschritt und gegen Industrialisie- 
rung und Verstädterung machte sich breit. Ein ökonomi- 
scher und politischer Machtzuwachs verband sich mit der 
Beschwörung einer heilen Welt von Bodenständigkeit 
und Heimattreue, von Dienst und Pflicht, von Tradition 
und Gemeinschaft.« 

Bei aller Ungleichzeitigkeit, die von Diner als Kri- 
terium angeführt wird, rührte solcherart verkürzte Inter- 
pretation der Moderne, die sich zudem zunehmend anti- 
kapitalistisch gerierte, vor allem aus einem Verständnis, 
das Wesen und Erscheinungsformen kapitalistischer Ver- 
gesellschaftung überhaupt falsch deutete. Bezug neh- 
mend auf Marx’ Fetischbegriff, der eben jenes Missver- 
ständnis von Wesen und Erscheinung zum Inhalt hat, 
ließe sich im Falle des Antiamerikanismus über Diners 
Argumentation hinaus ausführen, wie schr die Ausblen- 
dung der dem Kapitalismus doch eigenen vergegenständ- 
lichten gesellschaftlichen Beziehungen zu einer Identifi- 
zierung des »Amerikanismus« bzw. Amerika zugeschrie- 
bener Phänomene wie Geld, Börse, Zins und Kommerz 
mit einer angeblich deformierten kapitalistischen Praxis 
führt. Grundlage dieser Fehldeutung ist das falsche 
Verständnis des Doppelcharakters von Ware als Wert und 
Gebrauchswert. Vernachlässigt man dabei die mittels »ab- 
strakter menschlicher Arbeit« ausgedrückte gesellschaft- 
liche Dimension des Bezugssystems Ware, gelangt man 
recht schnell zu einer Auslegung, die Geld im Gegensatz 
zur stofflichen Natur des Gebrauchswerts über ihre 
Manifestation des Abstrakten hinaus als »Wurzel allen 
Übels« überhöht. Die Diffamierung Amerikas folgt auf 
dem Fuß: Was in Amerika zähle, ist nicht das Verdienst 
im Sinne einer durch redliche Anstrengung erreichten 
Anerkennung, sondern der Verdienst, der alle Redlichkeit 
übergeht - nicht der durch redliche Arbeit gewonnene 
Wohlstand, sondern der mittels rücksichtsloser Spekula- 
tion erhaschte Profit. 


»Amerika ist anders« 


Neben solcherart verkürzten Deutung, die gerade ange- 
sichts des antikapitalistisch verbrämten Duktus etwa der 
Antiglobalisierungsbewegung als gegenwärtigem Haupt- 
produzenten amerikafeindlicher Rede an Bedeutung ge- 
winnt, sind es weitere Elemente des Antiamerikanismus, 
die der Hinterfragung falscher Wahrnehmung Amerikas 
auf die Spur helfen. Dazu zählt - neben der strukturellen 
Ähnlichkeit des Antiamerikanismus mit dem Antisemi- 
tismus etwa im Bezug auf Phänomene der Zirkulations- 
sphäre oder im Abstreiten des Ressentiments - in erster 
Linie die Unkenntnis bzw. die in Verbindung mit ameri- 
kanischer Wirklichkeit gebrachte Fehldeutung historisch- 
er Prozesse. Diese drückt sich zudem in dem Phänomen 
aus, dass sich antiamerikanischer Ressentiments vor- 
rangig jene bedienen, die weder praktische, noch theore- 
tische Kenntnis von Amerika haben. Die Liste der Bei- 
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spiele ist lang und in Diners Buch chronologisch gut do- 
kumentiert. Zwei Haupttendenzen sollen hier dennoch 
dargestellt werden, da sie über die bloße Unkenntnis hin- 
aus Folgen für die Konstruktion von Gegenwirklichkeit 
entwickeln. 

Ein Beispiel liegt etwa in der nicht wahrgenommenen 
»Andersartigkeit« Amerikas. Seit der einem neuzeitlichen 
Gründungsakt gleichkommenden Entdeckung der Neu- 
en Welt sorgte Amerika für europäische Irritationen posi- 
tiver wie negativer Art. Positiv, indem die Neue Welt als 
Euphorismus für Visionen von der Überwindung euro- 
päischer Standesherrschaft herhalten musste; negativ, in- 
dem die in Amerika vermuteten Ideale und Werte als ur- 
sächlich für den Verlust eigener Lebensform gedeutet 
wurden. Die sich zunehmend zur Feindseligkeit verdich- 
tende Entgegensetzung von alter und neuer Welt resul- 
tierte dabei nicht zuletzt aus der traumatischen Wirkung 
der Entstehungsgeschichte des klassischen Einwande- 
rungslandes Amerika: Es ist ein oft ausgeblendeter Fakt, 
dass die Umstände, die EuropäerInnen zu Amerikaner- 
Innen machten, den europäischen Bedingungen ent- 
sprangen, »dass an den amerikanischen Einwanderungs- 
wellen die Jahresringe europäischer Krisen« abzulesen sei- 
en. Dies hatte freilich unweigerliche Folgen für die Kons- 
tituierung des amerikanischen Gemeinwesens. Der euro- 
päischen Unfreiheit entronnen, baute man in Amerika 
die räumlich verschobene Reaktion auf die europäischen 
Zustände. Die europäische Erfahrung schlägt sich so im 
Charakter des amerikanischen Gemeinwesens spiegel- 
bildlich nieder. Ungleich Europa, wo sich der Staat schon 
früh zur Voraussetzung von Ordnung und Wohlfahrt 
erhoben und somit der bürgerlichen Gesellschaft voraus- 
gegangen war, konstituierte sich Amerika von Beginn an 
als »ein Gemeinwesen als bloße Gesellschaft - ganz ohne 
Staat.« Die den europäischen Staaten eigene alles über- 
wölbende Staatlichkeit wurde in Amerika in Ablehnung 
der Hegelschen These von ihrer »kulturellen Überlegen- 
heit« von Beginn an soweit wie möglich außen vorge- 
lassen. 

Nun ist einschränkend festzuhalten, dass es »ganz 
ohne Staat« auch in Amerika nicht ging. Schließlich löste 
sich amerikanische Staatlichkeit ja nicht in Luft auf, son- 
dern verschob sich zugunsten einer größeren persönli- 
chen Freiheit, etwa in Aspekten der Bewegungsfreiheit 
auf andere Bereiche wie die Bereitstellung größerer han- 
delspolitischer Spielräume. Die Betonung der Entstaatli- 
chung macht dennoch Sinn, vergegenwärtigt man sich 
ihrer Auswirkung auf Bereiche des öffentlichen Lebens 
im Vergleich zur europäischen Wirklichkeit. Zentrale Be- 
griffe dieser amerikanischen »Andersartigkeit« sind die 
Ideale und politischen Werte von Freiheit, Pluralismus 
und Demokratie, die gemäß eben jener historischen Er- 
fahrung notwendig andere Gestalt als in Europa annah- 
men. Zugleich verband sich die aus Europa importierte 
Erfahrung der Unfreiheit und ihre nach Freiheit streben- 
de Umkehrung mit einem Umstand, der Amerika quasi 
in die Wiege gelegt wurde. Amerika setzte sich spiegel- 
bildlich zu allen anderen Gemeinwesen nicht aus einer 
vorgefundenen, ethnisch einheitlichen Bevölkerungs- 
gruppe zusammen, sondern einzig über den geäußerten 
politischen Willen. Es gruppierte sich ausschließlich um 
politische Werte und Ideale von Freiheit, Leben und dem 
Streben nach Glück und nicht über einen religiösen, eth- 


nischen oder anderweitig festgelegten Charakter europä- 
ischer Provenienz. Dies hatte wiederum für die Ausprä- 
gung des amerikanischen Selbstverständnisses weitreichen- 
de Folgen, die im Vergleich zum auf nationalen, ethnis- 
chen oder sonstigen beruhenden Charakter europäischer 
Gemeinwesen nicht hoch genug eingeschätzt werden 
können. Zu nennen wäre etwa die im öffentlichen Raum 
(im Prinzip) durchgesetzte »Neutralisierung« unter- 
schiedlichster ethnischer Herkünfte zugunsten einer Art 
»Farbenblindheit« im gesellschaftlichen Umgang, wie 
auch das aus der »Neutralisierung« resultierende grund- 
verschiedene Wesen des amerikanischen Patriotismus, der 
sich entsprechend nur auf politische Werte und nicht auf 
Ethnos, »Blut« oder sonstiges berufen kann. Diese Einlas- 
sung ist nicht dahingehend falsch zu verstehen, die ame- 
rikanische Variante als Lösung zur Beilegung allen Übels 
zu stilisieren. Hätte man aber die Wahl, wäre Amerika - 
gemessen an seinem Begriff von Freiheit - dem europäis- 
chen Nationalstaat, ganz zu schweigen von dem islamis- 
chen Zuschnitts, wohl vorzuziehen. 

Diese, in Diners Essay tendenziell angelegte Partei- 
nahme für Amerika gestaltet sich mitweilen nicht minder 
problematisch, legt sie doch eine positive Amerikarezep- 
tion zuweilen recht undifferenziert nahe. Eine solche 
Haltung entspringt jedoch der Form des Buches als Pole- 
mik zuvorderst antiamerikanischer Umtriebe, die zugun- 
sten ihrer Wirkung teilweise auf Differenzierung der eige- 
nen Argumente verzichten muss. Zugleich ist die von 
Diner betriebene »Apologie Amerikas« nicht dahinge- 
hend falsch zu verstehen - wie etwa im antideutschen 
Lager üblich - ihre Tendenz zu einer Frage um »alles oder 
nichts« auszubauen, Amerika als Hort der Zivilisation 
überhöhend in Stellung bringen. Bei aller Einsicht in die 
Notwendigkeit, Amerika und die westliche Welt als Zivi- 
lisation gegenüber den Versuchen der »Barbarisierung« zu 
verteidigen bzw. bei aller Einsicht in das Marxsche Den- 
ken von der weltweiten Durchsetzung des Kapitalismus 
als Voraussetzung seiner Überwindung bleibt schließlich 
ein fader Beigeschmack, der aus der allzu leicht fertigen 
Inanspruchnahme des amerikanischen Glücksverspre- 
chens resultiert. Diese polarisierende Inanspruchnahme 
verbietet sich schon deshalb, weil Diners Buch in Absicht 
der Abwehr europäischer Projektionen verfasst ist, Ame- 
rika also notwendig verteidigen muss. Alle andere Deu- 


tung jedoch verklebt die Augen. ' 
Globalisierung und der 11. September 


Neben der eher grundsätzlichen Frage nach Kenntnis der 
amerikanischen Wirklichkeit sind es aktuelle Fragen, die 
in historischer Verzerrung das Arsenal amerikafeindlicher 
Bilder bereitstellen. Dazu gehört vielerorts auch die von 
Diner glänzend dekonstruierte Fehldeutung der Globali- 
sierung samt ihrer antiamerikanischen Projektionen im 
Umfeld des 11. September. Bekanntlich dauerte es nicht 
lange, und die in der westlichen Welt nach den Anschlä- 
gen von New York und Washington bekundete Solidari- 
tät mit den Opfern schlug um in ein tendenziell gemein- 
sames Urteil von der Bestrafung Amerikas für die von 
ihm begangenen Vergehen. Nach den Ursachen für die 
Anschläge befragt, offenbarte sich untergründig die Deu- 
tung, beim 11. September habe es sich nicht etwa um ei- 
nen blindwütigen Akt religiöser Fanatiker, sondern um 


—— 


eine letztlich nachvollziehbare und angemessene Rück- 
wirkung der Globalisierung gehandelt - die Attentäter 
hätten also Berechtigung und im Bewusstsein einer wie 
auch immer gearteten untergründigen internationalen 
Gerechtigkeit gehandelt. 

Ganz Historiker, weiß Diner eine solche Deutung 
zurückzuweisen: einerseits mit seinem bemüht neutralen 
Verständnis von Globalisierung als Phänomen einer zu- 
nehmenden Durchlässigkeit vormals territorial-staatlich 
verfasster nationaler Gemeinwesen und ihrer sich ver- 
flüchtigenden Souveränität, andererseits mit einer histo- 
rischen Betrachtung dessen, was die viel beschworene Än- 
derung der Welt samt dem Aufkommen des Islamismus 
denn ausmache. Nach Diner lässt sich die Veränderung 
der Welt vor allem auf den Epochenbruch von 1989/91 
in Form des Zusammenbruchs der Sowjetunion zurück- 
führen. Wenngleich die Dynamik des Westens, die sich 
neben dem Wettrüsten vor allem mittels der durch das 
Zeitalter der Mikroelektronik ermöglichten weltumspan- 
nenden Kommunikation und ihrer Verbreitung des Be- 
griffs von Freiheit darstellte, eine globalisierende Wir- 
kung entfaltete, ist der Zusammenbruch des Kommunis- 
mus, so Diner, zuallererst sich selbst, nämlich der Verwei- 
gerung von westlicher Freiheit und dem verlangsamten 
Fortschritt geschuldet. Dass westliche Freiheit nicht alles 
ist, sprich, dass auf einer allgemeineren Ebene auch 
andere Ursachen zum Kollaps der Sowjetunion beigetra- 
gen haben, wird dabei von Diner geflissentlich überse- 
hen. Zugleich ist seinem Argument jedoch dahingehend 
recht zu geben, da es vorrangig auf Widerlegung der 
These, die Außenpolitik der Vereinigten Staaten nach 
dem Ende der Bipolarität würde quasi ohne Brüche im 
Sinne einer Eroberung der Welt fortgeführt, zielt. 

Folgenreich ist jedenfalls - und das wird gerne über- 
sehen - der von der Sowjetunion repräsentierte Entwick- 
lungsstand einer »einfacheren« Moderne und seine 
Vermittlung zwischen dem Westen und der Dritten Welt. 
Mit ihrem Ende und einer daraus resultierenden beschleu- 
nigten westlichen Entwicklung hat sie zu einer gestei- 
gerten moralischen und gesellschaftlichen Erschütterung 
besagter Gemeinwesen beigetragen. Diese Folge wird ver- 
anschaulicht, so Diner, durch das sekundäre technische 
Wissen der Attentäter des 11. September, die zwar in der 
Lage waren, die Errungenschaften des Westens in ihrer 
Absicht zu bedienen, nicht jedoch sie zu fertigen. 
Schließlich setzen die für die Erforschung und Produk- 
tion erforderlichen Grundkenntnisse angemessene poli- 
tische und gesellschaftliche Organisationsformen und 
Institutionen voraus, die historisch nur in einer sich 
durchsetzenden Säkularisierung der Lebenswelten - dem 
Westen - gegeben sind. Auch hier ist Einspruch zu erhe- 
ben, schließlich ist fraglich, ob die von Diner geforderte 
Säkularisierung des arabischen Raums aus sich selbst her- 
aus letztlich auch die gewünschten Folgen zeitigt, oder ob 
nicht - wie etwa am ägyptischen Beispiel deutlich gewor- 
den ist - die Durchsetzung im Leeren verläuft, da gewisse 
ökonomische Kriterien eine solche Entwicklung der 
»nachholenden Modernisierung« genau bremsen werden. 
Auch wenn sich das Kapital bekanntlich grenzüber- 
greifend entfaltet, gibt es einfach Regionen auf der Welt, 
welches es für weniger interessant erachtet. 

Weniger fraglich ist indes die von Diners aus his- 
torischer Perspektive gezogene Schlussfolgerung. Wird 


die Entstehung der sich zur Macht verdichtenden Tech- 
nik nicht durchschaut, liegt es nahe, die westliche Über- 
legenheit zu mystifizieren und auf die Wirkung einer 
Verschwörung zurückzuführen, die wiederum nur mittels 
eines verstärkten Gottesglaubens umso radikaler zu be- 
kämpfen ist. Nach so einer Deutung wären die World 
Trade Center in den Augen der Attentäter weniger ver- 
hasste Symbole einer weltweiten Globalisierung als 
vielmehr verruchte Embleme einer Zivilisation gewesen, 
die auf Kosten einer gottesgläubigen Gemeinschaft ba- 
sierten. Auf die Argumentation der Globalisierungsgeg- 
ner gewendet, bedeutet das, den 11. September weniger 
als Handlung sozialen Protests sondern vielmehr als sa- 
kralen Akt wahrzunehmen, dem rational nicht beizu- 
kommen ist - eine vornehmlich sich historisch herleiten- 
de Deutung also, die die vielerorts indirekt vorgenom- 
mene Identifizierung mit den Attentätern als Akteure der 
Globalisierung in die Schranken zu weisen weiß. 


Fazit 


In Wiederaufnahme der eingangs geforderten Unter- 
scheidung zwischen Wesen und Erscheinung des Kapita- 
lismus lässt sich aus den von Diner bereitgestellten 
Ausführungen und darüber hinaus entnehmen, warum 
sich ein Bezug auf antiamerikanische Bilder und Meta- 
phern für eine an der Überwindung der kapitalistischen 
Vergesellschaftung interessierte Linke quasi von selbst 
verbietet. Eine Kritik an amerikanischer Wirklichkeit 
kann sich demnach nur am Wesen des Kapitalismus als 
solchem orientieren und nicht an Erscheinungsformen, 
die antikapitalistisch verkürzt auf Amerika zugeschriebe- 
ne Phänomene rekurrieren und dadurch in Deutungen 
eines besseren - womöglich deutschen - Kapitalismus ver- 
harren. Die Auflösung des Unterschieds zwischen Wesen 
und Erscheinung ergibt sich dabei - zumindest im Prin- 
zip - wie von selbst: Das Wesen des Kapitalismus an sich 
gilt es zu überwinden, was nicht über den »Umweg« der 
Überwindung seiner Erscheinungen möglich ist. 

»Dass die Vereinigten Staaten von Amerika technisch 
und logistisch in der Lage sind, unilateral zu handeln, 
kann nicht bedeuten, dass dem nachzugeben auch poli- 
tisch sinnvoll ist. Es soll nicht heißen - wer kann, darf.« 
Mit diesen, die mögliche Wirkung der nach dem 11. 
September gewandelten außenpolitische Maxime eines 
interventionistischen Isolationismus der Vereinigten 
Staaten anmahnenden Worten, schließt Dan Diner und 
kehrt zugleich an den Ausgangspunkt seines Essays - der 
Unterscheidung zwischen Wahrnehmung und Wirklich- 
keit - zurück. Nach gründlicher Kenntlichmachung der 
Grenze zwischen geschichtsbewusster Kritik und blindem 
Antiamerikanismus durch Diners Essay muss eine auf die 
eigene Legitimität bedachte deutsche Linke die Folgen 
daraus selber ziehen. 


Ulrich Zar, Phase 2-Leipzig 


Dan DINER: 
Feindbild Amerika. Über die Beständigkeit eines Ressenti- 
ments. Propyläen, München 2002, 236 S., 20.- Euro. 
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IM FOLGENDEN DOKUMENTIEREN WIR EINEN ÜBERARBEITETEN AUFRUF DER 
ANTIFASCHISTISCHEN AKTION BERLIN (AAB) ZUM IRAK-KONFELIKT 


»No Bombs, No War, No Capitalism« 


»Jordanien ist ein kleines Land, nicht mal vier Millionen 
Einwohner. Für dasselbe Geld, das es kosten würde, Saddam 
Hussein zu stürzen, könnte man Jordanien in das Vorzeige- 
modell eines Landes verwandeln, das arabisch, wohlhabend 
und zu drei Vierteln demokratisch ist. Wenn das passiert, 
werden die Iraker, die ja gleich neben dran sitzen, Saddam 
aus purem Neid selber stürzen.« 
Amos Oz, israelischer Schriftsteller, 
Die Welt vom 19. Oktober 2002, S. 27. 


oder Unwichtiges scheint dabei oft keine Rolle zu 

spielen, solange ein Distinktionsgewinn der einen 
oder anderen Position herausspringt. Dass viele dieser 
Streitereien jedoch an grundsätzlichen Fragen vorbeige- 
hen, zeigt nicht zuletzt die momentane (Nicht?)- 
Diskussion um den sich abzeichnenden Krieg gegen den 
Irak. Es scheint nicht mehr selbstverständlich zu sein, 


N) ie radikale Linke streitet gerne - ob über Wichtiges 


dass linke Politik sich auch und notwendigerweise über 
einen antimilitaristischen Standpunkt definiert. Im 
Gegenteil, oftmals werden kriegerische Konflikte auf eine 
Ebene der Diskussion um die eigene politische Positio- 
nierung reduziert. Auffällig ist, dass solche Debatten von 
mangelnder Sachkenntnis und grundsätzlicher Ausein- 
andersetzung geprägt sind. Der Ausgangspunkt - das 
Verhältnis des Krieges im Rahmen des sich globalisieren- 
den Kapitalverhältnisses - verliert sich in einer schillern- 
den Projektionsfläche eigener Abgrenzungsphantasien 
und Grabenkämpfe. 

Denn es scheint sich - ob es einem passt oder nicht - 
eine neue Antikriegsbewegung zu formieren. Und hier 
scheiden sich die Geister: Sehen die einen sie als »reak- 
tionäre« Wiederholung der totgesagten alten Friedensbe- 
wegung an, suchen andere in ihr recht pragmatisch nach 
nicht zu leugnendem jugendlichen Potential und An- 
knüpfungspunkten an eine praktische Antikriegspolitik. 
Das häufigst angeführte Argument, die neue Antikriegs- 
bewegung beherberge viele keineswegs emanzipatorische 
Kräfte, ist so richtig wie für sich bleibend unbedeutend. 
(Übrigens taucht eben diese Position in der Beurteilung 
der Globalisierungsbewegung, die von einer Antikriegs- 
position nicht zu trennen ist, auf). Ein kurzer Blick auf 
die Geschichte linker Kämpfe reicht aus, um sich daran 
zu erinnern, dass es noch nie »reine« Bewegungen gab; 
dass es gerade deshalb darum geht, mit einer eigenen Po- 
sition zu intervenieren. So wird man nicht darum herum 
kommen, sich künftig näher mit der neuen kriegerischen 
Ordnung und der sich dagegen formierenden Kritik zu 
beschäftigen. Denn eins zeichnet sich mit Gewissheit ab: 


Das Verhältnis des Krieges hat sich nicht erst mit dem 11. 
September zu einer stabilen Konstante im Kapitalismus 
entwickelt. Und nach wie vor geht es um dessen Abschaf- 
fung... 


No Bombs, No War, No Capitalism 


Die Kriegsdrohungen der USA gegen den Irak haben in 
den jüngsten Entwicklungen vermeintlich an Schärfe ver- 
loren - dennoch besteht kein Grund zur Annahme, sie 
beständen nicht weiter. Das Durchsetzen der abge- 
schwächten Resolution in der UN und die Ankündigung, 
im Notfall auch allein einen »präventiven Angriffskrieg« 
zu führen, zeigt die Entschlossenheit der USA. Der 
Unterstützung Großbritanniens kann sie sich dabei sich- 
er sein, wenn es darum geht, die seit dem letzten Golf- 
krieg andauernden Bombardierungen des Irak in einen 
Krieg auszuweiten. 

Die beiden Golfkriege und die derzeitige Situation 
im Irak zeigen, dass auch der angekündigte Krieg sich vor 
allem gegen die Bevölkerung richten wird und - neben 
weiterer Verseuchung der Umwelt - unabsehbare Folgen 
für die ganze Region haben wird. Es geht in der sich nach 
1989 neu gestellten Weltordnung um die Kontrolle der 
Ölvorkommen, militärische Präsenz und politischer 
Einflussmacht im Raum des Nahen Ostens. Für die USA 
geht es um nichts weniger als die Sicherung und Auswei- 
tung ihrer hegemonialen Stellung im Nahen Osten. War 
Saddam Hussein in der Vergangenheit ein Garant zur 
Aufrechterhaltung US-amerikanischen Interessen, wird 
sein Regime zusehends zum unkontrollierten Faktor. 

So stellt der kommende Kriegskonflikt einen weit- 
eren Punkt in der Durchsetzungsgeschichte der Hegemo- 
niebestrebungen der USA dar und den europäischen Ver- 
such, dagegen zu konkurrieren. Dies bedeutet für einen 
Großteil der Menschheit immer noch Barbarei und nicht 
»Zivilisation«, auch wenn diese als Legitimierung kriege- 
rischer Interventionen herangeführt wird. Die rotgrüne 
Positionierung gegen den Krieg entspricht dabei weniger 
einer menschenfreundlichen oder pazifistischen Haltung. 
Vielmehr besteht Uneinigkeit darüber, welcher Weg der 
bessere ist, die eigenen Interessen durchzusetzen. 


September 11th 


Die USA stehen nach wie vor an der ökonomischen und 
militärischen Spitze nationalstaatlicher Mächte. Die An- 
schläge erschütterten das amerikanische Selbstverständnis 


- der Mythos ihrer Unangreifbarkeit und die Überzeu- 


PHASEZ - 31 


u 
GLOBAL ACTION 


gung von der Sicherheit im eigenen Land wurde schwer 
angeschlagen. Der 11. September 2001 hat in den USA 
einen Handlungszwang hervorgebracht, ihre unange- 
fochtene Macht wieder unter Beweis stellen zu müssen. 
Der Krieg gegen Afghanistan kann als reflexartige Reak- 
tion gewertet werden. Er war der unmögliche Versuch, 
den Feind zu territorialisieren, um ihn öffentlichkeits- 
wirksam angreifen zu können. Dies geschah mit einer 
doppelten Untermauerung durch antiarabische und anti- 
moslemische Feindbilder. Dabei wurde ein Zivilisations- 
begriff gebraucht, der undefiniert und unhinterfragt zum 
einenden ideologischen Moment der »westlichen, frei- 
heitlichen« gegen die »islamische, barbarische« Ordnung 
gesetzt wurde. 

Das Bild des äußeren, geographisch verortbaren 
Feindes als Gegenbild und notwendiges Konstrukt der 
eigenen nationalen Identität konnte nur unter dem 
Schlagwort der »Achse des Bösen« aufrecht erhalten wer- 
den. Das Bild des »Bösen« wurde zweifach eingesetzt. 
Zum einen diente seine abstrakte, unsichtbare Seite in 
Form des Terrorismus zu einer massiven Verschärfung der 
eigenen inneren Ordnungen in vielen westlichen Staaten. 
Zum anderen bekam es sein konkretes Gesicht in der Zu- 
schreibung unliebsamer Nationalstaaten zur »Achse des 
Bösen« (Afghanistan, Irak, Syrien, Nord-Korea), gegen 
die militärisch vorgegangen werden kann/soll. 

Der 11. September wurde zum Anlass genommen, 
die Konfrontation mit dem Irak zu aktualisieren und sie 
zu einer Angelegenheit des öffentlichen Interesses zu 
machen. Er kann aber nicht als ihre Ursache gesehen wer- 
den. Vielmehr wird seine Wirkung nachträglich auf 
längst bestehende Konfrontationslinien überschrieben. 
Ideologisch am stärksten greift dieses Verhältnis in der 
innenpolitischen Homogenisierung in den USA. Doch 
wie lange es gelingt, seine einende Wirkung auf der Ebe- 
ne der konkurrierenden suprastaatlichen Interessen 
auszuüben, bleibt abzuwarten. Zur Zeit scheint der Preis 
des möglichen kriegerischen Alleingangs der USA zu 
sein, dass die Antiterrorallianz offensichtlich an ihre Gren- 
zen stößt. 


USAGBEUBRD 


Das Vorantreiben eines militärischen Konflikts, aus dem 
die USA als Sieger hervorgehen, lässt sich nur verstehen, 
wenn man das Verhältnis der USA und der EU berück- 
sichtigt. So formulierte Romano Prodi auf dem EU-Gip- 
fel im März 2002 in Barcelona, es gehe um die Schaffung 
einer »Supermacht auf dem europäischen Kontinent, die 
den USA auf gleicher Ebene gegenübersteht«. Da die 
europäischen Konkurrenten noch längst nicht an dem 
Punkt sind, auch militärisch ihr erklärtes Ziel erreichen 
zu können, nutzen die USA ihren Vorteil kriegerisch aus. 

So präsentiert sich die momentane Politik der EU 
als scheinbar zivile Alternative zum Militarismus der 
USA. »Die große Frage ist, ob ein Krieg gegen den Irak 
das geeignete Mittel ist, eine Neuordnung des Nahen Os- 
tens einzuleiten, oder ob der Weg, einen Frieden zwis- 
chen Israel und den Palästinensern zu erreichen nicht der 
angemessenere wäre.« Außenminister Fischer spricht das 
aus, was offensichtlich ist: Es geht um die Neuordnung 
des Nahen Ostens. 

Der geplante Krieg gegen den Irak wird neben 


ökonomischen Interessen zum politischen Brennpunkt in 
der wachsenden Kluft zwischen den USA (in Allianz mit 
Großbritannien, das seine Anti-EU-Haltung zumindest 
in diesem Punkt festigt) und der EU. Auch wenn die 
Machtfrage sich auf militärischer Ebene nicht stellt, drif- 
ten ehemalige Verbündete bzw. Unterordnungsverhält- 
nisse des Kalten Krieges auseinander. 

Das Interesse an der Stabilisierung des Raumes im 
momentanen Status quo ist aus europäischer Sicht durch 
den amerikanischen Kriegskurs gefährdet. Es ist politis- 
cher Alltag im Kapitalismus, wenn sich die deutsche 
Regierung - einig mit Frankreich und Italien - nicht für 
einen Krieg gegen den Irak aussprechen, da er ihre wirt- 
schaftlichen Beziehungen zum Irak voraussichtlich auf 
Jahre hin zerstören würde, wie es auch schon im 2. Golf- 


krieg geschah. 
Der verlorene Sohn 


Durch die Verstaatlichung der Ölwirtschaft stieg der Irak 
Ende der siebziger Jahre zum zweitgrößten Öllieferanten 
der OPEC-Staaten auf. Der wichtigste westliche Han- 
delspartner war Frankreich. Der Irak wurde aufgerüstet - 
mit lukrativen Geschäften für Russland, Frankreich. 
Deutschland, das aufgrund der Nachkriegsordnung 
restriktiveren Exportbedingungen als seine europäischen 
Nachbarn unterlag, unterwanderte diese durch deutsch- 
französische Gemeinschaftsproduktionen. Auch die USA 
beteiligten sich an der Aufrüstung des Irak - neben den 
Profitinteressen war die iranisch-islamische Revolution 
1979 Grund genug, den Irak als möglichen Kontrahen- 
ten gegen das Ayatollah-Regime militärisch in Stellung zu 
bringen. Die Rechnung ging auf - der Irak stellte nach 
dem 1. Golfkrieg neben Israel die stärkste Militärmacht 
im Nahen Osten dar. Weder irakische Giftgasangriffe auf 
den Iran und das ebenfalls durch Giftgas verursachte 
Massaker im kurdischen Halabja 1988, noch die Re- 
pressionen, Zensur und Folter gegen die eigene Bevölke- 
rung scherte die mit dem Irak in geschäftlicher 
Verbindung stehenden Staaten. Erst die Annexion Ku- 
waits 1990 läutete eine schnelle Wende in der bisherigen 
Irakpolitik ein: Hussein war zum Risikofaktor geworden, 
indem er von seinem Potential, die internationalen Öl- 
märkte zu bestimmen und die gesamte Region zu desta- 
bilisieren, Gebrauch machte. Die mit George Bush Se- 
nior eingebrachte Doktrin der »neuen Weltordnung« ver- 
buchte einen schnellen Sieg der USA. Sie bestimmten die 
ökonomische Kontrolle über den Irak in Form des durch- 
gesetzten Wirtschaftsembargos, die politische Kontrolle 
über die Errichtung der »Schutzzone« im Norden Iraks 
als Sammelbecken oppositioneller Kräfte und die militä- 
rische Kontrolle über die Präsenz ihrer Truppen. Solange 
die »Politik der Eindämmung« funktionierte, gab es kein 
Interesse an einem Sturz Saddam Husseins. So George 
Bush Senior: »Es geht hier nicht um Demokratie, son- 
dern um Legitimität.« 

Mitte der neunziger Jahre geriet die Irak-Politik der 
USA verstärkt unter Druck. Die irakische Bevölkerung 
litt unter Hunger - Hussein trug selbst dazu bei, indem er 
jeden Cent zur Wiederaufrüstung ausgab und sich den- 
noch die innenpolitischen Festigung seines Regimes ne- 
ben repressiver Mittel auch über die propagandistische 
Ausnutzung der Folgen des Embargos sicherte. Letztere 


wurden nicht zufällig von den Staaten zum Anlass ge- 
nommen, eine Lockerung des Embargos durchzusetzen, 
denen eine Rückzahlung von Schulden in Milliardenhö- 
he aus dem Irak noch ausstanden. Die sich nun etablie- 
rende Politik des »Food for oil«-Programms ermöglichte 
eine zunehmende Aufweichung des Embargos. Der Ver- 
zicht auf die noch ausstehenden Schulden sicherten 
Frankreich - daran angekoppelt die BRD - und Russland 
höchst profitable Exportgeschäfte. Der Irak konnte 
wieder aufrüsten - die USA sahen ihre Stellung zuneh- 
mend gefährdet. Ausdruck dieser Entwicklung kann da- 
rin gesehen werden, dass der Irak im Jahre 2000 seine 
Außenhandelswährung von Dollar auf Euro umgestellt 
hat. 


Scheisse Deutsche - Weg: Geh nach Hause 


Nach der Wiederwahl der rotgrünen Regierung im Sep- 
tember 2002 setzt diese ihren Kurs fort, das neue 
Deutschland als »selbstbewusste« und erstarkende Nation 
der Öffentlichkeit zu präsentieren. 

Eines der wichtigsten Ziele Deutschlands bestand in 
den letzten zehn Jahren darin, seine Führungsrolle in 
Europa nicht nur ökonomisch und politisch auszubauen, 
sondern auch militärisch zu Staatssouveränität zu gelan- 
gen. Im Kosovokrieg wurde Auschwitz zur Legitimation 
für eigene Militäreinsätze. Mit dieser Umdeutung in die 
neue Geschichtsschreibung gelang nicht nur eine perfi- 
dere Verharmlosung des Holocaust als durch seine Ver- 
leugnung - gleichzeitig war ein Weg gefunden, sich der 
Gräuel der eigenen Geschichte zu entledigen. Der spezi- 
fisch deutsche Weg bestand darin, in den Chor der »frie- 
densschaffenden Maßnahmen« und »humanitärer Einsät- 
ze« als geläuterter Friedensengel einzustimmen, der aus 
den Lehren des Faschismus gelernt habe und als »erwach- 
sene Nation« (Schröder) konsequent die volle Verant- 
wortung auch - gerade - für Krieg zu übernehmen. 

Die »uneingeschränkte Solidarität«, die Schröder den 
USA nach den Anschlägen des 11. September zusprach, 
bestand nicht zuletzt darin, herauszufinden, ob es Deutsch- 
land gelänge, die Stationierung seiner Truppen neben 
amerikanischen und britischen durchzusetzen. Das Hin 
und Her um die militärische Verantwortung ist ein Aus- 
tarieren der Souveränität, der Anerkennung und des selb- 
ständigen Status Deutschlands. 

Doch was sich im schleppenden Prozess des Aufbaus 
einer eigenen europäischen Truppe in Form der WEU 
(Westeuropäische Union) zeigt, wird auch auf nationaler 
Ebene deutlich: Militäreinsätze sind teuer. In den Jahren 
der Nicht-Anerkennung setzte Deutschland seine Interes- 
sen auf dem Wege der Diplomatie und der wirtschaftli- 
chen Beziehungen durch - die ökonomischen Beziehun- 
gen zwischen der BRD, dem Iran, Saudi-Arabien und 
verstärkt auch dem Irak florieren. Immer mehr deutsche 
Firmen nehmen ihre Schadensersatzforderungen aus dem 
letzten Golfkrieg zurück und handeln sich damit lukrati- 
ve Neugeschäfte mit dem Irak ein. (Deutsche Exporte in 
den Irak betrugen im Jahr 1997: 21,7 Millionen Euro; 
2001: 336,5 Millionen, 1. Halbjahr 2002: 226,2 Millio- 
nen.) Das Unterlaufen des Embargos koppelt sich an die 
Unmöglichkeit, sich von den suprastaatlichen militäri- 
schen Gremien, in denen die USA die Vorherrschaft be- 
sitzen, verselbständigen zu können. 


Der anstehende Krieg gegen den Irak stößt derzeit auf 
deutschen Widerspruch, weil mit einer vermeintlich be- 
sonnenen und pazifistischen Politik gegenüber den USA 
Unabhängigkeit und Selbstbewusstsein ausgedrückt wird. 
Die Provokation der USA wird bewusst inszeniert. So be- 
gründete Schröder seine »Kriegsgegnerschaft« auf einer 
Münchner Kundgebung am 28. August 2002 so: 
»Freundschaft ja, Unterordnung nein« und »Auf einer 
Tankstelle führt man keinen Krieg«. 

Ökonomische Interessen decken sich hier 1:1 mit 
staatlicher Präsentation, die sich auf die Grundsätze des 
Humanismus beruft und sich selbst versichert, den »sau- 
bereren« Weg kapitalistischer Logik zu verfolgen. Dass 
sich dennoch eine Hintertür für eine offene Kriegsbefür- 
wortung offengehalten wird, spiegelt sich in den weiter- 
hin auf Abruf gehaltenen Berichten über bislang nicht 
entdeckte Waffen- oder gar Atomfabriken Husseins. 
Kommt es tatsächlich zu einem Krieg, ist der Zugzwang, 
sich an ihm zu beteiligen und sich in irgendeiner Form 
ein Stückchen des Kuchens zu sichern, zu groß. Denn ei- 
nes ist gewiss: die wirtschaftlichen Beziehungen der BRD 
werden nach einem Krieg gegen den Irak zerstört sein 
und die Ausgangsvoraussetzungen für deutsche Interessen 
sich verschlechtert haben. 


This is not a love song 


Welche Auswirkungen ein kommender Krieg gegen den 
Irak haben wird, bleibt Spekulation. Ob die USA eine 
von ihnen kontrollierte Militärregierung installieren oder 
mit Hilfe der ihnen aus gutem Grund nicht vertrauenden 
Oppositionsgruppen (der Aufstand im sunnitischen Sü- 
den Iraks 1991 wurde mit Zustimmung der USA nieder- 
geschlagen) eine föderale Lösung anstreben, bleibt unge- 
wiss. Viele Szenarien tun sich auf, bei denen nur eins 
sicher scheint: Dieser Krieg wird weiteres Elend für die 
Bevölkerung des Irak bringen, wenn er nicht gar unab- 
sehbare kriegerische Folgen für die Menschen des gesam- 
ten Nahen Ostens zeitigt. Einen Vorgeschmack auf zu- 
künftige Entwicklungen hat die sich keineswegs »zum 
Guten gewendete« und von Instabilität und rivalisieren- 
den Warlords geprägte Situation in Afghanistan nach dem 
Krieg gegeben. 

Der kommende Krieg hat seine Ursache in den sich 
stetig verschärfenden Bedingungen des globalen Kapital- 
verhältnisses. Dass innerhalb der sich auf alle Ebenen er- 
streckenden Konkurrenz auch von herrschender Seite 
Positionen gegen den Krieg ausgesprochen werden, darf 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Gesetze des Kapi- 
talismus sich nicht an Kriterien wie Menschlichkeit ori- 
entieren. 


NO BOMBS | NO WAR | NO CAPITALISM 


Antifaschistische Aktion Berlin (AAB), 
November 2002 


m 
GLOBAL ACTION 


PHASE2 - 39 


Be 


li 


| 


— 
GLOBAL ACTION 


40 - PHASE2 


Eine neue Friedensbewegung? 


ENTGEGEN DEM VORURTEIL, DIE FRIEDENSBEWEGUNG SEI AUSSCHLIERLICH 
EIN ETHISCHES UNTERSTÜTZUNGSKOMMANDO DER DEUTSCHEN 
AUßENPOLITIK, STELLTE DIE »INFORMATIONSSTELLE MILITARISIERUN&« (IMI) 
AUF IHREM DIESJÄHRIGEN KONGRESS IN TÜBINGEN TROTZ EINES 
MÖGLICHEN IRAKKRIEGES DIE DEUTSCHE KRIEGS- UND MILITÄRPOLITIK IN 


DEN MITTELPUNKT IHRER KRITIK. 


al angenommen, man wäre neu in der deutschen 
N Linken und käme auf die Idee, sich ein Bild von 

der deutschen Friedensbewegung zu verschaffen, 
hätte zu diesem Zweck aber nur Zeitschriften wie Baha- 
mas oder Jungle World zur Verfügung. Unweigerlich ent- 
stünde vor dem geistigen Auge eine politische Horrorvor- 
stellung. Man sähe sich von einer massenhaften Kolonne 
deutscher Friedensfreunde und Freundinnen umzingelt, 
in der vereint im Hass auf Israel und die Vereinigten Staa- 
ten von Amerika Walserianer und Möllemänner, rechte 
und alternative HeimatschützerInnen sowie Gegnerln- 
nen der Finanzspekulation einträglich mit der Bundesre- 
gierung marschierten. Spekulierte man über die Agenda 
bei einem Meeting im Umkreis dieser unappetitlichen 
Gesellschaft, so ließe sich als großes Überthema wohl nur 
die von Finanzkapital und jüdischer Lobby gesteuerte 
Weltherrschaftspolitik der USA, dicht gefolgt von der 
Thematisierung der imperialistischen Speerspitzenfunk- 
tion Israels und schließlich die Hervorhebung deutscher 
Friedenskompetenz vermuten. Beim wirklichen Kongress 
der IMI, der vom 9. bis 10. November unter dem Titel 
»Deutschland und die Bundeswehr als globaler Akteur« 
mit etwa 100 Teilnehmenden stattfand, ging es nur se- 
kundär und in Form nüchterner, materialistisch geerdeter 
Analysen um die Außenpolitik der USA. Israel war vor- 
rangig in Form eines ausgelegten Flugblatts aus dem Um- 
kreis der IMI Thema, in welchem sein Existenzrecht ver- 
teidigt und linker Antisemitismus in den Reihen der Frie- 
densbewegung angeprangert wurde. Um Deutschland 
ging es dann allerdings in besonderem Maße. Jedoch 
wurde nicht im Sinne des oben geschilderten Vorurteils 
die deutsche Kriegsskepsis mit einer Feierstunde began- 
gen, sondern ihre Substanz und ihre Hintergründe in den 


Mittelpunkt von Analyse und Kritik gerückt. 
Deutschland als globaler Akteur 


Von der ersten bis zur letzten Veranstaltung zeigte sich, 
dass man in IMI-Kreisen weit davon entfernt ist, die ab- 
lehnende Haltung der Bundesregierung gegenüber einer 
Militärintervention im Irak als Ausdruck philanthropi- 
scher Gesinnung oder Überbleibsel historisch motivierter 
Selbstbeschränkung zu interpretieren. Die deutsche Au- 
ßenpolitik will die Gegenmachtbildung und strebt in 


diesem Zusammenhang eine andere, mit den US-ameri- 
kanischen Interessen im Widerspruch stehende geopoliti- 
sche Neuordnung des Nahen Ostens an. Dabei sind es 
nicht in erster Linie die wirtschaftlichen Beziehungen 
zum Irak, sondern vielmehr die Befürchtungen, dass nach 
Bagdad mit dem Iran ein potenterer Partner der deut- 
schen Exporteure ins Fadenkreuz der USA gerät, die für 
die gegenwärtige Anti-Kriegshaltung handlungsleitend 
sind. 

Allerdings stellte bereits bei der Auftaktdiskussion 
über die »Szenarien der Bundeswehr im Krieg gegen den 
Terror« und besonders bei einer folgenden über die 
»Deutschen Interessen im »Antiterror-Krieg« der Refe- 
rent Tobias Pflüger, IMI-Vorstand und eine Art intellek- 
tuelles Aushängeschild des Veranstaltervereins, klar, dass 
nur mit Blick auf die Interessen der Exportwirtschaft in 
Vorderasien die deutschen Großmachtstrategien nicht zu 
verstehen sind. Andere Teilnehmende wiesen in diesem 
Zusammenhang daraufhin, dass Deutschland die Hälfte 
seiner Exporterlöse auf Dollarmärkten realisiert. Der 
deutsch-amerikanische Waren- und Finanzaustausch in- 
klusive der kapitalverflechtenden Direktinvestitionen 
übersteigt das Handels- und Investitionsvolumen 
Deutschlands mit dem gesamten Nahen Osten um ein 
Vielfaches. Dass deutsche Außenpolitik neben politi- 
schen und militärischen Eigendynamiken vor allem aus 
den unterschiedlichen, oft auch widersprüchlichen An- 
forderungen nationaler und transnationaler Kapitalfrak- 
tionen resultiert, ließe sich auch am Verhalten der Wirt- 
schaftslobbyisten beobachten. So lädt der Hauptge- 
schäftsführer des Bundesverbandes der deutschen Indus- 
trie, Ludolf von Wartenberg, die Vertreter von Politik 
und Wirtschaft nicht nur zu Gesprächsrunden in den 
Nah- und Mittelostverein ein, sondern appelliert parallel 
dazu in der FAZ an die Bundesregierung, »sich auf die ge- 
meinsamen Werte und traditionell engen Beziehungen 
mit den Amerikanern« zu besinnen. Die Vermittlung der 
differenzierten Interessenstruktur läuft demzufolge nicht 
auf einen eindimensionalen Weg deutscher Machtprojek- 
tion hinaus. Die Optionenvielfalt könne man laut Pflü- 
ger an den unterschiedlichen »Hüten« erkennen, die sich 
die Bundeswehr bei ihren weltweiten Interventionen auf- 
setzt. Ob im UN-, NATO-, EU- oder ad hoc-Einsatz, 


entscheidend sei das Ziel der Einfluss- und Kompetenz- 


erweiterung. Letztendlich ist auch das »nein« der Bundes- 
regierung zum lrakkrieg nur ein halbherziges »ja«. 
Deutschland wird de facto mit dabei sein und die In- 
vasion unterstützen. Sei es durch die Entlastung amerika- 
nischer und britischer Kapazitäten in Afghanistan oder 
die fortdauernde Stationierung der ABC-Abwehrkräfte in 
Kuwait. Es wird versuchen, die eigenen militärischen 
Handlungsoptionen auszuweiten sowie die bisherigen 
Mitspracherechte und Einflusszonen zu sichern. 


Vom Stand der Großmachtrivalität 


Unter der Prämisse »Einflusserweiterung« ist auch die 
Zustimmung der Deutschen zur geplanten NATO- 
Eingreiftruppe wahrscheinlich. Obwohl diese auf eine 
erneute Anerkennung US-amerikanischer Weisungsbe- 
fugnis hinausliefe. Das Verhältnis von Konflikt und Ko- 
operation in den transatlantischen Beziehungen be- 
stimmte dann insbesondere die Veranstaltung mit dem 
Titel »Die USA und die militarisierte Europäische 
Union: Partnerschaftliche Führung der Welt oder Riva- 
lität zwischen zwei Großmächten?«, die vom zweiten 
herausragenden IMI-Primus Jürgen Wagner eingeleitet 
wurde. Erneut wurde deutlich, dass die Kritik der 
amerikanischen Weltordnungspolitik immer in Relation 
zu den deutsch-europäischen Machtambitionen thema- 
tisiert wurde. Entgegen der auch auf dem Kongress oft- 
mals artikulierten These, das Weltsystem werde vom 
Konflikt zwischen den USA und den europäischen 
Staaten vollständig determiniert, sprach der Referent die 
Existenz gegenläufiger Tendenzen an. Sicher sei eine 
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Zunahme transatlantischer Konflikte zu beobachten. Im 
geopolitischen Bereich dreht sich die Rivalität um die 
Frage, wer Schutzmacht in Osteuropa wird. Ökonomisch 
konkurriert man um Weltgeld und Absatzmärkte. Und 
militärisch versucht die USA die europäischen Unab- 
hängigkeitsbestrebungen zu torpedieren. Aber nicht nur 
die USA halten ihr Angebot, dass sich Deutschland als 
Juniorpartner an der Weltordnungspolitik beteiligt, für 
plausibel. Wagner zitierte mit Jens van Scherphenberg 
einen Vertreter der Position, die für das deutsche Voran- 
kommen im Windschatten der USA steht. Immerhin 
gewährleisten die Vereinigten Staaten nach Meinung des 
Mitarbeiter der SPD-nahen »Stiftung Wissenschaft und 
Politik« in Gestalt der Pax Americana mit der Aufrecht- 
erhaltung der kapitalistischen Weltordnung ein globales 
öffentliches Gut und wären in dieser Funktion derzeit 
nicht ersetzbar. Trotz der Zunahme von Konflikten stün- 
de ein innerimperialistischer Showdown derzeit nicht be- 
vor. Wie könne man sonst erklären, so Wagner, dass die 
dominante Weltmacht die nächstfolgenden Großmächte 
fortwährend zur Verstärkung ihrer militärischen Fähig- 
keiten auffordert? 


Papiertiger Bundeswehr? 

Erst jüngst rügte NATO-Generalsekretär Robertson den 
zu niedrigen deutschen Militärhaushalt. Zwar lässt sich 
die Militarisierung der Außenpolitik nicht bezweifeln, 
immerhin ist Berlin mit 10.000 Einsatzkräften zweit- 
größter Truppensteller im internationalen Maßstab, doch 
eine mit dem Flottenwettrüsten im Vorfeld des Ersten 
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Weltkrieges vergleichbare Dynamik ist bei 
weitem nicht belegbar. In allen Medien der 
Republik beschweren sich deutsche Solda- 
tenverbände über die dramatische Kassen- 
lage. Der Spiegel berichtet von der Fern- 
meldeschule des Heeres im bayerischen 
Feldafing, in der nur noch behelfsmäßig 
eingesetzte Eichenstäimme verhinderten, 
dass den SoldatInnen die Hörsaaldecke auf 
den Helm kracht. Der Jugendoffiziers- 
ausbilder Kai Samulowitz, nach Eigenein- 
schätzung ein Linker, der in der Bun- 
deswehr den Marsch durch die Institutio- 
nen angetreten hat, illustriert auf dem 
IMI-Kongress die Lage mit der Informa- 
tion, dass die deutsche ISAF-Iruppe in 
Kabul den Bundeswehreinheiten in Maze- 
donien die Heizlüfter abkommandierte. 
Der Wirtschaftskrise sei Dank, für den 
ganz großen Zapfenstreich reicht es dem- 
zufolge in naher Zukunft noch nicht. Je- 
doch wies IMI-Mitglied Lühr Henken mit 
zwei äußerst faktenreichen Vorträgen 
nach, wie trotz angespannter Haushaltssi- 
tuation die Bundeswehr über den effek- 
tiveren Einsatz ihrer Mittel und unter- 
stützt von wachsenden Einnahmen aus 
dem Rüstungsexport zu einer modernen 
Interventionsstreitmacht umgebaut wird, 
der in 20 Jahren modernste Aufklärungs- 
und Angriffswaffensysteme zur Verfügung 
stehen. 


Anschluss oder Ausschluss? 


Es mag ein billiger Trick sein. Beim ein- 
gangs tiefschwarz gezeichnetem Vorurteil 
muss fast jede Realität ein stückweit heller 
und freundlicher erscheinen. Damit es 
nicht als propagandistische Blendung er- 
scheint: Selbstverständlich bot auch der 
IMI-Kongress einigen Anlass zur Kritik. In 
einigen Statements zeigte sich ein unkriti- 
scher Optimismus angesichts der mehr- 
heitlichen Ablehnung in der deutschen Be- 
völkerung gegenüber einer Militärinter- 
vention im Irak. IMI-Vorstand Pflüger 
hielt sofort dagegen, dass die gegenwärti- 
gen Meinungsverhältnisse nur bedingt als 
Resonanzboden einer linken Kriegsgegner- 
schaft zu betrachten sind. Es komme da- 
rauf an, sehr genau zu betrachten, aus wel- 
cher Motivationslage sich die kriegsskepti- 
schen Haltungen ergeben. Schlimmer 
wurde die Sehnsucht nach dem Subjekt 
»Volk«, wenn sie nicht naiver Gutgläubig- 
keit entsprang, sondern sich als Ausdruck 
einer überholten marxistischen Gesell- 
schaftssicht entpuppte. Danach seien es 
die Herrschenden, welche im Auftrag der 
konkurrierenden nationalen Kapitale ge- 
gen die Interessen der Völker Kriege 


führen und deren Zustimmung allerhöch- 
stens über den manipulativen Medienge- 
brauch erlangen könnten. Der in solchen 
Fällen zu vernehmende Widerspruch, der 
auf die Identifikation der Individuen mit 
Nation und Kapital, auf die durch die 
Menschen hindurchgehende Reproduk- 
tion von Ab- und Ausgrenzungsideologien 
hinwies, bekam in allen Fällen den laute- 
ren Beifall. Ähnlich das Publikumsverhal- 
ten gegenüber dem fast schon schüchter- 
nen Versuch, an der Legende zu stricken, 
dass es in Deutschland öffentlich nicht 
möglich ist, Kritik an der israelischen Poli- 
tik gegenüber den Palästinenserlnnen zu 
formulieren. Auch hier wurde postwen- 
dend sichtbar, dass solche Positionen in 
IMI-Kreisen auf dünnem Eis stehen. 
Überhaupt hatte man den Eindruck, der 
Kongress repräsentierte nicht nur die the- 
matische Auseinandersetzung sondern 
auch eine Art Generationenbruch in die- 
sem Teil der Friedensbewegung, in Folge 
dessen sich eine von antinationalen De- 
batten beeinflusste Fraktion durchsetzt. In 
Zeiten, wo für nicht unrelevante Teile der 
hiesigen Linken das Stichwort »Friedens- 
bewegung« nur noch im Feindbildraster 
existiert, schon dessen Nennung das Ende 
der Debatte markiert, bevor diese begann, 
wird diese Entwicklung wohl kaum zur 
Kenntnis genommen. Deshalb die Schwarz- 
Weiß-Kontrastierung, hinter welcher die 
Hoffnung steckt, dass ein positiver Aha- 
Effekt die Ausmaße denunziatorischer und 
identitätsversessener Streitkultur glättet 
und am Anfang einer inhaltlichen Ausein- 
andersetzung mit linken Positionen in der 
Friedensbewegung steht. 


Udo Schneider 
Der Autor ist Mitglied im Bündnis gegen 
Rechts (BgR) Leipzig 
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DIE ZURÜCKLIEGENDEN 13 JAHRE SEIT DEM ZUSAMMENBRUCH DES SOZIAL- 
ISMUS WAREN FÜR DIE DEUTSCHE AUßRENWIRTSCHAFT EINE EINZIGE 
ERFOLGSSTORY. DIE EROBERUNG OSTEUROPAS DURCH DEUTSCHLAND IST 
HEUTZUTAGE KEIN MILITÄRISCHES PLANSPIEL MEHR, SONDERN 


ÖKONOMISCHE REALITÄT. 


genheit. Im Inneren tobe die Auseinandersetzung 
mit Großbritannien und Frankreich, mal in militä- 
rischen und transatlantischen Angelegenheiten, mal in 


)) er Deutsch-Europäische Tanz gilt als klare Angele- 


Fragen der europäischen Hegemonie. Nach außen mache 
Deutsch-Europa Front gegen Amerika und suche die ara- 
bische Freundschaft zum selben Zwecke. 

Jenseits der Einschätzung, ob sich eher das Konzept 
einer »untergeordneten Weltmacht« oder das einer offen- 
siveren deutsch-europäischen Entgegensetzung zu Ameri- 
ka durchsetzt (siehe Phase 2.05 »Die Klagen der Minder- 
macht«), ist Deutschland eines bereits jetzt: Wirtschafts- 
weltmacht. Dies ist insofern wesentlich, als dass deutsche 
Hegemoniebestrebungen keine alleinige Angelegenheit 
des Politischen oder des Militärischen darstellen, sondern 
ganz wesentlich entlang deutscher Außenwirtschaftspoli- 
tik zu betrachten sind. Für die radikale Linke verlangt 
eine solche Erkenntnis keine unwesentlichen Konsequen- 
zen. Während antideutsche Positionen - aus durchaus 
richtigen Gründen - ihre Schlachtfelder im Nahen Osten 
bzw. vormals in Jugoslawien verorteten, bleibt ein Feld 
der derzeit aggressivsten deutschen Außenpolitik von der 
radikalen Linken weitestgehend unbeachtet: Die Erobe- 
rung Osteuropas durch die deutsche Wirtschaft. 


Deutschland in Osteuropa 


Während die weltweite Rezession den Weltmärkten ganz 
allgemein zu schaffen macht, scheint Osteuropa hiervon 
ausgenommen zu sein. Zwar stimmt dies so nicht ganz, 
aber immerhin ist in den Staaten Osteuropas ein anhal- 
tendes Wirtschaftswachstum zu beobachten. Im neulich 
vorgestellten Herbstgutachten der sechs führenden deut- 
schen Wirtschaftsforschungsinstitute wird Osteuropa ei- 
ne positive Aussicht auf weiteres Wachstum bescheinigt. 
Das durchschnittliche Bruttoinlandsprodukt soll, so die 
Prognose, um ca. 3 % wachsen, dem entgegen Deutsch- 
land ein Rückgang vorhergesagt wird. 

Diese Tatsache ist vor allem dem Umstand geschuldet, 
dass die Staaten Osteuropas noch immer den Umbau 
ihrer Staatswirtschaften auf den kapitalistischen Markt 
vornehmen. Die wesentlichen Säulen dieser Entwicklung 


sind die Privatisierung staatseigener Unternehmen sowie 
die fortschreitende Liberalisierung der Wirtschaft und die 
damit verbundenen sich ständig verbessernden Investi- 
tionsbedingungen. 

Im osteuropäischen Spiel der Umgestaltung der 
Landeswirtschaften hat sich im Laufe der Jahre Deutsch- 
land als entscheidender Profiteur herausgebildet. Die tra- 
ditionell eher guten Beziehungen nach Osteuropa erfuh- 
ren seit 1989 beständigen Auftrieb. Der stetig wachsende 
Markt Osteuropas steht im engen Kontakt zu Europa 
und ganz besonders zu Deutschland. Die deutsche Wirt- 
schaft hat es geschafft, sich in nahezu allen Ländern Ost- 
europas auf Spitzenplätzen der Außenhandelsbilanz zu 
postieren. In führenden Wirtschaftskreisen sowie im Aus- 
wärtigen Amt gilt Osteuropa heute als der wichtigste 
Markt für die deutsche Wirtschaft. Dies entspricht 
durchaus den Tatsachen. Derzeit wickelt Deutschland 12 % 
seines gesamten Außenhandels mit den Staaten Osteu- 
ropas ab. Dieser nimmt damit die Führungsposition ein, 
erst dann folgt der Außenhandel mit Frankreich und auf 
Platz 3 den Vereinigten Staaten. Im Ländervergleich sind 
es vor allem Tschechien (Platz 10), Polen (11) und Un- 
garn (15), mit denen Deutschland die intensivsten Wirt- 
schaftsbeziehungen pflegt. 

Das Ende der Fahnenstange ist jedoch beileibe noch 
nicht erreicht. Der Deutsche Außenhandel mit Osteuro- 
pa ist in den Jahren von 1991 bis 2001 um 330 % gestie- 
gen. Während der gesamte Außenhandel stagniert, 
wächst der osteuropäische Außenhandel weiterhin um ei- 
ne zweistellige Prozentzahl pro Jahr. Allerdings wird die 
Konkurrenz der anderen europäischen Staaten, besonders 
im Zuge des EU-Beitritts von zehn Staaten Osteuropas, 
stetig größer. Die Zeitschrift Ost-West-Contact stellt in 
ihrer Ausgabe 11/02 dazu fest: »Mittel- und Osteuropa 
ist bereits in hohem Maße in die internationale Wirt- 
schaft eingebunden - mit guten Perspektiven für weiteres 
Wachstum freilich. Noch ist Raum für deutsche Waren, 
deutsches Know-how und deutsche Investitionen. Bis 
zum Jahre 2004 sollte man mit seinem Engagement im 
Osten aber nicht warten.« 

Während für Deutschland die Staaten Osteuropas im 
Einzelnen wichtig, jedoch nicht entscheidend sind, ist die 
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Situation auf der anderen Seite eine komplett entgegen- 
gesetzte. Die wichtigsten Handelspartner Deutschlands - 
Tschechien, Polen, Ungarn und die Slowakei - sind mitt- 
lerweile fast vollständig in Abhängigkeit von der deut- 
schen Wirtschaft geraten. Die deutsche Wirtschaft ist in 
diesen Staaten zum bestimmenden Moment der eigenen 
Wirtschaft geworden. 

Der für Deutschland größte Handelspartner, die 
Tschechische Republik, wickelt insgesamt knapp 40 % 
des Außenhandels allein mit Deutschland ab. Auf Platz 2 
rangiert weit abgeschlagen die Slowakei mit knapp 7 %. 
Gleichfalls kommen ein Drittel der Direktinvestitionen 
aus Deutschland. Ebenso sieht es in Polen aus, das noch 
im letzten Jahr wichtigster osteuropäischer Handelspart- 
ner für Deutschland war, durch eine anhaltende Wirt- 
schaftskrise diesen Status jedoch an Tschechien verloren 
hat. Auch hier wird 30 % des Außenhandels allein mit 
Deutschland abgewickelt. 

Eine herausragende Rolle spielt schließlich Ungarn, 
das seit der besonderen Unterstützung Deutschlands bei 
den Ereignissen des Jahres 1989 eine enge Beziehung zu 
Deutschland pflegt. Bereits vor Jahren, besonders mit 
dem deutsch-ungarischen Freundschaftsvertrag des Jahres 
1992, wurden hier bestehende Hürden zum Immobilien- 
und Unternehmenskauf kontinuierlich abgebaut. Die 
Folge davon war die massive Ansiedlung der deutschen 
Wirtschaft und deutscher ImmobilienbesitzerInnen. 
Heutzutage wird ebenfalls ein Drittel des gesamten 
Außenhandels mit Deutschland abgewickelt und 40 % 
der Direktinvestitionen kommen von dort. Der damalige 
ungarische Wirtschaftsminister György Matolcsy be- 
zeichnete Anfang des Jahres 2002 deutsche Unternehmen 
als »bestimmende Produzenten und Exporteure der unga- 
rischen Wirtschaft« Doch mehr noch, die deutsche Wirt- 
schaft dominiert nicht nur die ungarische Wirtschaft, 
sondern ist durch diese dominante Stellung zum inte- 
gralen Bestandteil der ungarischen Gesellschaft selbst ge- 
worden. »Die Unternehmen mit deutscher Kapital- 
beteiligung produzieren inzwischen mehr als ein Viertel 
des ungarischen Bruttoinlandsprodukts. Diese Unterneh- 
men sind weit mehr als nur Investoren, sie sind integraler 
Bestandteil der ungarischen Gesellschaft und Wirt- 
schaft.« heißt es in einem Wirtschafsgutachten der 
Deutsch-Ungarischen Industrie und Handelskammer 
von April 2002 (zitiert nach der deutschsprachigen 
Budapester Zeitung vom 15. April 2002). Diese Passage 
verweist auf ein entscheidendes Problem, auf das später 
noch zurückzukommen ist: Die deutsche Wirtschaft 
bringt nicht nur die Nationalökonomien in direkte Ab- 
hängigkeit, sondern fördert zudem die gesellschaftlich- 
kulturelle Germanisierung Osteuropas. 

Auch die Slowakei bemüht sich mittlerweile darum, 
deutsche Investoren anzulocken. So wurde in den letzten 
Jahren ein ganzes Bündel von Investitionsanreizen einge- 
führt, die sich stark an das ungarische und tschechische 
»Vorbild« anlehnten. Auch hier wird bereits knapp 30 % 
des Außenhandels mit Deutschland abgewickelt, Ten- 
denz steigend. Die Deutsche Außenhandelskammer der 
Slowakei kann bereits zufrieden feststellen: »Die inlän- 
dische Konkurrenz spielt für deutsche Produkte keine 
große Rolle«. Allein das deutsche VW-Werk bestreitet 18 % 
des gesamten slowakischen Außenhandels. 

Mit dieser Bilanz scheint der osteuropäische Markt 


jedoch noch nicht gesättigt zu sein. Während »Hagebau- 
markt«, »Roller«, »Mediamarkt« etc. das Bild von 
Einkaufszentren in Osteuropa schon jetzt deutlich domi- 
nieren, planen nun auch die Unternehmen »Tengel- 
mann« und »Lidl & Schwarz« den Osten Europas zu er- 
obern. Mehrere hundert Discounter sollen dort in den 
nächsten Jahren entstehen. Viele weitere Unternehmen 
wie RWE oder Heidelberg-Zement planen derzeit eine 
intensive Ostexpansion. 

Was die dominante Präsenz deutscher Unternehmen 
für die Gesellschaften Osteuropas bedeutet, lässt sich an- 
gesichts der deutschen Mediendominanz erahnen. Die 
Mediengruppe »Gruner+Jahr« des Bertelsmann-Konzerns 
sowie die »WAZ-Verlagsgruppe« stoßen in bedrohlicher 
Weise auf den osteuropäischen Markt vor. Gruner+Jahr 
z.B. hält die Monopolstellung auf dem ungarischen 
Tageszeitungsmarkt. Die öffentliche Meinung kommt an 
der deutschen Mediengruppe also nicht vorbei. Noch viel 
entscheidender ist die WAZ-Verlagsgruppe auf dem ost- 
europäischen Markt positioniert. Ihr gehören dort insge- 
samt 23 Tageszeitungen, 38 Zeitschriften sowie 10 Anzei- 
genblätter. Der WAZ-Konzern beherrscht den Zeitungs- 
markt in Jugoslawien, Bulgarien, Kroatien, Tschechien 
und zusammen mit Gruner+Jahr in Rumänien. In den 
betreffenden Ländern mehren sich die Proteste. Die 
WAZ, so der berechtigte Vorwurf, würde sich Meinungs- 
monopole zusammenkaufen, somit die einheimische 
Presse vom Markt drängen und die öffentliche Meinung 
beherrschen. Der Vorsitzende der bulgarischen Vereini- 
gung der Zeitungsverleger titelte eine Stellungnahme gar 
mit den Worten: »Deutscher Blitzkrieg ruiniert die bul- 
garische Presse.« 

Die dramatischen Konsequenzen dieser Monopol- 
stellung liegen auf dem Tisch: Die öffentliche Meinung 
wird von deutschen Verlagen gesponsert, eine kritische 
Haltung gegen Deutschland ist auf diesem Bereich nicht 
mehr möglich. Die Folgen des Monopols zeigten sich be- 
reits in Tschechien entlang der Diskussion um die Benes- 
Dekrete. Während die Öffentlichkeit und die Politik sich 
gegen eine Revision derselben wandten, forderte die 
tschechische Presse ebenjene Revision. Die tschechische 
Presse ist also nicht, wie hierzulande häufig zu verneh- 
men, als Repräsentant der öffentlichen Meinung, son- 
dern als Sprachrohr deutscher Interessen zu verstehen. 
Hier zeigt sich ein weiterer möglicher Trend zur Germa- 
nisierung Osteuropas. 


Politische Begleitmusik 


»Günstige weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen zu 
sichern und die Intensivierung der wirtschaftlichen 
Kooperation wirkungsvoll zu fördern, gehört zu den 
Hauptaufgaben der Bundesregierung« schreibt das Aus- 
wärtige Amt. Der Vorstoß nach Osteuropa ist also mit- 
nichten ein zufälliges Produkt der innerdeutschen Wirt- 
schaft. Vielmehr werden die Expansionsbemühungen 
vom Auswärtigen Amt maßgeblich gefördert und unter- 
stützt: »Aufgabe des Staates ist es, sich in bilateralen und 
multilateralen Verhandlungen, z.B. in der Europäischen 
Union, in der OECD und im GATT/WTO für Rah- 
menbedingungen einzusetzen, durch die sich Wettbe- 
werb und Handel möglichst frei entfalten können« heißt 
es weiter. Dies hat Deutschland zur Genüge in Osteuropa 
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getan. Die deutsche Außenwirtschaftspolitik ist gekenn- 
zeichnet durch ein Zusammenspiel staatlicher Institutio- 
nen und Initiativen der Wirtschaft selbst. Die wichtigsten 
drei Säulen dieser Politik sind die deutschen Auslandsver- 
tretungen, Außenhandelskammern und die Bundesagen- 
tur für Außenwirtschaft (bfai). Im gegenseitigen Zu- 
sammenspiel versuchen diese außerdeutsche Märkte zu 
erschließen und Unternehmen im Ausland zu beraten 
und zu unterstützen. Nach Selbstauskunft des Auswärti- 
gen Amtes wurden in den letzten 20 Jahren die Anzahl 
der MitarbeiterInnen, welche sich ausschließlich um 
wirtschaftliche Belange kümmern, in den deutschen Aus- 
landsvertretungen kontinuierlich erhöht. Und ebenso 
sind die von der Deutschen Industrie und Handelskam- 
mer (DIHK) getragenen Aufßenhandelskammern im 
ständigen Wachsen begriffen. 

Neben diesen staatlichen Institutionen der Außen- 
wirtschaftspolitik sind private Vereinigungen, allen voran 
der »Ost- und Mitteleuropa Verein« (OMV), von ele- 
mentarer Bedeutungen. Der OMV berät Unternehmen, 
erstellt Wirtschaftsgutachten und organisiert regelmäßig 
Wirtschaftsdelegationen, Round Tables etc. »zur Förde- 
rung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den Län- 
dern Ost- und Mitteleuropas unter Einschluss der GUS- 
Länder«, was konkret die Positionierung der deutschen 
Wirtschaft in Osteuropa meint. 

Ein ganz entscheidendes Instrument zur Förderung 
der deutschen Wirtschaft im Ausland ist die Auswärtige 
Kulturpolitik. Die Förderung der deutschen Sprache so- 
wie die Ausbildung deutschsprachiger Führungseliten ist 
das vordergründige Ziel derselben. Auf der ganzen Welt 
gibt es derzeit ca. 500 deutsche Auslandsschulen, Schulen 
im Ausland also, in denen die deutsche Sprache und Kul- 
tur gelehrt wird. Auch wenn diesen Einrichtungen in den 
letzten Jahren aus strukturellen Gründen kontinuierlich 
Gelder gestrichen werden, ist ihr Prinzip noch immer von 
immenser Bedeutung. Auf dem »Tag der deutschen Aus- 
landsschulen« am 19. März 2001 stellte Ingo Plöger in 
einer Eröffnungsrede die Bedeutung der Auslandsschulen 
hervor: »Deutsche Schulen sind mit ihrer kulturellen und 
sozialen Reichweite in die Gesellschaften ihrer Sitzländer 
hinein ein unschätzbarer Juwel nicht nur für die deut- 
sche Auswärtige Kulturpolitik, sondern im Zuge der wirt- 
schaftlichen Globalisierung vor allem eine feste Größte 
für die deutschen Unternehmen im Ausland und für die 
bilateralen Wirtschaftsbeziehungen.« Hierin wird er vom 
Leiter der Kulturabteilung des Auswärtigen Amtes, Al- 
bert Spiegel, unterstützt. »Unsere Auslandsschulen prä- 
gen Werte wie Interkulturalität, Erziehung zu Toleranz 
und Menschenrechten, Dialog, Weltoffenheit und Welt- 
läufigkeit, Austausch und Begegnungen. Werte, die letzt- 
lich auch die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft im Ausland stärken, gerade in einer globalisierten 
Weltgesellschaft.« 

Das Ziel dieser Schulen ist die Ausbildung von 
deutschsprachigen Fachkräften, die der deutschen Wirt- 
schaft in ihren Ländern in Folge dieser Ausbildung die 
nötigen Präferenzen einräumen. Zudem soll in der Aus- 
bildung ein positives Deutschlandbild vermittelt werden, 
um die in Osteuropa noch immer vorhandenen Abnei- 
gungen gegen Deutsche abzubauen. Diese Auslands- 
schulen werden durch weitere Projekte unterstützt. In 
fast allen Ländern Osteuropas ist es heutzutage möglich 


eine reguläre deutsche Hochschulreife zu erlangen, die 
Anzahl solcher Schulen ist weiter steigend. In Budapest 
hat mit der Gyula-Andrässy-Universität im September 
2002 sogar die erste deutschsprachige Universität in ei- 
nem nicht deutschsprachigem Land eröffnet, deren offi- 
zielles Ziel es ist, eine »deutschsprachige Führungselite« 
für Osteuropa aufzubauen. Gleichzeitig fördern ver- 
schiedene Stiftungen wie Friedrich-Ebert- und Konrad- 
Adenauer-Stiftung sowie der Deutsche Akademische 
Austauschdienst (DAAD) das Studium potentieller zu- 
künftiger Wirtschaftseliten an deutschen Universitäten. 

Diese Politik hat, wie Plöger und Spiegel treffend 
bemerkten, zwei wesentliche Ergebnisse. Zum einen er- 
hält die deutsche Wirtschaft in Osteuropa einen sicheren 
Stand. Es existieren genügend Arbeitskräfte, die mit den 
Gepflogenheiten des eigenen Landes ebenso vertraut sind 
wie mit denen Deutschlands und gleichsam beide Spra- 
chen sprechen. Ganz automatisch, so die Überlegungen, 
werden diese zukünftigen Eliten der deutschen Wirt- 
schaft Präferenzen erweisen. Zum andern wird damit die 
deutsche Kultur in die Staaten Osteuropas exportiert und 
schafft so die Etablierung »deutschen Kulturguts« dort, 
wo dieses »Kulturgut« nach 1945 erfolgreich vertrieben 
worden war. 


Die EU-Osterweiterung 


Das wichtigste Instrument der deutschen Bundesregie- 
rung zur Unterstützung der deutschen Wirtschaftstätig- 
keit in Osteuropa stellen jedoch die Beitrittsverhandlun- 
gen zur Europäischen Union dar. Im Jahre 1998 (Luxem- 
burg-Gruppe) und 2000 (Helsinki-Gruppe) wurde be- 
gonnen, mit zwölf Staaten Osteuropas Verhandlungen 
über deren Beitritt zur Europäischen Union zu führen. 
Das Ziel dieser Erweiterung ist die Etablierung eines 
einheitlichen Europas als politische und wirtschaftliche 
Größe. Nach dem EU-Beitritt der zwölf Beitrittskandida- 
ten wäre Europa mit 500.000 Millionen Menschen der 
größte einheitliche Markt innerhalb des Weltmarktes. 

Zu diesem Zwecke wird in intensiven Verhandlungen 
mit den betreffenden Ländern der europäische Besitz- 
stand, das sogenannte Acquis communautaire - ca. 
80.000 Seiten europäische Rechtstexte - aufoktroyiert. 
Zudem werden politische Stabilität und eine funktionie- 
rende Marktwirtschaft verordnet. 

Alles in allem steht den Beitrittkandidaten eine mas- 
sive Umwälzung ihrer Rechtssysteme ins Haus. Das alte 
Europa, die 15 bestehenden EU-Staaten also, presst die 
neuen Länder Osteuropas mit aller Macht in den europä- 
ischen Markt. Den Beitrittsländern bleibt im Grunde je- 
doch keine andere Wahl als beizutreten, wollen sie nicht 
vom europäischen Markt abgekoppelt und im wirtschaft- 
lichen Bankrott enden. 80 % ihres Außenhandels betrei- 
ben diese Länder derzeit mit der EU, eine Loslösung 
hätte fatale Folgen. 

Die Folgen des Beitritts liegen klar auf der Hand. Alle 
derzeit noch bestehenden wirtschaftlichen Schranken 
werden sukzessive aufgelöst. Im Klartext heißt dies, dass 
wirtschaftlichen Expansionsbestrebungen nichts mehr im 
Weg steht. Zudem sorgt die europäische Niederlassungs- 
freiheit dafür, dass Westeuropäerlnnen für Spottpreise 
Immobilien in Osteuropa kaufen können, etwas, das in 
den meisten Ländern Osteuropas derzeit nur sehr 


eingeschränkt möglich ist. 

Eine besondere Rolle bei den Beitritts- 
verhandlungen spielt Deutschland. Für ein- 
ige der Beitrittskandidaten gilt Deutschland 
als der wichtigste Fürsprecher, so z.B. für 
Polen, die Slowakei, Rumänien und Ungarn 
(EU-Beitritt für beide erst 2007 geplant). 
Dies liegt ganz wesentlich in der Tatsache 
begründet, dass Osteuropa für Deutschland 
der wichtigste Markt ist. Die dennoch aller- 
orten bestehenden Hemmnisse struktureller 
Art konnten im Laufe der Verhandlungen 
Stück für Stück abgebaut werden. Der 
OMV bilanziert denn auch in seinem Jah- 
resbericht 2001: »Die gerade für das lang- 
fristige Engagement der ausländischen 
Wirtschaft unabdingbare politische Stabili- 
tät und Verlässlichkeit in den ost- und 
mitteleuropäischen Reformländern hat im 
Jahre 2001 weiter an Gestalt gewonnen.« 
Die Einbindung der osteuropäischen Staa- 
ten in die EU bringt innerhalb der EU- 
Staaten langfristig Deutschland am meis- 
ten. Genau aus diesem Grund setzt sich 
Deutschland für die betreffenden Staaten 
ein. Quasi als Dankeschön für das beson- 
dere deutsche Engagement erhält Deutsch- 
land ebenso besondere wirtschaftliche Ver- 
günstigungen, hier schließt sich der Kreis. 

In den Verhandlungen mit den EU-Bei- 
trittskandidaten werden also die letzten 
Hürden für die Wirtschaft beseitigt. Von 
dem Prozess der Osterweiterung »werden 
vertrauensfördernde Fffekte ausgehen, die 
das Investitionsklima in den betroffenen 
Volkswirtschaften verbessern« heißt es in 
dem Herbstgutachten der sechs führenden 
deutschen Wirtschaftsforschungsinstitute. 
Der Weg ist also frei für den endgültigen 
Siegeszug der deutschen Wirtschaft in 
Osteuropa. Auf der andern Seite wird die 
Niederlassungsfreiheit eingeführt. Gerhard 
Schröder redete bereits auf dem »Tag der 
Heimat« im Jahre 2000 dem Revanchismus 
der Vertriebenen das Wort, als er in seiner 
Rede feststellte: »Damit wird sich den Kin- 
dern und Enkeln der Vertriebenen auch die 
Möglichkeit eröffnen, sich im Rahmen der 
europäischen Freizügigkeit an den Orten 
ihrer Eltern und Großeltern niederzulassen 
und dort, wenn sie es wollen, am gesell- 
schaftlichen und politischen Leben teilzu- 
haben.« Er traf damit den Nagel auf den 
Kopf, indem er bemerkte, dass im Rahmen 
der erweiterten EU, die Deutschen die alten 
Östgebiete nicht zurückerobern, sondern 
einfach zurückkaufen könnten. 


Was bleibt? 


Mitte Oktober diesen Jahres wurde in Polen 
der Verkauf des staatseigenen Energieunter- 
nehmens Stoen an den deutschen Energie- 


riesen RWE beschlossen. Was für RWE 
lediglich ein Baustein in der Eroberung des 
osteuropäischen Energiesektors darstellt, 
sorgte in Polen für eine mittelschwere Re- 
gierungskrise. Ein Tag und eine Nacht lang 
war das polnische Parlament, der Sejm, von 
heftigen Kontroversen erschüttert. Die Par- 
teien LPR und Samoobrona verglichen den 
Vorstoß der RWE mit dem Eroberungs- 
feldzug der Nazis 60 Jahre zuvor und woll- 
ten den Verkauf des Energieunternehmens 
an ein deutsches Unternehmen verhindern. 
Was wie ein Ausrutscher wirkt, ist in der 
polnischen Öffentlichkeit durchaus präsent. 
»In Polen herrscht immer noch die Über- 
zeugung, dass die Deutschen vom Drang 
nach Osten geprägt sind, und deshalb wird 
auch die Präsenz des deutschen Kapitals in 
Polen als eine neue Kolonisation angese- 
hen« schreibt Rafal A. Ziemkiewicz in der 
polnischen Zeitung Wprost (Übersetzung: 
Deutsche Welle/Monitor) vom 16. Mai 
2002. 

Nun mag der Vergleich der deutschen 
Wirtschaft mit dem Vernichtungskrieg der 
deutschen Wehrmacht in der Tat vermessen 
sein, diese Vergleiche bringen jedoch die 
offensichtliche Sorge an die Oberfläche, die 
polnische Integrität könne im Zuge der 
deutschen Wirtschafts-Osterweiterung ver- 
loren gehen und dies ganz ohne politische 
Aggressionen und militärischen Auseinan- 
dersetzungen: schleichend und unaufhalt- 
sam. 

Dieser Einschätzung ist Recht zu geben. 
Osteuropa ist in eine tiefe wirtschaftliche 
Abhängigkeit von Deutschland geraten. Der 
deutsche »Drang nach Osten« ist erst am 
Anfang. Nach dem EU-Beitritt der Bei- 
trittskandidaten im Jahre 2004 wird es noch 
einmal einen Schub geben, besonders auf 
dem Immobiliensektor. Ohne lautes Getö- 
se, langsam und weitestgehend unbeachtet 
hat sich Deutschland im Osten Europas 
festgesetzt. Nimmt man die Jahre 1939- 
1944 aus, ist der deutsche Einfluss in Ost- 
europa derzeit so groß, wie nie zuvor. 
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Aus dem Inneren des Kapitalismus 


SOEBEN ERSCHEINT MOISHE POSTONES BUCH »ZEIT, ARBEIT UND 
GESELLSCHAFTLICHE HERRSCHAFT«, DAS GEEIGNET IST, NICHT NUR DIE 
WERTKRITIK PLAUSIBEL ZU MACHEN, SONDERN AUCH DIE NÄHE DIESER 
ZEITGENÖSSISCHEN STRÖMUNG DES MARXISMUS ZUR SUBJEKTKRITIK ZU 
OFFENBAREN, IN DEUTSCHER ÜBERSETZUNG. 


Wie dagegen Marx sagt ... 


Wer Kenntnis der Bücher und Aufsätze des Marxismus 
hatte, konnte durch ein Ergebnis der Pisa-Studie nicht 
überrascht werden: die geringe Fähigkeit, einen deut- 
schen Text zu lesen. Lesen selbstredend nicht verstanden 
als Entzifferung einer Buchstabenfolge, sondern als Er- 
fassen eines präsentierten Sinnzusammenhangs. Dem mit 
vorschulischen Trainingsprogrammen beikommen zu 
wollen, sei an dieser Stelle bemerkt (die sich sonst nicht 
als Politikberatung missverstanden wissen möchte), ist 
ein völlig verfehltes Programm. Der Marxismus lehrt uns, 
dass die Auslegung deutscher Texte ein Unterfangen ist, 
das Jahrhunderte beansprucht. Wie anders wäre es zu er- 
klären, dass jede neue Generation erkennt, dass in der 
bisherigen Lektüre der kanonischen Texte von Marx ekla- 
tante Fehler gemacht wurden, die gelinde gesagt den Sinn 
des geschriebenen Wortes in sein Gegenteil verkehrten. 
Selbst innerhalb der Generationen ist erbitterter Streit 
über das geschriebene Wort und seine Beziehung zur 
Wirklichkeit die Regel. Ob Lukäcs, ob Althusser - die 
Schriften und ihre getreuliche Auslegung galt es zu vertei- 
digen, gegen die inneren und äußeren Feinde der Revo- 
lution und der kommunistischen Bewegung. Selbst wenn 
es dafür notwendig war, Engels und Lenin fehlende Sorg- 
falt nachzuweisen. 

Die aktuelle Version des Beweises, dass alle bisherigen 
Lektüren des Marxschen Werkes nur der Konterrevolu- 
tion dienten und mithin als fahrlässig dumm oder gar 
gefährlich zu klassifizieren sind, heißt Wertkritik und zer- 
fällt hierzulande schon wieder in verschiedene Bestand- 
teile. Zeit also, dass im ga ira Verlag ein seit Jahren ange- 
kündigter Grundlagentext der Bewegung erscheint. 
Postones 1996 auf englisch erschienenes und inzwischen 
im Original nur noch sporadisch aufgelegtes Buch »Zeit, 
Arbeit und gesellschaftliche Herrschaft« erfüllt alle 
Ansprüche an ein marxistisches Buch. Keiner hatte zuvor 
gedacht, was Postone dachte, außer dass natürlich bei 
Marx, wie in Zitaten und Fußnoten nachgewiesen, alles 
längst stand und nur seiner Entdeckung harrte. Dass das 
Buch trotz dieser etwas ermüdenden Attitüde lesenswert 
ist, hängt mit den Gedanken des Postone-Marx zusam- 
men. 


Marxismus ohne Klassensubjekte 


Durch seine verzögerte Erscheinungsweise kann »Zeit, 
Arbeit und gesellschaftliche Herrschaft« als überzeugende 
Antwort auf die Kommunismusvorstellung, die Antonio 
Negri und Michael Hardt in »Empire« entwickelt haben, 
wahrgenommen werden. Wo Negri und Hardt in den 
postmodernen Produktionsformen, die sich an Projekt- 
arbeit und kommunikativen Strukturen orientieren, den 
Kommunismus in seiner Keimform entdecken, fängt 
Postones grundsätzliche Kritik an. Das Argument Negris 
und Hardts beruht auf der Abnahme direkten Zwangs im 
Produktionsprozess, also dem Fehlen von Instanzen, die 
das Wissen über den Gesamtprozess in Administration 
verwandeln. Die Arbeit wird so zu einer Tätigkeit, die der 
Leitung ebenso wenig bedarf wie der Ausbeutung und 
deshalb die Möglichkeit eines emanzipierten, selbst- 
bestimmten Produktionsprozesses in sich trägt. 

Genau diesen positiven Bezug auf die Arbeit wirft 
Postone der marxistischen Tradition vor. Die Vorstellung, 
der Arbeitsprozess sei nur durch Ausbeutung und Admi- 
nistration im Kapitalismus deformiert, bilde an sich aber 
die positive Basis einer emanzipierten Gesellschaft, die 
folglich vom gesellschaftlichen Standpunkt der Arbeit aus 
erstritten werden müsse, hatte die ArbeiterInnenbewe- 
gung geleitet und war Teil ihrer Konstitution im Kapita- 
lismus. Aber »die historischen Entwicklungen der letzten 
50 Jahre - wie die Entwicklung und jüngste Krise des 
staatsinterventionistischen, postliberalen Kapitalismus, 
der Aufstieg und anschließende Fall der Gesellschaften 
des »realexistierenden Sozialismus«, das Aufkommen neu- 
er sozialer, ökonomischer und ökologischer Probleme 
von globalem Ausmaß und die Entstehung neuer sozialer 
Bewegungen - haben die Unzulänglichkeiten des traditio- 
nellen Marxismus als kritischer Gesellschaftstheorie mit 
emanzipatorischem Anspruch deutlich gemacht.« (Pos- 
tone, 389)" 

Nun ist die Krise der aus den Erfolgen der Arbeiter- 
Innenbewegung hervorgegangenen Gesellschaftskonzep- 
te zunächst nur ein Indiz für die Unangemessenheit der 
ihnen zu Grunde liegenden Analysen des Kapitalismus. 
Erklärungskraft gewinnt Postones Argumentation erst, 
wenn sie sich mit der Kategorie der Arbeit, also der Ana- 
lyse des Kapitalismus selbst beschäftigt. Ausgangspunkt 
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für seinen Verdacht gegen die ausgezeichnete Rolle Arbeit 
und ihrer Klasse im Emanzipationsprozess ist eine Be- 
merkung Marx’, der zufolge das Proletariat sich erst im 
Kapitalismus formiere und mit dessen Überwindung 
auch seine eigene Überwindung anstreben müsse. Dies 
nur so zu verstehen, dass mit dem Wegfall der Klasse des 
Kapitals die Klasse der Arbeit allgemeingültig würde und 
allein dadurch aufhöre als Klasse zu existieren, entspricht 
der traditionellen Interpretation. Ein wertkritischer An- 
satz verweist dagegen auf den doppelten Charakter der 
Arbeit als kapitalistischer Grundkategorie. 

Arbeit ist nicht nur eine Tätigkeit, die mit einem kon- 
kreten produktiven Inhalt verbunden ist, sie ist zugleich 
Teil des abstrakten Mechanismus gesellschaftlicher Ver- 
mittlung. Dieser gesellschaftliche Vermittlungszusam- 
menhang, dem sich der Anfang von Marx’ Kapital wid- 
met, bildet für die Wertkritik den Kern der kapitalistis- 
chen Vergesellschaftung. Wo noch im Feudalismus offen- 
er Zwang die gesellschaftliche Arbeitsteilung bestimmte, 
indem den einzelnen nach den Regeln einer feststehen- 
den Hierarchie gesagt wurde, was sie zu tun hätten, wird 
im Kapitalismus die soziale Dimension der Arbeitsteilung 
verborgen. Nichtsdestotrotz ist gerade die kapitalistische 
Gesellschaft von einer Aufteilung der Arbeit in spezial- 
isierte Berufe geprägt. Die Frage, vor der eine Analyse des 
Kapitalismus zunächst steht ist mithin, wie es diese 
Gesellschaft schafft, die einzelnen Tätigkeiten ohne die 
Leitung durch einen Befehl, Plan oder einen offenen 
Austauschprozess über Ziele und Größenordnung der 
Produktion aufeinander zu beziehen. 


Immanenter Zwang und Entfremdung 


Die Lösung des gesellschaftlichen Kooperationsproblems 
besteht im Kapitalismus in der Verlagerung des Zwangs 
aus den offenen sozialen Verhältnissen in den verbergen- 
den Zusammenhang der Ökonomie. Deshalb hat Arbeit 
im Kapitalismus notwendiger Weise einen doppelten 
Charakter. Neben ihrer konkreten Form einer bestimm- 
ten Tätigkeit ist sie ein zweite Größe im ökonomischen 
System. Diese Größe muss die Substanz des gesell- 
schaftlichen Beziehungsgeflechts der einzelnen Arbeiten 
bilden oder anders ausgedrückt, sie muss die Gemein- 
samkeit der diversen unter dem Arbeitsbegriff zusam- 
mengefassten Tätigkeiten darstellen. Weil in dieser Seite 
der Arbeit statt des konkreten Vollzugs einer Tätigkeit 
nur die Tatsache ihrer Einbindung in den gesamtgesell- 
schaftlichen Produktionsprozess zählt, wird sie als ab- 
strakte Arbeit bezeichnet. Abstrakte Arbeit ist also bewer- 
tete Arbeit, wobei der Wert das Medium darstellt, indem 
alle Arbeiten als gleichartige Teilnahme am Produktions- 
prozess aufgefasst werden. 

Es ist der konkrete Vorgang der Bewertung, der die 
Kategorien der Arbeit, des Wertes und des Kapitals mit- 
einander verbindet. Denn die soziale Vermittlung der Be- 
wertungen von Einzelarbeiten entsteht erst durch ihren 
tatsächlichen Bezug aufeinander im Warentausch, bei 
dem die Bewertungen der Arbeiten auf die Arbeitspro- 
dukte transferiert werden müssen. So gilt auch für die 
Waren als Produkte und Produktionsvoraussetzungen 
und folglich auch für das Kapital eine Verdoppelung des 
Charakters. Sie sind nicht nur Dinge, sondern wie Arbeit 
ebenfalls Elemente im gesellschaftlichen Vermittlungszu- 


sammenhang. Es ist diese Verdoppelung, von der die Dy- 
namik der kapitalistischen Produktion, ihr größtmöglich- 
es Wachstum um jeden Preis ausgeht, da die Organisa- 
tion der Produktion und die Verteilung der Produkte als 
zusätzliche Sphäre an Gegenstände gebunden werden. So 
fällt der materielle Reichtum nicht mit dem Wert der 
Produktion zusammen, da sich dieser nicht an der Menge 
der Gegenstände, ihrer »Nützlichkeit« etc. misst, sondern 
an ihrer Stellung im Bewertungsprozess der einzelnen 
Arbeiten. Und zugleich stehen die Gegenstände der Pro- 
duktion als Werte den Menschen in der Form von 
Zwänge gegenüber, die ihr Handeln leiten. 

Für diesen Verlust an Souveränität über die Pro- 
duktion, die als naturhafter Zwang sich selbst zu leiten 
beginnt, führt Postone den Begriff der Entfremdung 
wieder ein. »In der hier vertretenen Interpretation ist 
Entfremdung der Prozess der Vergegenständlichung ab- 
strakter Arbeit. Sie verweist nicht auf die Veräußerung ei- 
nes vorbestimmten menschlichen Wesens, sondern eher 
auf die Verwirklichung menschlicher Möglichkeiten in 
entfremdeter Form. Mit anderen Worten, Entfremdung 
bezieht sich auf einen Prozess der historischen Konstitu- 
tion menschlicher Möglichkeiten, die von Arbeit als sich 
selbst vergegenständlichender sozialer Vermittlungstätig- 
keit beeinflusst wird. [...] Im Kapital analysiert Marx die 
aus entfremdeter Arbeit hervorgehende Entstehung einer 
allgemeinen sozialen Form, die sowohl eine Struktur ist, 
in der historisch menschliche Fähigkeiten geschaffen wer- 
den, als auch eine Struktur abstrakter Herrschaft. Diese 
entfremdete Form führt zur raschen Akkumulation sozia- 
len Reichtums und der produktiven Möglichkeiten der 
Menschheit und sie hat ebenso zunehmende Teilung der 
Arbeit, ein formale Einteilung der Zeit und die Zerstö- 
rung der Natur zur Folge. Die durch bestimmte Formen 
sozialen Handelns gebildeten Strukturen der abstrakten 
Herrschaft verursachen einen gesellschaftlichen Prozess, 
der jenseits menschlicher Kontrolle liegt, sie führen in der 
Analyse von Marx aber auch zu der historischen Möglich- 
keit, dass die Menschen kontrollieren können, was sie in 
entfremdeter Form sozial gebildet haben.« (Postone, 162) 


Die substantielle Dimension der Entfremdung 


Die Überwindung der Entfremdung setzt aber voraus, 
dass ihre Dimension vollständig erfasst wird. Und das 
gelingt nicht, wenn sie nur als formales Element begriff- 
en wird, dass den gesellschaftlichen Austausch und die 
Planung der Produktion regelt. Eine solche formale Ana- 
Iyse wäre durchaus noch mit der Perspektive einer Kritik 
vereinbar, die zwar die gesellschaftlichen Regelmechanis- 
men angreifen will, der Produktion als gesellschaftlicher 
Realität im Grunde aber positiv gegenüber steht. Postone 
ist es deshalb wichtig, auf Veränderungsprozesse des 
Kapitalismus hinzuweisen, die er substantiell nennt. 
Hierbei konzentriert er sich auf zwei Gebiete, die eng mit 
der Bewertungspraxis des Kapitalismus zusammenhän- 
gen. Das ist zum einen unsere alltägliche Vorstellung von 
der Zeit, zum anderen die konkrete Tätigkeit der Arbeit 
selbst. 

Bezüglich der Zeit argumentiert Postone weitgehend 
historisch. Die uns geläufige Vorstellung der Zeit verbin- 
det sich mit der Durchsetzung ihrer permanenten Mes- 
sung im Alltag. Zusammentreffend mit der Entwicklung 


von Messinstrumenten in der Mechanik musste dazu die 
Zeit in den Alltagspraxen verankert werden. Ein Um- 
stand, der durch die Rhythmisierung der Arbeit in den 
Fabriken erreicht wurde. Statt wie bisher den zeitlichen 
Verlauf von Tätigkeiten an ihren Inhalten oder ihren äu- 
ßeren Bedingungen (wie Tageslicht oder Jahreszeiten) zu 
messen, entwickelte sich auch die kapitalistische Zeit zu 
einem Abstraktum, zu einer in unendlich kleine Stücke 
teilbaren, an einer einzigen, unveränderlichen Einheit 
messbaren Linie, die vom Kreis der Uhr bestimmt wird. 
An ihr wurden nun die Arbeitsstunden gemessen, die als 
abstrakte Äquivalenteinheiten der Bewertung dienen. 
Die moderne Arbeitspraxis hat so den Ablauf des men- 
schlichen Lebens radikal verändert, indem sie ihm einen 
Rhythmus gab, den es ohne sie nicht hätte und der inzwi- 
schen als natürliche Gegebenheit hingenommen wird, als 
wäre das Modell der Mechanik mit seiner Zeitmessung 
das leitende Motiv der menschlichen Existenz. 

Doch die Rhythmisierung der Tätigkeiten gemäß dem 
starren Maß der Arbeitsstunden ist nur ein Aspekt der 
Veränderung der Tätigkeiten unter dem Einfluss der ka- 
pitalistischen Produktion. Postone argumentiert darüber 
hinaus, dass die entfremdete gesellschaftliche Form des 
Kapitalismus die Produktion völlig neu entstehen lässt. 
Ließ sich noch anhand der Manufakturen des Frühkapi- 
talismus behaupten, es sei die Tätigkeit der Arbeitenden, 
die einem kapitalistischen Produktionsprozess unterwor- 
fen wurde, ist seit Beginn der Industrialisierung der Kapi- 
talismus selbst für die Entwicklung der Tätigkeiten in der 
Produktion zuständig. Seine Dynamik, die auf eine fort- 
währende Produktivitätssteigerung ausgerichtet ist, ent- 
wickelt Produktionsformen, die es ohne ihn nicht gebe, 


weshalb eine emanzipatorische Kritik nicht dabei stehen 


m 


bleiben kann, die Bedingungen der Produktion und die 
Verteilung der Produkte zu erfassen, sondern den Ar- 
beitsprozess selbst als kapitalistischen zu begreifen hat. 


Die kapitalistische Natur postmoderner 
Produktionsformen 


An dieser Stelle ist es möglich auf den Unterschied zwis- 
chen Postone und Negri/Hardt zurückzukommen. Letz- 
tere behaupten schließlich - mit Postone weitgehend 
übereinstimmend, was die Arbeit unter den Bedingungen 
der Industrie betrifft - mit den neuen Arbeitsformen der 
New Economy sei ein emanzipatorisches Potential ent- 
standen, dass aufgrund der in der Tätigkeit vorhandenen 
Freiheitsgrade über den Kapitalismus hinauszuweisen 
vermag. Doch die Realität sieht erwas anders auch. Selbst 
die Bewegung der freien ProgrammiererInnen, die sich 
über das Internet koordiniert an die Entwicklung von 
Softwareprojekten machten, die wie in alten Kommune- 
zeiten außerhalb der regulären Ökonomie produziert 
werden sollten, werden gegenwärtig voll in den kapitalis- 
tischen Normalprozess eingebunden. Wobei die Einbin- 
dung das produktive Potential für das Kapital erschließt 
und dabei wiederum die organisatorischen Formen ent- 
stehen lässt, von der die Entwicklung von Codes in der 
nächsten Zukunft bestimmt wird. 

Wo Negri und Hardt nur die Überwindung industri- 
ell geprägter Arbeitsformen sehen, entwickelt sich unter 
Umständen eine neue dominante Produktionsform ent- 
fremdeten Charakters. »Die Nützlichkeit und Qualität 
des Produkts kombiniert mit dem Gefühl, dies in 
Gemeinschaft miteinander und nicht gegeneinander zu 
tun, sind Motivationsquellen, die neue Unternehmens- 
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strategien bzw. neue Arbeitsideologien für sich nutzen 
könnten (im Gegensatz dazu wird bei der schon länger 
propagierten Teamarbeit häufig gerade die Konkurrenz 
als motivationssteigerndes ‘Element eingesetzt, indem 
man Teams gegeneinander konkurrieren lässt). Ein 
nächster naheliegender Gedanke wäre, das Potenzial der 
Freiwilligkeit stärker auszuschöpfen, zum Beispiel als 
künftige Einstellungsbedingung ein bestimmtes freiwil- 
liges Engagement vorauszusetzen. Damit wäre auch die 
Probezeit und Einarbeitungszeit von den Unternehmen 
nach außen in die ‚Eigenverantwortung« und ins Belieben 
der arbeitenden Menschen verlagert.« (Nuss, 2002)? 


Kritik von innen heraus 


Postones skeptische Haltung gegenüber den Produktions- 
prozessen als positiven Anknüpfungspunkten für eine 
Überwindung des Kapitalismus entsteht nicht nur aus 
einer anderen Analyse des Materials. Im Gegenteil 
scheint es, dass die Abweichungen in der Beurteilung der 
kapitalistischen Formen sich aus einem grundsätzlich ver- 
schobenen Blickwinkel ergeben. Statt den Standpunkt ei- 
nes historischen Subjekts einzunehmen und anschließend 
proletarisch-kommunistisch über die bestehende Gesell- 
schaft zu urteilen, schlägt er eine andere Fundierung und 
Motivation der Kritik vor. »Der Übergang von einem 
überhistorischen zu einem historischen Ausgangspunkt 
hat zur Folge, dass nicht nur die Kategorien, sondern 
selbst die Form der Theorie historisch speziell sind. Wird 
Marx’ Annahme zugestimmt, dass das Denken gesell- 
schaftlich geprägt ist, dann beinhaltet seine Hinwendung 
zur Analyse der historischen Spezifik der Kategorien der 
kapitalistischen Gesellschaft (seinem eigenen gesellschaft- 
lichen Kontext) eine Hinwendung zu einem Begriff der 
historischen Spezifik seiner eigenen Theorie. [...] Deshalb 
fühlte sich Marx gezwungen, seine kritische Darstellung 
der kapitalistischen Gesellschaft auf eine konsequent im- 
manente Weise zu konstruieren, diese Gesellschaft in ih- 
ren eigenen Ausdrücken so analysierend wie sie war. Der 
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immanent; sie beruht auf dem widersprüchlichen 
Charakter der kapitalistischen Gesellschaft, der die 
Möglichkeit ihrer geschichtlichen Überwindung an- 
zeigt.« (Postone, 140) 

Mit diesem Ansatz verlässt Postone den Standpunkt, 
den marxistische Argumentationen in ihrer Auseinander- 
setzung mit »postmoderner« Kritik häufig einnehmen. 
Für die Kritik der gegenwärtigen Gesellschaft bedarf es 
keines Punktes, von dessen Höhe aus das Ganze in sein- 
er Objektivität zu erfassen ist. Statt dessen sind auch die 
Kategorien von Subjektivität und Objektivität als sozial 
konstituiert zu erfassen. Die Alternative besteht folglich 
in einer Kritik, die ihre Sicherheit nicht aus einer höheren 
vorgefertigten Berechtigung zieht, sondern aus der Aus- 
einandersetzung mit den sozialen Verhältnissen selbst. 
Dem Marxismus eröffnet Postone damit die Möglichkeit, - 
die Kritik an Subjektkonstitution und Naturalisierungen 
nicht länger aus sich ausschließen zu müssen. Dabei gibt 
er jedoch den kritischen Anspruch und die Perspektive 
einer gesellschaftlichen Umwälzung nicht auf. Auch 
wenn seine eigene Vorstellung von diesem Prozess sehr 
vage bleibt - Verweise auf neue soziale Bewegungen und 
ökologische Probleme wirken eher hilflos altbacken -, er- 
öffnen ihm die Kategorien der Entfremdung und des mit 
ihr einhergehenden Widerspruchs Räume für ein Agieren 
innerhalb der gesellschaftlichen Totalität, die deren Über- 
windung nicht nur erstrebenswert, sondern auch möglich 
erscheinen lassen. 

Hoffen wir, dass der Marxismus auch bei ga ira soviel 
Sinn für die real existierenden gesellschaftlichen Verhält- 
nisse am Leben ließ, dass ihr euch statt der National- 
schriftsteller Walser, Grass & Co. »Zeit, Arbeit und ge- 
sellschaftliche Herrschaft« zu Weihnachten auf den 
Gabentisch legen lassen könnt. 
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Stalingrad 


- DER SUBJEKTIVE FAKTOR - 


m Folgenden wollen wir anlässlich des Jubiläums - 

die Wahl dieses Wortes in diesem Kontext ist nicht 

arbiträr - der nachhaltigen Abwehr der »Wehr- 
macht« und somit der einsetzenden Vereitelung des deut- 
schen Projektes durch die Rote Armee vor sechzig Jahren 
- zum Teil mit Widerwillen - ein Paar Gedankenfetzen an 
den geistig-moralischen Zustand der Besiegten und ihrer 
Nachkommen, und an die Auswirkungen der Schmach 
bzw. des glorreichen Sieges von Stalingrad auf die Nach- 
kriegsgesellschaften - sowohl bei den Siegern und ihren 
Sympathisanten als auch bei den Besiegten und ihrer 
VolksgenossInnen an der Heimatfront - verschwenden. 

Diese - das Psychologische in den Vordergrund rück- 
ende - Form des Gedenkens will zumindest ein unmiss- 
verständlicher Ausdruck der Verachtung der vor allem in 
Deutschland favorisierten Art und Weise sein, Stalingrad 
als ein auf die fatalen und groben Fehler der deutschen 
Kriegsführung zurückzuführendes Desaster zu verstehen 
und darzustellen, und dies ohne dabei die geringsten 
Sanktionen befürchten zu müssen. Nicht einmal das un- 
ter Umständen amüsante Risiko muss in Kauf genom- 
men werden, sich dabei den Ruf ein klein wenig zu rui- 
nieren. 

Die inzwischen zum festen Inventar jeglicher sowohl 
populären als auch wissenschaftlichen Rede über Stalin- 
grad gehörenden Topoi - wie »die Fehleinschätzung der 
Lage durch die Führung«, »die durch die Landung der 
Alliierten in Marokko und Algerien erzwungene Umlen- 
kung der in Stalingrad benötigten Reserven nach Afrika«, 
»die feindliche Haltung des sowjetischen Winters den 
Deutschen gegenüber«, »Hitlers Ausbruchsverbot an Pau- 
lus«, »die ungenügende und letztlich gänzlich ausgeblie- 
bene Luftversorgung« usw. - bedürfen hinsichtlich der 
tiefenstrukturellen Intentionen dieser Argumentations- 
motorik in der Tat keines Kommentars. 

Gleichwohl ist wohl in diesem Land der pleonastische 
Hinweis darauf alles andere als unangebracht, dass jede 
weitere, noch so kritische und wissenschaftlich durch- 
dachte, objektive historisch- militärstrategische Analyse 
dessen, was sich zwischen dem 19. November 1942 und 
2. Februar 1943 in und um die Stadt Stalingrad ereigne- 
te, nicht nur dem Gedächtnis an Stalingrad absolut un- 
angemessen, sondern auch im günstigsten Falle dessen 
verdächtig ist, in der durch Stalingrad herbeigeführten 
Wende nicht den beispiellosen, jahrzehntelang lebensför- 
dernd nachwirkenden Segen erkannt zu haben. 

Erkannt und herbeigesehnt wurde dieser Segen jeden- 
falls von unzähligen Menschen außerhalb des deutschen 
Kernlands. »Wir haben jede Nacht Radio-Moskau gehört 
und den Verlauf der Belagerung äußerst gespannt ver- 


folgt. Denn wir wussten, dass, wenn auch diese Stadt fall- 
en würde, alles vorbei wäre. Eine Befreiung wäre in ferne 
Zukunft gerückt«, so ein Antifaschist aus einem besetzten 
Land, der den Krieg überstanden hat. So oder ähnlich 
dachten und hofften Millionen von Menschen in den 
von Deutschen besetzten Gebieten in ganz Europa. Sie 
wussten es: Das Ergebnis dieses Kriegsgeschehens würde 
entscheidenden Einfluss auf den weiteren Kriegsverlauf 
bedeuten. 

Und so war es auch. Die Siegesnachricht breitete sich 
in den besetzten Gebieten, bei den Partisanen und in den 
Konzentrations- und Vernichtungslagern wie ein Lauf- 
feuer aus. Sie hob die Moral bei dem bewaffneten Wider- 
stand, gab ihm einen sprunghaften Impuls, motivierte 
ihn und erhöhte seinen Impetus gewaltig. Die offiziellen 
zensierten Nachrichten in den besetzten Gebieten berich- 
teten von einem radikalen Anstieg von Angriffen durch 
Partisaneneinheiten auf die Wehrmacht und ihre Kol- 
laborateure. Die Wende zu Befreiung war somit einge- 
leitet. Stalingrad stellt heute für die Bevölkerung der von 
den Deutschen besetzten Länder sowohl faktisch als auch 
symbolisch den Sieg gegen den Nationalsozialismus dar, 
das heißt die Eindämmung und anschließende Still- 
legung - weitgehend zumindest - der großdeutschen 
Tötungsindustrie. 

Und die Besiegten? Die Wehrmachtsgefallenen und 
ihre Angehörigen? Die hinterlassenen Witwen und Wai- 
senkinder im Reich? Die hunderttausenden gefangenen 
deutschen Soldaten und ihr Anhang in der Heimat? 
»Deutsche in den Händen der Russen!« Der Alptraum 
jeder anständigen Volksgenossin und Volksgenossen war 
zu bitterer Realität geworden: Trümmer aufräumen und 
dabei an den Mann/Vater/Bruder/Onkel denken, der in 
irgendeinem russischen Erziehungslager zur Raison ge- 
bracht werden sollte. Damit er emphatisch und effektiv 
dazu veranlasst wurde, zuchtvolle Abstinenz zu üben, 
sollte ihm nämlich eingetrichtert werden, dass das Mor- 
den ein unrentables, jedenfalls aber ein höchst riskantes 
Vergnügen ist, dass ihn diese Passion sogar das Leben kos- 
ten könnte; und diese pädagogische Anstrengung der Sie- 
ger musste einige Jahre dauern, bis einigermaßen sichere 
Zeichen einer Entsagung erkennbar wurden! 

Nicht nur sorgte dieser Umstand für eine Bereiche- 
rung der deutschen Schluchzliteratur, sondern auch und 
vor allem drückte er sich tief und entscheidend in den 
Seelenhaushalt der deutschen Bevölkerung ab. Die Bil- 
der der kilometerlangen Gefangenenkolonnen, die Prä- 
senz der Russen - aber auch der Amis, der Engländer und 
Franzosen - in den deutschen Städten, die Gräuelmär- 


chen der aus der Gefangenschaft Zurückgekehrten knick- 
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ten - zumindest einige Jahrzehnte lang - die Herrenmen- 
schen zu niedergeschmetterten »armen Würstchen«, die 
je nach geographischer Lage und den jeweils waltenden 
Konjunkturparametern zu feurigen Sozialisten (Ost-Zo- 
ne) oder zu American-way-of-life-Fans wurden, nicht 
weil sie irgendetwas aufrichtig bereut haben, nicht weil 
sie ihre Mordtaten als solche eingestanden haben, son- 
dern einzig und allein, weil sie besiegt, entwaffnet, zu Ka- 
pitulation gezwungen und besetzt wurden. 

Daher ist der Versuch zwecklos, den Deutschen mit 
Auschwitz beizukommen. Es hat deswegen wenig Sinn, sie 
mit ihren Vernichtungstaten und -drang zu konfrontie- 
ren. Es ist deswegen aussichtslos, sie zu Frieden, Nächs- 
tenliebe und zu sonstigen das Appetenzverhalten bän- 
digenden und ersetzenden Verhaltensformen umzuerzie- 
hen. 

Das einzige, was wirkt, ist, sie an Stalingrad, an die 
Stadt, die den deutschen Siegeswillen symbolisieren soll- 
te, zu erinnern (und ab und zu an Dresden, je nach Ge- 
gend). Das einzig Probate ist, sie nach der russischen Ge- 
fangenschaft ihrer Vorfahren zu fragen - als Androhungs- 
vorstufe, als Erinnerungszwang, als Ausdruck der Genug- 
tuung. Genau dies hat sie über 50 Jahre lang in Schach 
gehalten. So und nur so plapperten sie immer wieder und 
zu jedem Anlass nach, so was wie »Krieg ist was schlim- 


ger könnte sich demnach von Rechtspopulisten mobil- 
isieren lassen. Über die Hälfte der 3.000 Befragten der 
Langzeitstudie seien der Ansicht, dass viele Juden ver- 
suchen würden, aus dem Holocaust Vorteile zu ziehen 
und die Deutschen für die Vergangenheit zahlen ließen. 
Gar 71 Prozent meinten demnach, Moslems sollten in 
Deutschland nicht nach ihren Glaubensgrundsätzen 
leben. 16 Prozent meinten, die Weißen seien zu Recht 
führend in dieser Welt« (aus der Frankfurter Rundschau, 
7. November 2002). 

Gewiss, die freiwilligen Dichter, Gelehrten, Historiker 
usw. werden anlässlich des 60-jährigen Jubiläums allerlei 
seltsame und weniger seltsame Texte verfassen. Es gibt 
nämlich für die deutsche Volksseele zur Verbreitung je- 
den erdenklichen Mists keine bessere Motivation, keinen 
besseren Anstoß, als wenn sie sich in der Opferrolle sieht. 
Die alljährlich - neuerdings aber leider immer gedämpfter 
- wiederkehrenden Elegien, die das dem Deutschen in 
Stalingrad und als Stalingrad widerfahrene Unheil bewei- 
nen, zeugen von dem leidvollen und berechtigten Groll 
eines sich ungerecht behandelt Dünkenden, eines an der 
Vollendung seines Lebenswerks Gehinderten. 

Wir sollten dies getrost und freudig über uns ergehen 
lassen. Wir sollten sogar dafür Sorge tragen, dass es so 
bleibt. Wir sollten die Deutschen darin bestärken, sich als 


»DIE DEUTSCHEN GEHEN IMMER RABIATER MITEINANDER UM, INS- 
BESONDERE MIT MINDERHEITEN UND SOZIAL SCHWÄCHEREN.« 


mes«, »die Schuld der Nazis«, die »uns in die Katastrophe 
geführt haben«, »die Lehren aus der Geschichte«, »das 
habe ich nicht gewusst« usw. 

Wenn heute die »Volksbewegung zur Erhaltung der 
deutschen Friedenszustände« - kurz: Friedensbewegung - 
angesichts des drohenden Angriffs auf Irak »Nie wieder 
Krieg« schreit, so steckt dahinter neben den durch die 
offiziöse Haltung Iraks gegenüber Israel herbeigerufenen 
antörnenden Konnotationen die benigne Komponente 
Stalingrad. Wenn heute die Sachsen das herzzerreißende, 
zugleich aber heldenhaft aufopferungsvolle Betteln wegen 
der - nach der Sintflut - größten Flutkatastrophe aller 
Zeiten so organisieren zu müssen glauben, wie es gelau- 
fen ist, d.h., nicht umhin können, Spenden mit eisernem 
Willen und militärischem Drill zu sammeln, dann speist 
sich dieser Drang nach »Winterhilfsdienst« aus den Bil- 
dern der Niederlage zu Stalingrad. 

Nach der Wiedervereinigung allerdings und mit dem 
immer größer werdenden zeitlichen Abstand zu Stalin- 
grad verblassen leider diese Erinnerungen, die sich jahr- 
zehntelang hervorragend dafür eigneten, das deutsche Be- 
treiben effizient zuhemmen. Die Folgen dieser Amnesie 
hören sich dann beispielsweise so an: 

»Die Deutschen gehen immer rabiater miteinander 
um, insbesondere mit Minderheiten und sozial Schwä- 
cheren. Dies ergab eine neue Studie über den Seelenzu- 
stand der Bundesbürger. Demnach sind die Deutschen 
gestresst, suchen sozialen Halt und blicken auf andere he- 
rab, zitiert die Hamburger Wochenzeitung Die Zeit aus 
der Untersuchung des Bielefelder Instituts für Konflikt- 
und Gewaltforschung. Nahezu jeder fünfte Bundesbür- 


Opfer zu fühlen, Opfer einer Konspiration, zum x-ten 
Mal hinterrücks erdolcht usw. Eine Entgegnung auf 
diesen Gefühlskomplex mit ominösen Gegenargumenta- 
tionen - wie z.B. dem im Zusammenhang mit den alliier- 
ten Bomben auf Dresden gebrauchten Slogan »Deutsche 
Täter sind keine Opfer« - wäre nicht nur peinlich, son- 
dern es bärge auch die Gefahr in sich, dass die Deutschen 
dies ernst nahmen. Die Bereitschaft dazu, so etwas ernst 
zu nehmen und anzufangen, sich nicht mehr als Opfer zu 
sehen, baut sich seit spätestens der Wiedervereinigung ra- 
sant und tatkräftig auf. Außerdem impliziert eine solche 
Gegenargumentation ein aus unserer Sicht äußerst dubi- 
oses Bedürfnis, die Bombardierung begründen und 
rechtfertigen zu müssen. Lassen wir die Grass’ und die 
Walsers, die nie-wieder-Krieg-Linken und die nie-wieder- 
Sibirien-Rechten ihr Zeugs auf den Markt bringen. 
Anlässlich dieses Jubiläums sollten wir lieber unsere 
ganze Freude, unsere geballte Nostalgie nach den alten 
Bildern (s.o.), insbesondere aus der Abschlussphase von 
Stalingrad, zum Ausdruck bringen. Wir sollten unserer 
Kreativität und Phantasie freien Lauf lassen, indem wir 
uns die wichtigste aller Fragen bezüglich der Abwehr des 
deutschen Betreibens heute stellen: Wie kann man dafür 
sorgen, dass immer und immer wieder alltägliche Stalin- 
grad-Effekte produziert werden, die denen, die uns ge- 
genüber stehen, das Verlierergefühl wiedergeben, den Be- 
siegtenstatus wieder vermitteln. 


Cafe Morgenland, 11.November 2002 


Stalingrad - Deutsche verdauen eine 


Schlacht 


»Kehre morgen früh nach Stalingrad zurück und führe eine 
Inspektion durch, ob die Truppen und Kommandostellen 
zum Losschlagen bereit sind«. 


J.W. Stalin am 13. November 1942 zu General Schukow 


»Jetzt herrscht in Stalingrad die Stille der Etappe. Die Front 
wurde Hunderte von Kilometern nach Westen verlegt«. 


I. M. Keberow am 12. Februar 1943 an seine Frau 


»Dann haben wir den Kessel rekonstruiert. Und nach der 
vierten Flasche frag ich ihn: Kannst Du noch robben, Willi, 
altes Schwein. Und was soll ich dir sagen, du glaubst es 
nicht: Der konnte noch. So gut war meine Schule.« 


Heiner Müller 


ihrer Niederlage in Stalingrad zu machen. Meistens 

gelang es ihnen. Nachdem die bisherigen Ansätze, 
Stalingrad nutzbar zu machen in den erinnerungspolitis- 
chen Auseinandersetzungen der Berliner Republik dys- 
funktional geworden sind, ist die Konstellation eingetre- 
ten, dass das große 60. Kesseljubiläum da ist, zwar Kon- 
sens über das was des Gedenkens besteht (deutsche Op- 
fer), nicht aber darüber, wie das getan werden kann. Die 
Erinnerungsoffensive von Deutschlandfunk und Hans- 
Dietrich Genscher, Stalingrad zum »Sechzigsten« über 
deutsche Feldpost zu thematisieren, war nur ein beding- 
ter Erfolg. Zwar freute man sich über ein »überwältigen- 
des Echo« (Deutschlandfunk), was die Zusendung von 
Feldpostbriefen und Stalingrad-Memoiren betraf, der kal- 
kulierte gesellschaftliche Hype auf diese Steilvorlage blieb 
bisher verhalten. 

Absehbar ist aber trotzdem, dass nun Gedenk-Kon- 
zepte, die im Kontext der Erinnerung an die Opfer der 
Shoah entstanden sind, auf das Opferpanorama’ von Sta- 
lingrad angewendet werden: auf die verratenen Deutschen, 
die armen Jungs und Männer, die missbrauchten und ver- 
heizten Deutschen, die frierenden Deutschen, hungern- 
den Deutschen, fast wehrlose Deutsche, Deutsche in 


Unterzahl. 


D ie Deutschen haben immer versucht, das Beste aus 


The way they walk 


Die »historische Mission« (Oberkommando der Wehr- 
macht/OKW) der 6. Armee, der späteren armen Würste 
aus dem Kessel von Stalingrad, war der Feldzug gegen 


»Bolschewismus und Judentum«, vor allem im frisch ero- 
berten Hinterland. Zu Beginn des »Unternehmens Bar- 
barossa« standen Gerichtsbarkeitserlass und Kommissar- 
befehl: sofort zu töten waren alle politische Kommissare 
und Partisanen. Dazu kamen kurze Zeit später »bolsche- 
wistische Hetzer, Freischärler, Saboteure, Juden«. Ver- 
dichtet waren die Bedrohungsszenarien, die das OKW 
entwarf, im heimtückischen »asiatischen Soldaten«. 

Von Anfang an wurde mit den Sonderkommandos 
von SD und SS, die im Aktionsradius der 6. Armee mor- 
deten, bei der »Behandlung« der jeweiligen »Feinde« eng 
zusammengearbeitet. Dabei waren vor allem »in mit Ju- 
den besiedelten Ortschaften« alle verdächtig: Menschen 
in Zivilkleidung, Frauen aktiver Soldaten, Menschen mit 
kurzen Haaren, Alte, bieder oder seriös Wirkende. Seit 
Ende Juni 1941 machte die 6. Armee keine Gefangenen 
mehr. Im Juli 1941 befahl das Armeeoberkommando 
(AOK) 6 die »Durchführung von Kollektivmaßnahmen«. 
Morde ohne Befehl wurden »toleriert«, anfangs bestand 
die Einschränkung, »dies nicht auf der öffentlichen Stra- 
ße zu machen«. Das Sonderkommando (SK) 4a lobte 
mehrfach die Zusammenarbeit und die »tatkräftige Un- 
terstützung« durch die 6. Armee. Nach dem Massenmord 
von Shitomir freute sich die Einsatzgruppe C über »ihre« 
6. Armee: »Das Verhältnis zur Wehrmacht ist nach wie 
vor ohne jede Trübung, vor allem zeigt sich in Wehr- 
machtskreisen ein ständig wachsendes Interesse für die 
Aufgaben und Belange sicherheitspolizeilicher Arbeit«. 

Die relativ kleinen Einheiten der Sonderkommandos 
waren auf diese »Unterstützung« angewiesen. Die umfas- 
sende Ermordung aller Juden war Programm der 6. Ar- 
mee: »Jeder Jude, den wir erwischten, wurde sofort er- 
schossen«, schrieb »Euer Sohn Franzl« seinen Eltern über 
das, was seiner Meinung nach mit »Partisanen« zu tun ist. 
Den Rest deportierte man in die Lager. Die »Opfer von 
Stalingrad« waren mit von der Partie in Kiew, in Babi Yar, 
in Charkow. Die Hungerleider aus dem Kessel fraßen auf 
ihrem Weg dorthin gezielt Hunderttausende Sowjets in 
den Hungertod. Es galt, so fasste das ADK 6 das Tun 
ihrer Soldaten programmatisch zusammen, »das deutsche 
Volk von der asiatisch-jüdischen Gefahr« zu befreien. 


»Mythos Stalingrad« - Spartaner, Nibelungen, Nazis 


Der Mythos und die Elemente mythischen Denkens sind 
für Georg Lukäcs Ausdruck der bürgerlichen Gesellschaft 
und ergeben sich aus den Erklärungsdefiziten, die die 
bürgerliche Klassenlage mit sich bringt. Für den faschis- 
tischen Mythos aber spezifiziert Lukäcs: »Es ist jedoch ein 
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quantitativer Unterscheid, der ins Qualitative umschlägt, 
ob diese mythologischen Erklärungen, das Ersetzen der 
wirklichen Ursachen durch unklare Worte, ein Notbehelf 
oder eine bewusste Absicht sind«. Der Mythos ist für 
Georg Lukäcs konstitutiv bei der Genese und Reproduk- 
tion der faschistischen Ideologie. Die Anfälligkeit für 
Mythen ergibt sich nach Lukäcs aus spezifischer Klassen- 
lage und Krise. So sei gerade der enge Konnex von Klein- 
bürgertum und Nationalsozialismus über Mythen ge- 
schaffen und stabilisiert worden. Die Vergesellschaftung 
im Nationalsozialismus suspendierte Klasseninteressen 
zugunsten der Volksgemeinschaft. Und die hatte nach 
Stalingrad ein Problem, steckte in der Krise. Die Wir- 
kungsgewalt der Nazi-Mythen ergab sich aus der Legie- 
rung von Mythos und Propaganda auf der einen Seite, 
und den grunddummen Deutungserwartungen und 
Verdrängungsbedürfnissen der Volksgemeinschaft auf der 
anderen Seite. Da »Stalingrad« ein großes Problem war, 
versuchten die Nazis es gleich durch zwei Mythenkom- 
plexe zu umstellen: Mit der Schlacht bei den Thermo- 
phylen und dem letzten Kampf der Nibelungen. Im er- 
sten Fall wurde Leonidas mit 300 Spartanern von der 
persischen Armee auf dem Weg nach Athen aufgerieben. 
Auf diesen Mythos rekurrierte der gerne antikisierende 
Göring im Völkischen Beobachter. Im zweiten Fall bezog 
man sich (allen voran Rosenberg und Göring) auf die Ni- 
belungen: »Wie die [...] Burgunder in der fremden 
Königshalle sich bis zum letzten gegen die Hunnen wehr- 
ten, so stand die 6. Armee in Stalingrad vor den anstür- 
menden Millionenhaufen des Bolschewismus«. 

Der nicht unerhebliche Schiefhang der mythologis- 
chen Verweise störte die Deutschen nicht. Sie hatten eine 
(heimliche) Affinität entwickelt zu allem was hinkte: 
Vergleiche, Regierungssprecher, Frontheimkehrer und die 
Figuren aus dem Fundus ihrer Propaganda-Freakshow. 
Die Ahistorizität in der Auswahl ist dabei durchaus nicht 
zufällig: Rosenberg versuchte im Wesensgefüge des Na- 
tionalsozialismus deutlich zu machen, dass es nicht da- 
rauf ankäme, geschichtlichen Entwicklungen interpreta- 
torisch gerecht zu werden, sondern um die Kontinuität 
des Deutschen: »Wichtig ist [... ], daß dieses Blut über- 
haupt noch vorhanden ist, daß der alte Blutwille noch 
lebt«.- Für Rosenberg kämpft das »mythische Prinzip« für 
die bedrohten »letzten germanischen-abendländischen 
Werte der Gesittung und Staatenzucht«. 

Der Völkische Beobachter titelte zur Niederlage: »Sie 
starben damit Deutschland lebe«. Der Stalingrad-Diskurs 
nationalsozialistischer Prägung hat die Funktion einer 
(Selbst-) Disziplinierung in >»härter werdenden Zeiten« und 
der Mobilisierung für den totalen Krieg. Die doppelte Se- 
mantik des Schlüsselwortes »Stalingrad« beinhaltete die 
Befehle »Platz!« und »Fass!«. 


»Tragödie Stalingrad« - Die Nachkriegsdeutschen men- 
scheln 


Die mythologische Deutung hatte sich mit dem Ende des 
Nationalsozialismus als unbrauchbar erwiesen. Das Sys- 
tem, dem der »heldenhafte Opfertod« zugeeignet war, war 
den Alliierten glanzlos unterlegen. Der totale Krieg hatte 
sich nicht im erwarteten Umfang gelohnt. »Stalingrad« 
nicht als Ort deutscher Verbrechen wahrzunehmen - in 
den Nürnberger Prozessen wurden der Massenmord, die 


Massaker, die Folterungen an allem was nicht Deutsch, 
Achse oder »Hilfswilliger« war, explizit als Punkt drei der 
Anklageschrift thematisiert - darüber bestand aber von 
Anfang an Konsens. Statt dessen wurde Stalingrad als 
Tragödie interpretiert, als ungelöst bleibender tragischer 
Konflikt, vor allem bezüglich von Wertvorstellungen und 
dem Unterliegen in einer auswegslosen Situation. 

In der DDR wurde dieses Modell mit einem Happy 
End überformt und insgesamt funktionalistischer ge- 
dacht. Stalingrad war in den Kernbestand der nationalen 
Identität eingelassen, als Gegenfolie zum neuen besseren 
Deutschland. So wurden die Stationen Stalingrad, sowje- 
tische Gefangenschaft und das »Neue Deutschland« line- 
arisiert. Den analytischen Rahmen bot die Imperialis- 
mustheorie: Der faschistisch-monopolkapitalistische 
Imperialismus hatte seinen Bezwinger in der Roten 
Armee gefunden. Den Deutschen kam als Kollektiv dabei 
die Rolle der Verführten und Missbrauchten zu, die nun 
aber befreit zum Aufbauwerk und zur Verteidigung des 
besseren Deutschland schreiten könnten. 

In der Bundesrepublik fiel es schwerer in Stalingrad 
einen Sinn zu finden. Die Veteranenverbände und andere 
Nazis hielten am Mythos Stalingrad fest, konnten und 
können sich damit aber immer nur sporadisch durchset- 
zen. Vielmehr wurde schnell Einigkeit darüber erzielt, 
dass Stalingrad eigentlich überflüssig oder vermeidbar ge- 
wesen wäre, indem man - also Deutschland - die Stadt im 
Juli 1942 eingenommen hätte oder indem »man« Ende 
November oder spätestens im Dezember 1942 aus dem 
Kessel ausgebrochen wäre. Der Sieg der Roten Armee be- 
kommt in den frühen literarischen Darstellungen und 
»Tatsachenberichten« etwas auffällig Zufälliges, zustande 
gekommen nur unter Ausnutzung von (vermeidbaren) 
Fehlern. Der große tragische Held ist Paulus, hin und her 
gerissen zwischen »Gewissen und Gehorsam«; so wollten 
die Deutschen ihr Verhältnis zum Nationalsozialismus 
verstanden wissen. Wahrscheinlich hätte man ihm auch 
verziehen, wenn man gewusst hätte, dass seine »Kapitula- 
tion« darin bestand, dass ein Offizier der Roten Armee 
den seit Tagen paralysierten, unrasierten und primär auf 
das Ende seiner Diarrhöe fixierten Generalmajor infor- 
mierte, dass es das ja nun wohl gewesen sei. Auch der ehe- 
malige Führer der Deutschen wurde in einem milden 
Licht gesehen. Man entdeckte gar seine menschliche 
Seite, hatten doch alle ein paar Fehler gemacht. Stalin- 
grad, symbolischer Ort kollektiven Leides, konnte zum 
Feld der inneren Versöhnung werden, nur gestört durch 
die lästige Intervention der »Siegerjustiz«. Der Zusam- 
menhalt der Volksgemeinschaft wurde transformiert zum 
nationalen Betriebsfrieden des Wirtschaftswunderlandes 
in Zeiten des Kalten Krieges. 


Erinnerungsort Stalingrad - Planierung der Geschichte 
im kollektiven Gedächtnis der Berliner Republik 


Nach der Stalingradkommemorativen Flaute der 70er 
und 80er Jahre, bedingt durch weltweite Thematisierung 
der deutschen Taten, näherten sich die Deutschen in den 
90er Jahren Stalingrad wieder an. Die diskursive Wieder- 
aneignung der Schlacht wurde zunächst erschwert durch 
die Thematisierung der Wehrmachtsverbrechen, bis zu 
dem Zeitpunkt, an dem die kathartische Wirkung vor 
allem der überarbeiteten »Wehrmachtsausstellung« be- 
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gann: Die Anklagen der Ausstellung waren verhaltener, 
der Relativismus größer, der totalitarismustheoretische 
Anspruch deutlicher. Die Ausstellung war in der Lage 
zwischen den Tätern und ihren Nachfahren intergenera- 
tionell zu vermitteln. Für die dritte Phase der aneignen- 
den Verwertung der Schlacht werden die Konzepte des 
kollektiven Gedächtnisses, der Erinnerungsorte, der Zeit- 
zeugenschaft und der (sozialen) Traumata in Stellung 
gebracht. 

Nach Maurice Halbwachs rekonstruieren Gruppen 
die Vergangenheit und konstituieren dabei Erinnerung 
aus dem sich wiederum gesellschaftliches Bewusstsein er- 
gibt. Die Interpretation der Vergangenheit ist dabei maß- 
geblich von den Bedürfnissen der Gegenwart bestimmt. 
An den dekonstruktivistischen Potenzialen dieses ab den 
1920er Jahren entwickelten Ansatzes war der deutsche er- 
innerungspolitische Diskurs nicht interessiert. Attraktiv 
war das Modell vor allem deshalb, weil man es einerseits 
überdehnen und kollektives Gedächtnis als Platzhalter 
für nationales Gedächtnis verwenden konnte, anderer- 
seits das Modell so »weich« und harmonisch ist, dass man 
meinte den Nationalsozialismus und die Shoah darin sor- 
glos versenken zu können. Zudem erkannten die Deut- 
schen sehr viel genauer als Halbwachs die Möglichkeiten 
der Identitätsstiftung, die seinem Modell immanent sind. 
Maurice Halbwachs wurde in Buchenwald erschlagen. 
Der doppelte Hohn dabei ist, dass das Halbwachs-Mo- 
dell, das sich die Deutschen seit den neunziger Jahren an- 
eignen, in seiner universellen Gutherzigkeit mit der Er- 
fahrung der Shoah vermutlich so nie entstanden wäre. 
Eine adäquate Revision des Modells des kollektiven Ge- 
dächtnisse lieferte Derrida mit Mal dearchive, als eine Art 
soziales durchmachtetes Gedächtnis voller Pathologien. 

Im Falle Stalingrad bedeutet die implizite Bezug- 
nahme auf das kollektive Gedächtnis unter anderem die 
Rückkehr des »Mythos Stalingrad«. Gelabelt als Zeitzeu- 
genschaft durften sich Täter der 6. Armee ausbreiten. 
Vergessen war alle Skepsis gegenüber präsentistischen 
Darstellungen, Verdrehung und Verschweigen der Taten 
durch die Täter. Was in der internationalen Historiogra- 
phie als Oral History mit stark sozialkritischen Impetus 
begann, als eine Geschichte von unten, als eine Geschich- 
te der Marginalisierten, bedeutete im deutschen Stalin- 
grad-Diskurs die Rückkehr der Wehrmachtsopas und Sol- 
datenfrauen und deren Narrativen vom »kleinen Mann 
im Kessel an der Front«. Die selbstgefälligen Aufbereitun- 
gen der eigenen Biographie wurde als Authentizität ver- 
standen, die dabei notwendigen Lügen und Verharmlo- 
sungen einfach geglaubt oder als Recht auf eine subjek- 
tive Deutung« verteidigt. So im »Brennspiegel Stalingrad« 
bei historiker.de, einer Seite für Historiker und historisch 
interessierte Laien. Dass das Internet zur Erinnerungs- 
plattform für das »kollektive Gedächtnis< der Deutschen 
werden könnte, erhofft sich auch das Deutsche Historische 
Museum Berlin mit einem entsprechenden Online-Pro- 
jekt zu allen Fragen deutschen Opfertums. Bei der Deu- 
tung des Nationalsozialismus durch das Täterkollektiv 
sind jetzt alle aufgefordert, es öffentlich zu tun. Maurice 
Halbwachs hat kollektives Gedächtnis und Historio- 
graphie analytisch zu trennen versucht. Peter Novick hat 
in »After the Holocaust« darauf verwiesen, dass diese bei- 
den Arten, Vergangenheit zu konstituieren in offenem 
Widerspruch zueinander stehen können. Die neueren 


Ansätze von Kulturgeschichtsschreibung und massenme- 
dialer Vermittlung (letzteres unter Leitung der gedächt- 
nispolitischen Frontsau Guido Knopp) unter dem Para- 
digma des kollektiven Gedächtnisses versuchen hier, mit- 
tels Ausschlachtung und Umkehrung von erinnerungs- 
theoretischen Diskursen von Überlebenden der Shoah, 
diese Widersprüche einzuebnen. Euphemistisch wurde 
dies dann als Diversifikation der Erinnerung bezeichnet. 
Eine hervorragende Analyse der feindlichen Übernahme 
der Ergebnisse und Methodiken von Oral History und 
Traumaforschung, die im Rahmen der Holocaust Studies 
erbracht wurden, durch die deutsche Zeitzeugenfor- 
schung lieferte Günther Jacob 1999 mit seiner Serie Stille 
Post in konkret. Die Konstruktion des »allgemeinen 
Leids< stellt die akademisch geerdeten Form des Revisio- 
nismus dar. 

Kollektives Gedächtnis verdichtet sich nach Pierre 
Nora in lieux de memoire. Das Konzept von Nora, nach 
dem diese Orte durch eine im weitesten Sinne materielle 
Strukturiertheit, eine symbolische Aufladung und eine 
gewisse Funktionalität charakterisiert sind, wurde in 
Deutschland begeistert aufgenommen. Schnell waren drei 
Bände gefüllt mit »Deutschen Erinnerungsorten«. Jo- 
achim Fest durfte in »Führerbunker« an den Arbeitsplatz 
seines Lieblingspolitikers und irgendwo zwischen Ober- 
ammergau, deutschem Schlager, Faust und Stalingrad 
wurde dann auch Auschwitz einsortiert. 

Wer Stalingrad als ein »Symbol für die Sinnlosigkeit 
des Krieges überhaupt« (Deutschlandfunk) interpretiert, 
missachtet, welche Rolle die Schlacht für die Beendigung 
der »historischen Mission< der Deutschen, die Befreiung 
der Konzentrations- und Vernichtungslager, die Verhin- 
derung des »Generalplan Ost« und die Mobilisierung der 
Alliierten, der Unterdrückten und der Gegner des Natio- 
nalsozialismus spielte. Wer von einer »sinnlosen Schlacht« 
spricht, verschweigt, wie gerne die Deutschen ihre Armee 
gesehen hätten, über den Slawen auf den Juden, siegreich 
am Strand der Wolga, an den Ölreservoirs der Region 
und in ihren Kornfeldern. »Stalingrad lag, militärstrate- 


gisch gesehen, auf dem Wege dahin« (Pätzold). 
Epilog: Sechs sells 


Im Frühjahr 1945 fand sich ein Teil der NS-Elite aus 
Partei, SS und Wehrmacht mit ihren Getreuen in Tirol 
ein. Offiziell wollte man hier die Alpenfestung ausbauen 
und verteidigen. Halboffiziell wurde mit den Westalliier- 
ten erfolglos über einen Separatfrieden verhandelt, der es 
ermöglicht hätte, wieder gen Osten und gegen den Bol- 
schewismus zu ziehen. Inoffiziell schließlich kümmerte 
man sich um seine Interessen, indem man Fluchtrouten 
spurte und Raubgut vergrub, und um die Interessen 
Deutschlands, während man ökonomisches Kapital und 
Humankapital in Sicherheit brachte. Es war also genau 
der richtige Ort, um die »Kriegskasse« der 6. Armee in 
Empfang zu nehmen: Diese rollte in Form schwer bela- 
dener LKWs, gefüllt mit Raubgütern aus dem Krieg ge- 
gen »Judentum und Bolschewismus« in der Alpenfestung 
ein. 

Der eigentliche »Gewinn« für die Deutschen bestand 
in ihren faktischen Eliminationserfolgen und der Ein- 
heits- und Sinnstiftung, die aus Stalingrad durch die Jah- 


re hinweg gewonnen werden konnte. Wenn die Deut- » 


Proletarische Ungleichzeitigkeiten 


INTERVIEW MIT ANDREI S. MARKOVITS 


die amerikanische Mittel- und Arbeiterklasse - 
ungleich derer in Europa - andere Sportarten 
noch vor dem Fußball bzw. zeitgleich mit ihm entwi- 
ckelte und somit die zumindest in Europa typischen 
Träger besagter Sportkultur wegbrechen. Diesen und 
andere kulturhistorische Gründe führt Andy Markovits 
in seinem zusammen mit Steven L. Hellermann ge- 
schriebenen und vor kurzem auf deutsch erschienenen 
Buch »Im Abseits - Fußball in der amerikanischen 
Sportkultur« an. 
Phase 2 befragte den Autor, dessen Veröffentlichun- 
gen sich bis dato hauptsächlich mit Antisemitismus, 


S occer ist in Amerika deshalb so unpopulär, weil 


Antiamerikanismus, der rot-grünen Berliner Republik 
und einem kritischen Blick auf deutsche Realitäten be- 
schäftigten, zu den Unterschieden und Gemeinsamkei- 
ten zweier entgegengesetzter Sportwelten. 


PHASE2: Die »Weltmacht USA« ist im Fußball keine. 
Endlich, so scheint es, hat Sport-Europa das Feigen- 
blatt der amerikanischen Sportwelt gefunden. Sehen 
sie Ihr Buch »OFFSIDE - Im Abseits« ausschließlich 
als empirisch argumentierenden Kulturvergleich oder 
verbindet sich damit auch der Versuch, die Vorurteile 
gegenüber der amerikanischen (Sport-)kultur - bei- 
spielsweise hinsichtlich der Punkte der kommerziel- 
len Vermassung, der kulturindustriellen Übercodie- 
rung und des sportbezogenen Hegemonialdenkens 
etc. - zu erklären und abzubauen? 


+ Fortsetzung $.58 »Stalingrad - Deutsche verdauen eine 
Schlacht« 


schen jetzt »gemeinsam mit den Gegnern von damals 
gedenken wollen« und sich bei dieser Anmaßung auf die 
totalitarismustheoretische Parallelisierung wie Durchhal- 
tebefehl im Kessel und Stalins Haltebefehl 227 zu beru- 
fen können glauben, dann ist auch da mehr dahinter. 
Konnte die Shoah als Legitimationsgewinn für deutsche 
militärische Außenpolitik genutzt werden, so ist auch 
mit dem Falle der den ehemaligen Sowjets aufgedrängten 
»gemeinsamen Erinnerung«, neben der Entlastung der 
Täter, ein anderes Ziel verbunden: Der Sieg in Stalingrad 


durch den Einkauf Wolgograds. 


Jochen Faun 

Der Autor ist Mitglied im Bündnis gegen Rechts (BgR) 
Leipzig. 

Jochen Faun schrieb zuletzt in Phase 2.05 »Aus dem 
Bauch des Narrenschiffes« - Über das neue Buch von 
"Trampert/ Ebermann. 


Markovits: Das original englische Buchprojekt hatte 
mit der deutschen Übersetzung und der sich daraus er- 
gebenden Lesart eher nichts zu tun gehabt. Es war ein 
Versuch zu erklären, wie sich die Vereinigten Staaten eine 
eigene Modernität aufgebaut haben, wieso es zwar Ähn- 
lichkeiten zu Europa gibt, aber eben keine Deckung. Die 
Frage des von mir thematisierten »American Exeptiona- 
lism« - am besten vielleicht als »Amerikanischen Sonder- 
weg« zu übersetzen - ist dabei natürlich auch immer eine 
Frage vom »gesondert wovon«. In diesem Falle bezieht 
sich der Terminus »Sonderweg« auf das »normale« Modell 
der industriellen Entwicklungen und der modernen 
Industriegesellschaften. Diese Industriegesellschaften be- 
saßen alle eine, in einer Massenpartei organisierte, männ- 
liche Facharbeiterschaft. Die politische Artikulation der 
europäischen industriellen Arbeiterbewegung manifes- 
tierte sich also in großen Bewegungen und Parteien sozia- 
listischer, sozialdemokratischer und/oder kommunisti- 
scher Provenienz. Nicht dass es diese in Amerika nicht 
gab oder nicht gibt - sie ist hier einfach sozial minoritär 
und politisch marginal geblieben. Die Frage, auf die wir 
auch in unserem Buch rekurrieren, stellte sich Anfang des 
19. Jahrhunderts bereits Werner Sombart in seiner Publi- 
kation »Warum gibt es in den Vereinigten Staaten keinen 
Sozialismus«. Wir bauen auf dieser Frage auf, vertiefen sie 
mit der Empirie und wollten untersuchen, warum es in 
den USA keinen Fußball gibt, wohlgemerkt nicht als 
Betätigung sondern als Kultur. 

Die Intention des Buches deckt sich daher wenig mit 
meinen anderen Tätigkeitsbereichen wie Antiamerikanis- 
mus. Es ging auch nicht primär darum, kapitalistische 
Praxen zwischen Amerika und Europa zu untersuchen 
und die damit verbundenen Stereotype. Diese dauernde 
Nörgelei, dass der europäische Sport sich amerikanisiert 
ist natürlich Quatsch, er kommerzialisiert sich, weil sich 
Europa kommerzialisiert. 

Selbstverständlich habe ich im Vorwort zur deutschen 
Ausgabe diese Thematik etwas tangiert, da mir auffiel, 
dass in der europäischen Presse sehr auffallend die Erfolge 
der »Fußballzwerge« - obwohl oft mit rassistischen Termi- 
ni versehen - trotzdem wohlwollend beschrieben wurden. 
Man freute sich über die Erfolge der Türkei, Senegals und 
des Gastgebers Südkorea, solange man nicht selber Opfer 
dieser Erfolge wurde, wie im Falle Italien und Spanien, 
die nach ihren jeweiligen Niederlagen gegenüber Südko- 
rea ihren vorherigen »lieben« Rassismus in einen verbit- 
terten mutierten. Nur ein Fußballzwerg wurde von allen 
Europäern fast ausschließlich mit Verachtung überhäuft: 
Die Mannschaft der Vereinigten Staaten. Als Europäer 
lernte man über lange Jahre hindurch, dass die USA im 
Fußball keine Rolle spielten - und dies war gut so. End- 


lich erlaubte die Weltmacht einen von seiner Übermut 
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gehüteten Raum, in dem man mit seiner Arroganz nichts 
zu tun hatte. Und plötzlich waren dann die »Amis« auch 
beim Fußball dabei und spielten sogar recht erfolgreich. 
Dies konnten die Europäer einfach nicht verkraften. Sie 
spotteten über die Amerikaner durchgehend bis zu dem 
Spiel gegen Deutschland und hofften, dass die Super- 
macht endlich sich irgendwie auf dem Spielfeld blamie- 
ren würde. Die übliche, den Europäern so eigene Scha- 
denfreude in allen Amerika betreffenden Sachen war bei 
der Fußballweltmeisterschaft voll ersichtlich. Jeder wollte 
die Weltmacht beziehungsweise den Klassenprimus fallen 
sehen, aber letztlich konnte er sich doch behaupten. 

PHASEZ2: Ein Bestandteil der amerikanischen Be- 
sonderheiten bezüglich der hegemonialen Populär- 
sportarten besteht Ihrer Meinung nach im unterschied- 
lich gearteten Verhältnis zur Nation und zum Natio- 
nalismus. Während Populärsportarten in Europa - Fuß- 
ball im ganz besonderen - primär zur Stärkung und 
Messung des eigenen Nationalgefühls und zur Repro- 
duktion chauvinistischer und nationalistischer Stereo- 
type dienen, verbindet sich, dies zeigen zumindest 
Ihre Ausführungen, das Kräftemessen in Amerikas 
Sportwelt eher mit Körperschaften auf regionalen und 
subnationalen Ebenen. Kann man diese Differenz, ne- 
ben der von Ihnen vorgenommenen empirisch-kultur- 
historischen und auf Phänomenen basierenden Deu- 
tung auch ideologisch erklären? 

Markovits: Es ist nicht so, dass es in Amerika we- 
niger Nationalismus gibt. Er ist nur anders gelagert. Die 
Fußballkultur ist prinzipiell völlig nationalistisch, trotz- 
dem besitzt sie auch eine internationale Sprache. Jeder 
deutsche Fußballfachmann kennt sich genau aus, wenn es 
um Mannschaften wie Manchester United oder Juventus 
Turin geht. Amerika ist in dieser Beziehung viel mehr in 
sich gerichtet. Der Nationalismus in Amerika hat sich 
viel insularer und kontinentaler entwickelt. Ein Punkt, 
der sich natürlich auch in der Sportkultur niederschlägt. 
Das ist auch bezeichnend für das amerikanische Selbst- 
verständnis und eigentlich auch für das amerikanische 
Wesen. Diese Art und Weise des Umgangs kann man na- 
türlich als unglaublich arrogant ansehen, allerdings ist sie 
auch sehr selbstgenügsam. Den amerikanischen Sport- 
fans ist völlig egal, wer Weltmeister wird - es ist wichtig 
wer die amerikanische Meisterschaft gewinnt. Das ist 
keine Arroganz - das ist einfach so. Die Gründe hierfür 
liegen in der Größe des Landes, seiner Geschichte und 
der Entwicklung seiner Sportarten. Das hat natürlich 
auch Konsequenzen für die Internationalität dieser Sport- 
arten. 

Dieses von mir beschriebene«Verhältnis« kann man 
nicht als besser oder schlechter beschreiben - es ist nur 
anders. 

PHASEZ: Die auch von Ihnen zitierte bekannte Sport- 
historikerin Christiane Eisenberg meint, insbesondere 
in Hinblick auf den deutschen Fußball »dass das Fuß- 
ballfeld auch das Feld des »autoritären Charakters« 
war und ist-. Dem lässt sich sicherlich ohne Um- 
schweife zustimmen. Sollte man im Umkehrschluss 
die Baseballplätze Amerikas als Hort der Eman- 
zipation begreifen? 

Markovits: Das würde ich natürlich nicht so sagen. 
Ich glaube, dass die von mir beschriebenen Sportkultu- 
ren sehr männlich konstituiert sind. Insbesondere Ameri- 


can Football sticht da heraus. Die Footballspieler, vor 
allem aber auch die Trainer, sind disproportional republi- 
kanisch. Basketball ist da vielleicht erwas anders - da er 
viel urbaner, viel jüdischer und schwarzer konnotiert ist. 

Ich bin sicher, das Äquivalente zählt auch für 
Deutschland. Wenn ich eine Studie von den Bundesliga- 
vereinen machen würde, würde herauskommen, dass die 
Trainer - und wahrscheinlich eine Mehrheit der Spieler - 
disproportional CDU wählen und nicht Sozialdemokra- 
ten oder Grüne. Was einfach damit zu tun hat, dass diese 
hegemonialen Sportkulturen alle disproportional männ- 
lich, auch oft sehr national und sehr establishment-orien- 
tiert sind. Es wäre falsch zu sagen, dass die amerikani- 
schen Sportarten einen emanzipativeren Ausgangspunkt 
hätten als die europäischen. Ich wehre mich immer dage- 
gen, zu sagen, man könne von den Sportarten auf den 
Charakter der Makropolitik und der Gesellschaft schlie- 
ßen. Das wird dauernd gemacht. Die “72er Mannschaft 
Deutschlands, die die Europameisterschaft gewann, und 
von vielen Leuten als die wahrscheinlich beste deutsche 
Mannschaft aller Zeiten eingestuft wird, stand nicht als 
Sinnbild für die Brand‘sche Aufbruchsstimmung, genau- 
so wenig spiegelte die als eher »fad« geltende Mannschaft 
der achtziger Jahre die Ära Kohl wieder. 

PHASE2. Aber es gibt doch Rezeptionen, Fan- 
kulturen und öffentliche Diskurse, die eine tenden- 
zielle Spiegelbildfunktion haben? 

Markovits: Schauen Sie, wie erklären sie sich, dass 
sich in Deutschland das Bild des Fußballs im Laufe der 
Geschichte nie augenscheinlich verändert hat. War der 
Fußball in der DDR etwa kommunistischer? All diese 
Sportarten sind auf jeden Fall disproportional männlich 
und hierarchisch - gleichzeitig aber auch demokratisch, 
weil sie eben auf dem Leistungsprinzip beruhen. Alle 
hegemonialen Populärsportarten, ob das nun Fußball in 
Europa ist oder die Big Four in den USA, erlauben den 
gesellschaftlich Außenstehenden eine Auswärtsmobilität. 
Das bedeutet, das diese Sportarten soziologisch gesehen 
eine sehr demokratische Funktion haben, weil es eben die 
Leistung ist, die zählt. Autoritär sind sie natürlich alle - 
da gibt es keinen Unterschied zwischen einem amerikani- 
schen und einem europäischen Trainer. Dass die amerika- 
nischen Sportarten Liberalität und seine lange demokra- 
tische Kultur widerspiegeln, das würde ich zumindest 
nicht 1:1 sehen. 

PHASE2: Wie deuten Sie in diesem Zusammen- 
hang die in Europa oft gesehenen großen Antipathien 
gegen ausländische Mitspieler, »künstlich« aus den 
Boden gestampfte Mannschaften und Teams, die 
durch große Unternehmen unterstützt werden? Kann 
man sagen, dass in Europa »organisch gewachsene« 
Vereine um den Verlust ihrer Traditionen fürchten und 
dabei als »Hauptfremdkörper« die Kommerzialisierung 
und massenkulturelle Vermarktung ansehen? 

Markovits: Prinzipiell existiert in diesem Bezug 
keine entscheidende Trennung zwischen Europa und 
Amerika. Sie haben natürlich recht, dass oft ideologisiert 
wird. Affektiv entstehen über auf Bodenständigkeit und 
Urwüchsigkeit abzielende Begründungszusammenhänge 
oftmals Legitimationen für alles Mögliche. Die Hege- 
monialsportarten haben sicherlich auf eine allgemeine 
Art und Weise einen »antimodernen« Nimbus, der das 
Charismatische des Sports bejubelt und feiert. In Ameri- 


ka gibt es unzählige Bücher, die z.B. in Bezug auf Baseball 
das »Schöne«, »Unschuldige«, das »Präkapitalistische« 
beschreiben - das ist alles bestenfalls ein Wunschtraum, 
hat mit der Realität wenig gemeinsam. Das hat allerdings 
mit der Ideologie, dass es »gewachsene« Mannschaften vs. 
»künstliche«, kommerzialisierte Mannschaften gibt, auf 
empirischer Ebene nichts zu tun. Die Zuschreibungen an 
Mannschaften - »das Loyale«, »das Traditionelle« etc. existie- 
ren zwar - stimmen allerdings, empirisch betrachtet nicht. 

PHASE2: Kann man in diesem Kontext feststellen, 
dass ethnozentristische Ausgrenzungsprozesse und 
Abwehrreaktionen gegenüber dem »Fremden« in der 
amerikanischen Sportkultur weniger häufig auftreten, 
da dort - im Hinblick auf das eben beschriebene Bild - 
weniger traditionelle, regional angehaftete Elemente 
existieren. Ist die von Ihnen beschriebene amerikanis- 
che Sportkultur sozusagen weniger »belastet« und 
agiert dadurch kosmopolitischer bzw. wirft ein kos- 
mopolitisches Bild ab? 

Markovits: In bezug auf Rassismus kann man dem 
schon zustimmen. Die Situation in den fünfziger Jahren, 
als die ersten schwarzen Mitspieler in die Mannschaften 
eintraten, ist vergleichbar mit der heutigen Situation in 
Europa. Es ist beispielsweise undenkbar, dass ein ameri- 
kanischer schwarzer Spieler mit Bananen beworfen wird. 
Grundlegend hierfür ist die jahrzehntelange multiethni- 
sche Zusammensetzung der amerikanischen Bevölkerung 

Diese Art von offenem Rassismus kann man sich 
heute in Amerika nicht mehr leisten. Mittlerweile ist der 
Sport einer der wenigen völlig integrierten Sparten der 
Vereinigten Staaten, obwohl man natürlich kennzeichnen 
muss, dass es weiterhin institutionalisierten und struktu- 
rellen Rassismus gibt. Zum Beispiel sind in der NFL die 
Spieler zu 70 % Schwarz, von den Trainern sind es viel- 
leicht 2%, von den Mannschaftsbesitzern 0 %. Diesen 
gängigen europatypischen Stadion-Rassismus, den Sie 
jeden Samstag in allen Stadien Europas völlig offen 
erleben, gibt es allerdings überhaupt nicht. Die 
Diskriminierung von »Rasse«, Gender und Sex erscheint 
in Amerikas Stadien praktisch nicht und ist mit Europa 
überhaupt nicht vergleichbar. Ein wichtiger atmo- 
sphärischer Unterschied zu Europa, der die Vereinigten 
Staaten, zumindest in diesem Bereich, viel progressiver als 
Europa erscheinen lässt. 

PHASE2: Das leitet über zur nächsten Frage: Im Ver- 
gleich zum amerikanischen Männerfußball avanciert 
der Frauenfußball seit geraumer Zeit zum Publikums- 
magneten. Vom Superstar Mia Hamm existieren be- 
reits Barbie Puppen. Lassen sich diese vermeintlich 
»verkehrten Welten« bzw. dieser »Gender Trouble« 
ebenso kulturhistorisch analysieren oder ist die Popu- 
larisierung des amerikanischen Frauenfußballs nur ein 
gelungener Clou geschäftiger Marketing-Strategen? 

Markovits: Die Gründe für diese Popularisierung 
hängen einerseits damit zusammen, wie sich in Amerika 
die Frauen emanzipiert haben. Besonders das Quotenge- 
setz des Title IX des Federal Educations Amendments aus 
dem Jahre 1972 spielte hier eine erhebliche Rolle. In Fol- 
ge dessen haben sich die Frauen in den Sportarten spezia- 
lisiert, die von den Männern nicht besetzt waren und 
sind daher im Laufe der siebziger bis neunziger Jahre zur 
hervorragenden Fußballerinnen geworden, was auch zur 
Folge hatte - so zumindest einige Umfragen -, dass Fuß- 


ball in Amerika eigentlich als ein Frauensport angesehen 
wird. 

Der Begriff der »Verweichlichung« spielt in diesem 
Kontext eine erhebliche Rolle. Hierbei wird sichtbar, dass 
die eigentliche Betätigung beim Sport nichts mit dem 
Charakter der jeweiligen Sportart zu tun hat. In Europa 
gilt Fußball als stough« und »working class< - in Amerika 
wird die selbe Sportart als völlig verweichlichtes Spiel 
gesehen - als eine Symbiose von Frauenbeschäftigung 
und Volvo-fahren. Das Fremde - in diesem Falle Fußball 
- wird erstens nicht verstanden und zweitens verniedlicht 
und bagatellisiert. Sportkultur verhält sich hier genauso 
wie Sprache. Je früher man sie lernt, desto besser und 
nuancierter beherrscht man sie - obwohl die Regeln ganz 
einfach sind. Trotz dieser Einfachheit sind natürlich die 
Nuanciertheiten sehr kompliziert. Und die lernt man, 
wenn man in der Kultur eben zu Hause ist. Wenn man in 
der nicht zu Hause ist, erscheint es als etwas fremdes, 
beklopptes, langweiliges - oder eben weiblich bzw. ver- 
weichlicht. 

Was ich damit ausdrücken will, ist, dass alles was 
fremd erscheint, bagatellisiert wird, indem es feminisiert 
wird. Für amerikanische Real Sportsmen, also den Typ 
‚Joe-Sixpack« , hat Fußball keine Bedeutung, weil er es 
nicht versteht und für langweilig hält, weil es eben kul- 
turelle Zusammenhänge sind, die er nicht kennt. Hinzu 
kommt, dass Fußball in Amerika sehr gut von Frauen 
gespielt wird. Man sieht also ganz klar, Fußball ist sehr 
»gendered« und im Geschlechter-Verhältnis zu anderen 
Sportkulturphänomenen ganz anders konstituiert. 

Amerika ist daher nicht unbedingt qua seiner 
Sportarten emanzipatorischer. Ein Rückschluss der trügt. 
Genauso wenig kann man sagen, dass die amerikanische 
Gesellschaft weniger sexistisch oder rassistisch ist. Der 
Ausdruck dieser Vorurteile im öffentlichen Raum - ihre 
Salonfähigkeit - ist in den USA viel geringer als in 
Europa, die Schamschwelle ist auf einem viel niedrigeren 
Niveau als in jeder europäischen Gesellschaft. Wichtig 
aber zu verstehen ist, dass Sportarten sich in verschiede- 
nen Gesellschaften verschiedentlich artikuliert haben. 
Baseball ist in England ein Sport für kleine Mädchen, in 
den USA für große und starke Männer; Fußball ist genau 
das umgekehrte. Man muss auch sagen, dass die ameri- 
kanische Frau im Öffentlichen eine viel größere Präsenz 
besitzt, als ihre europäische Schwester. Ebenso hat die 
»Rassenfrage« eine andere Präsenz - zum einen durch ihre 
umkämpfte politische Thematisierung, zum anderen 
durch »affırmative action« . Der öffentliche Diskurs hat 
sich daher geändert. Eine Veränderung, die im Sport 
absolut zum Tragen kommt. 

PHASE2: Herr Markovits, vielen Dank für das Ge- 
spräch. 


Das Interview führte Phase 2, Leipzig 


Andy Markovits lehrt Politik und Soziologie an der 
University Of Michigan in An Arbour. 


ANDREI $. MARKOVITS/ STEVEN L. HELLERMANN: 

Im Abseits - Fußball in der amerikanischen Sportkultur, 
soeben erschienen bei der Hamburger Edition des Insti- 
tuts für Sozialforschung, 416 Seiten, 35,- Euro. 


Li 
NO STYLE 


PHASE2 - 61 


E 
NO STYLE 


62 - PHASE2 


»Zur Kenntlichkeit entstellt« 


MARCUS HAMMERSCHMITT ÜBER SCIENCE FICTION ALS 


UNVERSÖHNLICHE SATIRE 


merschmitt, der bei Argument Social Fantasies er- 

scheint. Es handelt sich um einen Science-Fiction- 
Krimi, der in der DDR des Jahres 2000 spielt - richtig, 
in der DDR. Der Sozialismus war siegreich, die USA 
sind in mehrere Teilstaaten zerfallen und das wiederver- 
einigte Deutschland kürzt sich folgerichtig etwas anders 
ab, als wir das gewohnt sind. Phase 2 sprach mit Ham- 
merschmitt über die Spannungsfelder, die sich in der 
Science Fiction zwischen Kritik, Affırmation und Uto- 
pie auftun. 


P olyplay ist der dritte Roman von Marcus Ham- 


PHASE2: Polyplay schildert ausgesprochen »deut- 
sche« Verhältnisse. Die Groß-DDR erscheint ver- 
glichen mit der realexistierenden BRD weder als Uto- 
pie noch als Dystopie. Die Unterschiede stecken eher 
im Detail - zum Beispiel in der Bemerkung, dass die 
öffentlichen Verkehrsmittel im sozialistischen Berlin 
konkurrenzlos billig sind. Insgesamt bleibt Deutsch- 
land sich ähnlich - Deine Version wirkt vielleicht et- 
was spießiger und gemütlicher, ist dafür aber mit mod- 
erner Informations- und Verkehrstechnologie auf- 
poliert. In einer amüsanten Wendung rekrutieren sich 
die Stiefelfaschisten vor allem aus den Reihen der 
Wessis, und auch unser aktueller Außenminister 
bleibt uns bei Polyplay erhalten ... Wenn man Deinen 
neuen Roman also mit einem Schlagwort charakter- 
isieren wollte, wäre er dann antideutsch? 

Hammerschmitt: Das ist mir zu schlagworthaft. Ich 
hoffe, der Roman ist antiermüdend, d.h. gegen eine fort- 
dauernde Ermüdung durch die Tatsache gerichtet, dass 
wir das Gemeinwesen nicht sinnvoll einrichten können. 
Dass die DDR keine Alternative war. Dass daher Nostal- 
gie giftig ist. Dass es theoretisch wie praktisch nur ganz 
zarte Ansätze zu einer Alternative sind, in einer Situation, 
die schreiend nach einer Alternative verlangt. Und am 
Ende stellt sich Polyplay der Ermüdung durch die Tat- 
sache, dass sich vor unseren Augen Techniken der Macht- 
ausübung entwickeln, die wir nicht einmal verstehen, 
weil wir sie nicht verstehen wollen. Wir blenden eine 
Welt der totalen Heteronomie aus, weil wir sie uns nicht 
vorzustellen wagen. Wer immer die Verhältnisse kritisiert, 
hofft darauf, dass das »Rettende wächst, wo Gefahr ist«. 
Auf dieser Hoffnung basiert jede Form widerständischer 
Praxis. Ob man will oder nicht, man möchte Teil des 


»Rettenden« sein. Sich der Möglichkeit zu stellen, dass 
nur die Gefahr wächst, wo die Gefahr wächst, ist nicht 
leicht. 

PHASE2: Wenn man Deine letzten drei Romane be- 
trachtet, kann man eine Entwicklungslinie aus- 
machen: Im Opal gibt es am Ende noch eine Art Be- 
freiungsschlag, in dem das System kollabiert. Beim 
Zensor steht eine Umwälzung am Ende zwar in Aus- 
sicht, erscheint aber doch alles in allem recht fraglich 
und auch fragwürdig. Polyplay dagegen schließt mit 
der Feststellung, dass es keine Alternative zum Mit- 
spielen in der Gesellschaft gibt. Der Bezug zu der Fra- 
ge, inwiefern eine emanzipatorische Bewegung aus 
den Verhältnissen ausbrechen kann, die sie letztlich 
selbst hervorgebracht haben, liegt auf der Hand. Ten- 
dierst Du bewusst dahin, immer mehr zu thematisie- 
ren dass es »kein richtiges Leben im falschen« gibt, 
oder konstruiere ich das jetzt herbei? 

Hammerschmitt: Ich habe schon große Fortschritte 
gemacht. In früheren Arbeiten (z.B. den Erzählungen aus 
Der Glasmensch oder in Target, am deutlichsten in den 
vier thematisch und gestisch verwandten Geschichten 
»Charly 2000«, »Hundherz«, »Lizzie X« und »Cafe Vi- 
docg«) stand am Ende oft nur die totale Vernichtung der 
mehr oder weniger kaputten Protagonisten. Das begann 
mich zu langweilen. Meine neueren Helden nutzen die 
Chancen, die sie nicht haben. Das ist als Ansatz nun 
nicht rasend neu, aber vielleicht unserer gesellschaftlichen 
Realität angemessener und auch spannender als der unbe- 
dingte Katastrophismus. 

PHASE2: Im Zensor ist eine Deiner Hauptfiguren 
der Guerillakämpfer Enrique, der immer wieder ver- 
blüfft und schockiert ist über die seltsamen Bündnis- 
se, die er z.B. mit erzkonservativen Christen schlie- 
Ben muss. Nicht jeder Widerstand gegen repressive 
Verhältnisse ist unbedingt links oder emanzipatorisch. 
Trotzdem ist es mehr oder weniger Tradition der 
Metropolen-Linken, mit allen »solidarisch« zu sein, 
die in der einen oder anderen Weise unterdrückt oder 
benachteiligt werden. Der Zensor scheint auf die 
Feststellung abzuzielen, dass soziale Kämpfe immer 
von Spannungsverhältnissen geprägt sind. 

Hammerschmitt: Das ist so. Man will das nicht. Man 
will sich nicht mit seinen Gegnern in ein Boot setzen, nur 
um einen konkreten politischen Erfolg zu erzielen. Man 


will das dumme Zeug nicht hören, was die anderen für 
die reine Wahrheit halten. Und trotzdem ist das notwen- 
dig und wird immer notwendig sein. Enrique macht nun 
die Erfahrung des bitteren Umschlagens einer Bündnis- 
politik, die er selbst lange, viel zu lange mitgetragen hat: 
Seine Leute sind bereit, ihn zu opfern, damit ein falsches 
Bündnis bestehen bleiben kann (in diesem Fall das anti- 
mayanische Widerstandsbündnis zwischen dem marxis- 
tisch und dem katholisch orientierten Flügel der Gueril- 
la). Das Dumme an Bündnissen ist: Es gibt keine Garan- 
tien. Ich habe bis vor kurzem auch noch einige Leute für 
Linke gehalten. \ 

PHASE2: Würdest Du sagen, dass sich die Frage, 
ob bestimmte Kräfte emanzipatorisch sind, sich vor 
allen Dingen darüber entscheidet, in welchem gesell- 
schaftlichen Kontext diese Kräfte sich bewegen? 

Hammerschmitt: Das würde strenggenommen auch 
bedeuten, dass jede Schandtat gerechtfertigt ist, wenn 
nur der Kontext stimmt. Der »Kontext« ist nicht letztbe- 
gründend. In gewisser Weise ist deine Frage ja verwandt 
mit der anderen, was eigentlich »links« ist. Ein weites 
Feld. Wolfgang Haug hat in seinem Buch »Politisch 
richtig oder richtig politisch« (Argument, 1999) ein Aus- 
schlusskriterium für Linkssein formuliert: »Links ist alles 
Handeln, das Welt aus dem Reich des Privateigentums 
zurückgewinnt, ohne sie dem Reich des Staatsapparats 
auszuliefern.« Das allein reicht natürlich nicht. Es müss- 
ten schon noch ein paar positive Kriterien dafür formu- 
lierbar sein, was als links im Sinne von »emanzipatorisch« 
gelten kann. Man könnte bei so vielen Fragen ansetzen. 
Führt das Handeln einer gesellschaftlichen Kraft zur Ver- 
festigung von Herrschaft (einer Minderheit über eine 
Mehrheit), oder ist sie geeignet, sie aufzuweichen oder 
gar abzuschaffen? Wie hält man es mit dem Privateige- 
ntum an Produktionsmitteln? Was ist ein Produktions- 
mittel? Welche Hierarchien entstehen geplant oder unge- 
plant schon in der Vorbereitung der angestrebten ge- 
sellschaftlichen Veränderung? Wird das Geschlechterver- 
hältnis zumindest reflektiert? Sind Kinder Rohmaterial, 
oder doch echte Menschen? Enthält das entsprechende 
Gesellschaftsmodell ein Wachstums- und Verteilungs- 
konzept des gesellschaftlichen Reichtums, das notwendi- 
gerweise eine Überstrapazierung natürlicher Ressourcen 
zur Folge hat? Stellt sich die zugehörige Theorie der 
Komplexität unserer Welt, oder versucht sie gewaltsam, 
alles einfacher zu machen als möglich? 

PHASE2: Du bist in erster Linie Science-Fiction- 
Autor ... 

Hammerschmitt: Das täuscht. Die Täuschung ent- 
steht durch die Tatsache, dass die meisten meiner veröf- 
fentlichten Titel aus diesem Genre stammen. Aber meine 
Homepages geben Auskunft über meine Lyrik, meine 
Essays, Hörspiele, Online-Projekte usw. 

PHASE2: Hm, in Ordnung, aber noch mal zurück 
zur SF: In deinem Beitrag auf dem Outofthisworld2- 
Kongress hast Du Bruce Sterling zitiert, der erklärt 
hat, die Science Fiction sei »der Hofnarr der technolo- 
gischen Zivilisation«, und damit gewissermaßen Sati- 
re auf das gesellschaftliche Verhältnis schlechthin. Al- 
lerdings kritisierst Du gerade die Praxis der Satire als 
konservativ oder zumindest affirmativ - Sie kritisiert 
die gesellschaftlichen Verhältnisse an der Messlatte 
ihrer eigenen Werte und beklagt gerne den Werte- 


verfall. Wie ordnest Du Dich da selbst als SF-Autor 
ein? 

Hammerschmitt: Selbstverständlich möchte jeder 
Autor, der sich nur ein wenig für seine Zeit interessiert, 
ein überzeugendes Bild für diese Zeit finden. Ich würde 
das gerne mit der speziellen Form von Satire erreichen, 
die sich Science Fiction nennt. Es ist dies keine her- 
kömmliche Form der Satire, die als moralische Anstalt 
mit humoristischer Garnitur funktioniert, sondern eine, 
die ihr Thema durch überzeichnende Verzerrung zur 
Kenntlichkeit entstellt, ohne auf den erlösend-versöh- 
nenden Effekt des Gelächters zu spekulieren. Die Satire 
kann affırmativ werden, wenn sie der Kritik als 
Fluchtpunkt dieses Gelächter anbietet - Science Fiction 
wie ich sie verstehe, hält sich damit bewusst zurück. 

PHASE2: Also etwa wie in Deinem Kongressbeitrag: 
»Science Fiction muss durch eine mit realistischer 
Phantasie aufgeladene Analyse so an der Wirklichkeit 
arbeiten, dass sie zur Kenntlichkeit entstellt wird, und 
dem Leser anbietet, die utopische Leerstelle, die sie 
hinterlässt, konstruktiv zu füllen.< Du erwartest von 
der SF also keine Handlungsanweisungen oder Uto- 
pien, sondern Kritik der Verhältnisse, richtig? Wür- 
dest Du da eine Parallele zu unmittelbar politisch-ana- 
Iytischen Texten ziehen? Etwa in dem Sinne: es geht 
nicht darum, den Menschen bessere Gesellschafts- 
modelle anzubieten, sondern darum, die bestehenden 
zu kritisieren? 

Hammerschmitt: Das ergibt sich unmittelbar aus der 
Antwort auf die letzte Frage. Hüten muss sich natürlich 
die Erzählung vor dem Umkippen in reine Analyse oder 
gar vor dem bloßen Moralisieren. Als Autor von Erzäh- 
lungen muss ich unterhalten. Ich darf schwindeln, ich 
darf wissenschaftliche Genauigkeit vermissen lassen, ich 
darf Beweisketten konstruieren, wie es mir beliebt, aber 
ich muss unterhalten, und ich muss das Bild finden. Das 
Bild als Türöffner für die Analyse benutzen zu können, 
als Vorboten und Symbol der Kritik, das ist es, was mich 
an der Science Fiction so reizt. Und ich bin dagegen, 
Science Fiction als pädagogisches oder propagandisti- 
sches Instrument einzusetzen. Das hatten wir schon oft 
genug, und es resultiert einfach in schlechter Literatur. 

PHASEZ: Bleibt die obligatorische Frage, was wir 
von Dir als nächstes zu erwarten haben ... 

Hammerschmitt: Konkrete Verhandlungen über 
Veröffentlichungen gibt es nicht (von kleineren Texten 
abgesehen, die in Anthologien erscheinen werden). Aber 
konkrete Texte gibt es. Ich versuche gerade, die Chancen 
für einen Roman auszuloten, der im eigentlichen Sinn 
nicht mehr als Science Fiction begriffen werden kann. 
Erwachsen ist dieser Roman aus meiner Beschäftigung 
mit der Eisenbahn, die zu meinem Essayband »Das 
geflügelte Rad« geführt hat, ebenso wie zu einem weiteren 
Kurzroman, an dem ich gerade arbeite. Man wird sehen. 

PHASE2: Hoffentlich wird man bald sehen ... Vielen 
Dank für das Gespräch. 


Das Interview führte Phase 2, Berlin. 

MARCUS HAMMERSCHMITT: 

Polyplay. Roman, Argument, Hamburg 2002, 187 S., 
12,- Euro. 
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Warum muss überhaupt etwas sein? 


VON FRANK ENGSTER 


ch hatte in der Phase 2.03 versucht, mit Hilfe des 

Films The Man Who Wasn’t There die konstitutive 

Anwesenheit des Nichts darzustellen. Dies sollte das 
grundsätzliche Dilemma von Politik und Gesellschafts- 
kritik anschaulich machen: Einerseits muss immer schon 
von etwas Bestimmtem im Sinne je konstituierter Da- 
seinswelt ausgegangen werden, und um überhaupt Sub- 
jekt, also willens-, handlungs- und politikfähig zu wer- 
den, muss eine bestimmte Bindung an dieses Dasein, in 
dem man sich je befindet, an seine Bedeutung und seinen 
Sinn hergestellt werden, mit all den Implikationen, die 
das hat, zumal wenn man radikale Kritik leisten und das 
vorausgesetzte gesellschaftliche Dasein in seine Konse- 
quenzen hinein aufheben will. Das bürgerliche Willens- 
und Handlungssubjekt gibt daher dem gesellschaftlichen 
Dasein Bedeutung als ein Noch-nicht-Sein, so dass das 
Dasein im Sollen reformuliert wird und das Subjekt sich 
selbst dadurch schon aktiv in die gesellschaftliche Ver- 
mittlung und dem, was noch sein könnte, eingesetzt hat 
und so die Vermittlung erst in Gang bringt, zugleich aber 
schon fortschreibt. 

Andererseits ist aber jede Bestimmung und Ver- 
änderung der Gesellschaft nur als Moment ihrer selbst- 
zweckhaften Vermittlung und letztlich einer Selbstbewe- 
gung von Nichts zu Nichts zu erhalten. Das Subjekt ist in 
der gesellschaftlichen Vermittlung wie der überflüssige 
Mehrwert im Spiel ist, d.h. es muss sich im Dasein zur 
Darstellung bringen, Bedeutung erzeugen und Sinn 
stiften, aber es kann keinen letzten und keinen gesicher- 
ten Standpunkt der Kritik einnehmen außer eben den 
dieser vermittelnden, Sinn und Bedeutung produzieren- 
den Bewegung selbst, und der Standpunkt ist, sich zum 
Moment der Vermittlung zu machen. Jeder standpunkt- 
fixierte Ansatz (Arbeit, Unterdrückung, Bedürfnis, Frei- 
heit, Multitude usf.), ja jeder Versuch einer bestimmten 
Kritik der kapitalistischen Vermittlung offenbart die Iro- 
nie des Schicksals oder die List der Vernunft, dass sich der 
kritische Standpunkt und seine Entwürfe stets noch als 
Darstellung und als Durchsetzungsmoment derjenigen 
bürgerlich-kapitalistischen Vergesellschaftung vergegen- 
wärtigen müssen, die durch die Kritik hintergangen wer- 


den sollten, nun aber sich fortgeschrieben finden. Nicht 
nur die Geltungsformen der Gesellschaft scheinen daher, 
weil sie den Standpunkt der Kritik je schon vermittelt ha- 
ben, unhintergehbar; der kritische Standpunkt und seine 
praktischen Folgen sind immanente Momente, durch die 
sich die kapitalistische Vermittlung auf sich selbst abbil- 
det und fortschreibt, so dass sie dadurch überhaupt erst 
als eine und als eine gesellschaftliche Vermittlung begrif- 
fen und kritisiert werden kann. Dieses Dilemma, dass alle 
bestimmte Kritik am Kapitalismus diesen zugleich affır- 
miert, indem die Kritik sich noch aus dem Kritisierten 
selbst einholen muss (denn sonst ist die Kritik unbes- 
timmt, gegenstandslos und haltlos), andererseits der 
Standpunkt der Kapitalkritik die eigene Bedingtheit 
durch das Kritisierte nicht radikal in Frage stellen kann 
(weil sonst auch die Kritik selbst in Frage gestellt ist), dies 
ist das Dilemma antikapitalistischer Kritik schlechthin. 
Gerade weil das Subjekt in der Bestimmung der Wirk- 
lichkeit erfüllt ist, weil es wie der Mehrwert als das im 
doppelten Sinne Überflüssige im Spiel ist - das Subjekt ist 
notwendig, aber nur, um sich selbst zu verwirklichen -, 
gerade darum erscheint in dieser Sinnlosigkeit einer selbst- 
zweckhaften Selbsterfüllung dem Subjekt als die letzte 
Erlösung der Wille zu Glauben. 

Dieser Versuch einer Subjektkritik sollte nicht, wie 
von M. Büchsenbier (M.B.) in Phase 2.04 unterstellt, ei- 
ne andere Subjektivität vorschlagen. Es ging ja gerade da- 
rum zu zeigen, dass das Subjekt als solches Bedeutung er- 
langt, indem es annimmt, die Leerstelle (das Nichts) so 
besetzt zu haben, dass es dadurch sich zum Dasein als 
dem Anderen-seiner-Selbst ins Verhältnis setzen kann. 
Wenn das Subjekt sich im Dasein als dem Andern-seiner- 
Selbst einholen und zugleich entwickeln muss und so ein 
Entsprechungsverhältnis zwischen Bewusstsein und Da- 
sein begründet, wenn also das Subjekt ohnehin das An- 
dere schlechthin, also die gesamte Daseinswelt in ihre Be- 
deutung setzen und sich selbst vollständig darin einsetzen 
und entwerfen kann, dann kann es nicht darum gehen, 
demgegenüber noch eine andere, kritische oder gar revo- 
lutionäre Subjektivität zu suchen. 

Nun wird in der Antwort von M.B. aber gefordert, 


MULHOLLAND DR. 


zwar keine Bindung an einen bestimmten Gegenstand, 
aber eine an sich selbst vorzunehmen. Damit wird aus- 
gerechnet das »reine Prinzip« der Konstitution des bür- 
serlichen Subjekts zum Standpunkt und Ausgangspunkt 
emacht, durch den (politische) Praxis möglich oder gar 
notwendig werden soll. Dies kommt nun dem Willen 
zum Glauben - denn das heißt: nicht an sich selbst glau- 
ben wollen - nahe, der als letzter Ausweg in post-religiö- 
sen und post-politischen und sogar post-postmodernen 
Zeiten noch offen scheint. 


Nicht- oder Nichts 


Der Einwand von M.B., es gebe immer nur das nicht von 
Etwas, man sei immer im bestimmten Dasein positio- 
niert, folglich existiere das Nichts nicht und man sei in 
der Wahl gehalten, sich zu entscheiden, dieser Einwand 
spricht nur noch einmal das Dilemma aus, auf das ich 
zielte, nur dass bei M.B die erkenntnis- und methoden- 
kritische Pointe des Nichts nicht in den Blick kommen 
kann. Denn wenn man von je konstituierter Daseinswelt 
immer schon ausgeht und das Subjekt darin immer schon 
eine Position ist, dann kann in der Tat das Nichts nur 
räumlich als das Nichtsein von irgendetwas und als Lücke 
im Dasein betrachtet werden. Ist das Subjekt aber je als 
Position in Raum und Zeit situiert, dann kann gar nicht 
mehr das Problem auftauchen, dass das Nichts auf ein 
Vermittlungsverhältnis und auf das Problem der kriti- 
schen Methode und der Darstellung zielt. Denn das 
Nichts ist weder einfach der Gegenbegriff zum Sein 
schlechthin, noch verweist es als Nichtsein von Etwas auf 
eine Lücke im Dasein; das Nichts ist Ausdruck des Pro- 
blems, dass das bürgerliche Subjekt seine eigenen Konsti- 
tutions- und Vermittlungsbedingungen nicht betrachten 


kann, ohne diese durch die Darstellung zu affırmieren. 
Der Versuch, die Vermitteltheit durch die bürgerlich- 
kapitalistische Gesellschaft zu hintergehen, fällt ins 
Nichts, weil es das Subjekt selbst ist, das noch in der radi- 
kalen Kritik die kritisierte Vermittlung durch ihre Be- 
stimmung und Darstellung anwendet und fortsetzt. Wie 
ist das zu verstehen? 

Das Subjekt ist immer die Besetzung einer Leerstelle, 
die erst entsteht, indem sie das Subjekt zu besetzen 
meint. Daher ist das Subjekt jeweils ein bestimmtes 
Subjekt, ebenso wie die Bedeutung, die das Subjekt im 
Anderen, also seiner Daseinswelt, stiftet, immer als je bes- 
timmtes Dasein erscheinen muss. Insofern ist das Subjekt 
nicht nichts, und das Nichts stellt sich je als Nichtsein 
und Lücke oder gar als eine bestimmte Möglichkeit dar. 
Genau das ist aber das Problem radikaler Kritik. Denn 
gerade weil das Subjekt ein Subjekt ist, indem es das An- 
sichsein der Welt als in sein Fürsichsein gebracht betrach- 
ten kann und dadurch die Bestimmung und Bedeutung 
des Ansichseins schon gestiftet hat, kann es zwar die 
eigene Vermitteltheit im Dasein einholen und zugleich 
(weiter) entwickeln, aber nur dadurch, dass es eben diese 
Vermittlung durch ihre Darstellung als je vollzogen setzt 
und so nur Kritik durch Darstellung und Darstellung 
durch Kritik leisten kann. Das Problem ist also zunächst, 
dass die gesellschaftliche Vermittlung nicht als solche, 
sondern nur gegenständlich reflektiert werden kann. Die 
Vermittlung ist daher immer schon durch ihre Darstel- 
lungsweise gelöst, sie verweist schon auf die Position, die 
das Subjekt angenommen hat, auf die Bestimmungen des 
Daseins und die freien Lücken und Möglichkeiten darin, 
aber die Vermittlung selbst muss schon angenommen 
werden, aber genau insoweit, als sie in der Darstellung als 
der blinde Fleck der Darstellung verschwunden ist. dass 
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die gesellschaftliche Vermittlung je durch ihre Darstel- 
lung gelöst und verschwunden ist, sich also je schon als in 
Subjekt und Dasein auseinandergesetzt reflektiert und 
fortsetzt, das ist genau die Unmöglichkeit einer Kritik 
dieser Vermittlungs- und Darstellungsweise selbst, die ins 
Nichts fällt, weil jede Darstellung der Gesellschaft, ihrer 
Geschichte und ihrer Möglichkeiten die Vermittlung 
schon anwendet und insofern affırmiert, d.h. nachvoll- 
zieht, entwirft und entwickelt, aber genau darum nicht 
hintergehen kann. Das Nichts entsteht also erst, indem 
das Dasein je durch ein Subjekt Bedeutung erlangt hat, 
weil das Subjekt nun annehmen muss, dass einerseits eine 
Vermittlung je vollzogen wurde und Bedeutung erlangt 
hat, dass aber andererseits diese Vermittlung in eben die- 
ser Darstellung und Bedeutung untergegangen und auf- 
gelöst ist. Der Ursprung des Subjekts entspringt einerseits 
als Moment der gesellschaftlichen Vermittlung und ihrer 
Produktion von Bedeutung, die in die Zeit versenkt und 
in den Raum ausgebreitet ist als Geschichte und je bes- 
timmte und konstituierte Daseinswelt; andererseits kann 
sich das Subjekt nicht außerhalb dieser Vermittlung 
stellen und die eigene Vermitteltheit nicht hintergehen, 
weil es schon außerhalb steht, indem es auf die Vermitt- 
lung reflektiert. Das Subjekt ist daher immer doppelt an- 
wesend insofern, als das Subjekt der bürgerlichen Gesell- 
schaft eben nicht sein Dasein reflektiert, sondern reflek- 
tiert, dass es dasselbe reflektiert (darum ist es auch nicht 
mehr gläubig, sondern es will glauben), d.h. es kann die 
Daseinswelt nur bestimmen und sich darin einsetzen und 
entwerfen, indem es zugleich neben ihr steht und sich 
selbst in seiner Vermittlung durchsichtig wird. Es ist 
Moment der Vermittlung und steht neben ihr, d.h. es 
kann sich selbst als ein immanentes Moment eines 
Ganzen betrachtet, indem es sich zugleich als herausge- 
setzt betrachtet, als ob es neben der Vermittlung stünde. 
Das Subjekt ist daher nicht einfach gezwungen, sich 
irgendwie zu positionieren (das nimmt M.B. an), son- 
dern es ist gezwungen anzuerkennen, dass es sich nur 
beliebig positionieren kann, weil es sich immer an diesel- 
be Stelle setzt: Es hat ein Selbstbewußtsein, das als Maß 
der Vermittlung zwischen dem Bewußtsein und dessen 
Daseinswelt die leere Stelle dazwischen besetzt und beides 
in ein Entsprechungsverhältnis setzt. 

Jeder Versuch, der die Bedingung der Möglichkeit, 
das Subjekt zu begreifen, nicht als aus der Vermittlung 
herausgesetzt bestimmt, und jeder Versuch, der das Sub- 
jekt nicht wiederum als Moment einer gesellschaftlichen 
Selbstvermittlung begreift, die ein Subjekt so aus sich he- 
raussetzt, dass dieses sich selbst als in der Vermittlung ste- 
hend betrachten kann und gezwungen ist, sich in dieser 
Vermittlung zu sich selbst entscheiden zu können, jeder 
Versuch also, diesem Problem zu entgehen, muss zu 
ontologischen und anthropologischen Setzungen greifen, 
um »den Menschen« unkritisch an irgendetwas der Ver- 
mittlung vermeintlich Vorgängiges und Äußerliches zu 
erden. Wenn das Subjekt nicht ontologisch geerdet wer- 
den soll, aber auch nicht als Effekt einer zirkulären Selbst- 
vermittlung der Gesellschaft wiederholt werden soll (so 
dass einfach die Vermittlung der bürgerlich-kapitalistis- 
chen Gesellschaft selbst ontologisiert wird), dann muss 
zum Gegenstand der Kritik werden, warum für das Sub- 
jekt die gesellschaftliche Vermittlungsweise und die eige- 
ne Vermitteltheit nicht hintergehbar sind und solche Ver- 


suche ins Nichts fallen: Warum gibt es keine revolutionä- 
re Theorie und keinen revolutionären Standpunkt? 

M. B. geht dagegen immer schon vom je konstituier- 
ten und bestimmten Dasein aus, und auch das Subjekt ist 
je konstituiert als Position darin. Das Nichts ist nicht das 
Problem, dass sich die Methode der Vermittlung von Da- 
sein und Subjekt nicht anders reflektiert als eben in die- 
sen selbst, das Nichts ist vielmehr nur ein Nichtsein von 
irgendetwas innerhalb der je bestimmen Daseinswelt und 
stellt eine Lücke im Dasein dar, die die Möglichkeit und 
die Freiheit des Subjekts eröffnet, sich ins Spiel zu brin- 
gen, den Spielraum der Lücke zu füllen und die Daseins- 
welt zu verschieben, und das Subjekt wird von M.B. noch 
angehalten, diese Möglichkeit zu ergreifen und zu verwir- 
klichen - als ob man das bürgerliche Subjekt noch auffor- 
dern müsste zu tun, was es ohnehin tut. Doch das sieht 
auch M.B. Um sich davon abzusetzen, wird das Dasein 
im bürgerlichen Alltag als eine Art Verfallenheit, als ein 
unbewußtes und ohnmächtiges Dasein hingestellt »Rou- 
tine«, »Alltäglichkeit«) und existenzialistisch überboten: 
Obwohl man immer schon im Dasein eingeschrieben ist, 
kommt es noch darauf an, zu begreifen, dass man immer 
schon eingeschrieben ist, dass grundsätzlich alles auf dem 
Spiel steht und man gehalten ist, eine existenzielle Wahl 
zu treffen und sich gewissermaßen zu sich selbst zu ent- 
scheiden, sich zu ergreifen und zu entwerfen. Ja, es muß 
gerade wegen dieser Verfallenheit an die »toten Verwick- 
lungen« und die gesellschaftliche Ohnmacht erst durch 
ein »tatsächliches Engagement« eine Situation geschaffen 
werden, ein Ereignis, dass man sich überhaupt aufs Spiel 
setzen und eine »Gegenverwirklichung« realisieren kann. 
Damit scheint sowohl der bürgerliche Alltag als auch die 
gediegene Geschichtsmetaphysik des ML durchbrochen, 
und vom Tat-Ich Fichtes über die anarchistische Propa- 
ganda der Tat bis zur Selbstermächtigung zum deutschen 
Sonderweg scheint alles offen - aber nur, weil man sich, 
wenn man meint, sich entscheiden zu können, immer 
schon für etwas Revolutionär-Alltägliches entscheiden 
musste: Warum soll denn überhaupt etwas sein? Weil 
man, indem man überhaupt etwas wollen will, sich als 
selbstbewusstes bürgerliches Subjekt konstituiert. 


Warum soll überhaupt etwas sein? 


Das Nichts verweist auf ein Darstellungsproblem: Die 
Methode der bürgerlich-kapitalistischen Vermittlung 
lässt sich nicht als solche reflektieren, sondern reflektiert 
sich nur durch ihre gegenständliche Darstellung. Das 
Nichts ist gleichsam der blinde Fleck der Vermittlung, die 
je schon in Subjekt und Objekt verschoben und unterge- 
gangen ist. Die Möglichkeit der Bestimmung wird in der 
bürgerlichen Gesellschaft im Subjekt verortet, das sein 
Dasein nachvollziehen, sich darin einsetzen und entwer- 
fen kann: als Arbeitskraft, Warenbesitzer, Geld-, Rechts- 
und Politsubjekt, Motor der Geschichte usw. Dies gelingt 
im Subjekt, weil es im Selbstbewusstsein ein Maß der Be- 
stimmung hat, durch das Bewusstsein und Dasein über- 
haupt erst ins Verhältnis und in Bestimmung gesetzt und 
reflektiert werden im Sinne eines Entsprechungsverhält- 
nisses. Das Subjekt, indem es sich als Moment einer Ver- 
mittlung reflektieren kann, der es selbst immanent ist 
und der gegenüber es sich zugleich als außerhalb verortet, 
so dass es neben sich steht und sich selbst zusieht, meint 


also genau genommen nicht, eine leere 
Stelle im Dasein besetzt zu haben, die 
durch das Subjekt selbst eröffnet wird, 
sondern es setzt sich an die leere Stelle der 
je verschwundenen Vermittlung zwischen 
Bewußtsein und Dasein. Es stellt im Maß 
seines Selbstbewußtseins jeweils ein Ent- 
sprechungsverhältnis von Dasein und 
Bewusstsein her, durch das die Vermitt- 
Jung begriffen, beurteilt und durch Be- 
schlüsse geschlossen werden soll, und so 
vermittelt sich die Vermittlung weiter. 
Wie dieses Maß dem Subjekt ermöglicht, 
sich aus seinem Dasein auszuschließen, 
um sich überall darin einzusetzen, kann 
hier nur angedeutet werden. Eine Veran- 
schaulichung bietet ein Film, der kurz 
nach The Man... erschien: Mullholland 
Drive von D. Lynch. Er überbietet oder 
unterläuft die zentrale Frage von The 
Man..: »Warum ist überhaupt etwas und 
nicht vielmehr nichts?« indem er die Frage 
aufwirft: »Warum soll überhaupt etwas 
sein?« 

Wenn M.B. in Phase 2.04 auf Eds 
Stimme im Off verweist (»The Speaker 
who wasn’t there«), die keineswegs ein 
Nichts sei, sondern die Erzählung voll- 
zieht, die durch das sich darin konstitu- 
ierende Ich zusammengehalten wird, so 
zielt Mullholland Drive genau auf so eine 
Subjektkonstitution im Off, die das sich 
selbst bewusste Subjekt ständig vollzieht, 
indem es als Maß der Entsprechung von 
Begriff und Sache das eigene Reflektieren 
reflektiert. 

Mullholland Drive erzwingt eine 
Interaktivität mit dem Zuschauer im Off, 
indem er die maßgebliche Vermittlungs- 
leistung des Subjekts fordert und zugleich 
ins Leere laufen läßt. Wenn oben ange- 
deutete wurde, dass die Leistung des bürg- 
erlichen Subjekts darin besteht, die gesell- 
schaftliche Vermittlung als je vollzogen zu 
setzen, so zerschneidet Lynch genau die- 
sen »rote Faden«, so dass Bedeutung nicht 
zu Sinn verknüpft wird und sich nicht als 
Geschichte erzählt: Bestimmungen blei- 
ben in der Zeit nicht identisch, d.h. die 
Bestimmungen haben keinen Zusammen- 
hang, der sich in der Zeit als lineare Ge- 
schichte erzählen oder als Topologisierung 
der Zeit begreifen läßt; die Relationen der 
Subjekte und Objekte bleibt in der hori- 
zontalen Ebene des Raumes nicht iden- 
tisch, und ihre räumlichen Verschiebun- 
gen passen nicht, d.h. die Verzeitlichung 
des Raumes bildet keinen folgerichtigen 
Zusammenhang, und in der Einheit von 
Begriff und Anschauung, Signifikant und 
Signifikat, Person und Name wird einseit- 
ig nur je ein Pol ausgetauscht. Dadurch 
wird verhindert, was für die bürgerliche 


Gesellschaft und ihr Subjekt wesentlich 
ist: Das Dasein und seine Geschichte 
kann nicht nachvollzogen werden, die 
Dinge und Personen können nicht als 
identische aufrechterhalten und darum 
nicht beliebig eingesetzt werden, und da- 
her können sie auch nicht im Sinne einer 
durchgängigen, folgerichtigen Handlung 
entworfen werden. Dem Film muss zwar, 
indem er etwas zur Darstellung bringt, 
eine vollzogene Vermittlung und Metho- 
de der Darstellung unterstellt und, diese 
müssen als je vollzogen angenommen 
werden, sie ergeben in dieser Darstellung 
aber keinen Sinn, und so entsteht nur der 
Sinn, dass Sinnlosigkeit sich einstellt. 

Was Lynch damit aber eigentlich »zer- 
schneidet«, ist der Schein der Kontempla- 
tion, in der sich der Zuschauer befindet, 
und darin liegt der subjektkritische Ge- 
halt. Denn wenn eine Geschichte so er- 
zählt wird, dass das Subjekt seine Aktivität 
bei der Sinnstiftung dadurch erkennt, dass 
es mit ihr scheitert, wenn es also sich selbst 
im Film nicht nachvollziehen kann und 
nicht, indem es zum Maß der Entspre- 
chung von äußerer Anschauung und inne- 
rer Einsicht wird, zu sich selbst kommt, 
dann liegt der Sinn des Subjekt nur noch 
darin, so sinnlos zu werden wie das, was es 
als Sinn und Bedeutung aufgenommen 
hat, um es als sinnlos verwerfen zu kön- 
nen. 

Die Pointe ist, dass wir gezwungen 
sind, so zu tun, als ob schon vorher ein 
Inhalt und ein verborgener Sinn »an-sich« 
im Film wie in der Gesellschaft und ihrer 
Geschichte enthalten sind, auch wenn die 
Bedeutung durch den nachträglichen 
Prozeß der Sinnstiftung erst dazu gemacht 
wird, und dass ebenso umgekehrt da- 
durch, dass eine Bedeutung realisiert wird, 
zugleich dieselbe als vorausgesetzt erst ent- 
steht. Dieses Paradox erscheint gelöst, in- 
dem es sich in seiner Darstellung verzeit- 
licht und im Raum verschiebt, d.h. sich 
geschichtlich entwickelt und einholt und 
als Veränderung der Daseinswelt ausrollt, 
doch das wäre ein weiteres Thema. Hier 
sollte nur gefragt werden, warum man 
sich entscheiden und positionieren soll 
und warum überhaupt etwas sein muss: 
Weil etwas sein muss, solange das Subjekt 
konstitutiv ist für die gesellschaftliche 
Vermittlung insoweit, als es sich dessen 
selber so bewußt wird. 


Frank Engster, 
Institut für Methodenkritik (IM) 
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12.12.- 15.12.02 


EU-Gipfel in Kopenhagen mit ver- 
schiedenen Aktionen 


Infos unter www.eu2002.tk 
14.12.02 

Kopenhagen, 11.00 Uhr 
»Internationale Demonstration« 
13.1202 
Informationsveranstaltung 

»Das Empire und die Multitude als 
Gegenmacht« mit Antonio Negri 
Ort: Frankfurt a.M. 
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Analyse Rosa Luxemburg e.V. 
12.01.03 
Liebknecht-Luxemburg- 
Demonstration 

Berlin, 10.00 Uhr am U-Bahnhof 
Frankfurter Tor 


07.02.- 09.02.03 
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